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Vorwort 

Am 28. und 29. Juni 2000 führte die Gruppe Kriminalstrategie des Bundes­
kriminalamtes zum siebten Mal die - 1993 ins Leben gerufene - Informati­
onsveranstaltung "Forum KI 1" (im Hotel Oranien) in Wiesbaden durch. 

Ziel der Tagung ist es, sich mit Vertretern der Polizeien des Bundes, der 
Bundesländer und des benachbarten Auslandes über aktuelle Projekte auf 
dem Gebiet polizei bezogener - nicht-technischer - Forschung auszutauschen 
und etwaigen Forschungsbedarf der polizeilichen Praxis festzustellen. 

Zum Teilnehmerkreis zählten auch in diesem Jahr wieder vornehmlich Ver­
treter der Landeskriminalämter und der FachhochschulenlBildungsinstitute 
der Länderpolizeien. Aus dem Ausland konnten Gäste aus Belgien, den Nie­
derlanden, Slowenien und Ungarn begrüßt werden. Ferner waren Wissen­
schaftler der Universitäten München, Bochum und Groningen (NL) 
- als Referenten zu BKA-Projekten - vertreten. 

Vorgetragen wurde zu Projekten aus den Bundesländern Bayern, Hamburg, 
Hessen und Niedersachsen sowie der Gruppe Kriminalstrategie des BKA. 
Die Redebeiträge der Veranstaltung sind in der vorliegenden Broschüre do­
kumentiert. 

Dr. Ahlf 

Leiter der Gruppe Kriminalstrategie 
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Statement: Empirische Polizeiforschung in Deutschland 

Ernst-Heinrich Ahlf 

1 Einleitung 

Die empirische Polizei forschung in Deutschland ist in jüngster Zeit zum 
Thema geworden: Schneider hat gerade den 3. Teil seiner Folge "Polizei­
Wissenschaft" in der Kriminalistik veröffentlicht, das Kriminologische For­
schungsinstitut Niedersachsen e. V. (KFN) will dieses Thema zu einem sei­
ner Arbeitsschwerpunkte machen und die Polizei-Führungsakademie (PFA) 
hat kürzlich ein Seminar zu diesem Thema veranstaltet. Eine verstärkte kri­
minolgische Polizeiforschung ist jüngst in der Literatur (z. B. Heinz, Die 
Abschlussentscheidung des Staatsanwaltes aus rechtstatsächlicher Sicht, in: 
Geisler (Hg.), Das Ermittlungsverhalten der Polizei und die Einstellungspra­
xis der Staatsanwaltschaft, KUP, Bd. 29, 1999, 125 f. (199) ) aber auch von 
der Politik angemahnt worden. So hat die CDU in ihren "Thesen zur Krimi­
nalpolitik", Die Welt vom 20.6.00, gefordert, deutlich solchen Tendenzen 
entgegenzutreten, die beabsichtigen, die kriminologische Forschung aus 
finanziellen Gründen zu reduzieren. 

Aus wissenschaftlicher Sicht stellt sich der zeitliche Ablauf der Debatte wie 
folgt dar: 

• 1994 hatte Kerner (Empirische Polizeiforschung in Deutschland, in: 
Kühne/Miyazawa (Hg.): Neue Strafrechtsentwicklung im deutsch­
japanischen Vergleich, 1995 S. 221 f.) erstmals das Feld grundlegend 
bearbeitet und festgestellt, dass die empirische Polizeiforschung in 
Deutschland "noch nicht das Stadium der Reife erlangt" habe. 

• 1999 hatte Ohlemacher (Empirische Polizeiforschung in der Bundesre­
publik Deutschland, Versuch einer Bestandsaufnahme 1999, For­
schungsberichte der KfN Nr. 75, S. 36/37) für das Ende der 90er Jahre 
den "state of the art" der empirischen Polizeiforschung in Deutschland 
wie folgt beschrieben: 

die Methoden der empirischen Poliz~iforschung sind vielfältiger 
geworden 
die Polizeiforschung "über" die Polizei hat sich anteilsmäßig ver­
stärkt 
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die empirische Polizeiforschung ist im Vergleich zu anderen krimi­
nologischen Forschungsgebieten noch immer schwach ausgeprägt. 

• Schneider hat in diesem Jahr in einer dreiteiligen Folge in der Krimina­
listik unter dem Titel: "Polizei - Wissenschaft" (Kriminalistik 4/2000 
S. 218) resümiert: "Die deutsche Polizeiwissenschaft ist gegenüber dem 
gegenwärtigen internationalen Stand in Rückstand geraten". Er hat dies 
mit der unfruchtbaren Labeling-Debatte in den 70er Jahren begründet. 

Keiner der drei genannten Autoren hat dabei die institutionelle Einrichtung 
dieses Forums benannt/zitiert, bei dem seit 1994 immerhin genau 50 polizei­
bezogene (Forschungs-)projekte oder Initiativen zwischen den Forschern und 
den Mitarbeitern aus der Polizeipraxis diskutiert und in 5 Bänden des Forums 
veröffentlicht worden sind. 

Unerwähnt blieb auch die vom Bundeskriminalamt - Gruppe KI 1 - (BKAI 
KI 1) herausgegebene Forschungsdokumentation (nunmehr in der 2. Aufla­
ge), bei der ein Überblick der empirischen Polizeiforschung zu folgenden 10 
Feldern gegeben wird: Ausländerfeindlichkeit/Rechtsextremismus, Drogen, 
MeinungsumfragenlDunkelfeld, Gewalt/Opferproblematik, Kinder- und Ju­
gendkriminalität, Organisierte Kriminalität, polizeiliche Arbeitsmethoden, 
Prävention, Wirtschaftskriminalität, sonstige Projekte. 

Diese beklagenswerte Faktenunkenntnis mag erstaunen oder erstaunt auch 
wieder nicht, weil die drei genannten Autoren (Ausnahme Kerner) offenkun­
dig im wesentlichen nur die universitäre Polizeiforschung im Blickfeld hat­
ten/haben. Der abgerundete Überblick über die deutsche polizeiliche Polizei­
forschung fehlt bei Schneider völlig und ist bei den beiden anderen Autoren 
zumindest lückenhaft (s. 0). 

Gleichwohl sollte die neuerdings entfachte Debatte schon deshalb ernst ge­
nommen werden, weil sich aus ihr durchaus sinnvolle Anregungen für die 
Polizeiforschung innerhalb der Polizei aber auch mögliche Rückwirkungen 
auf die Polizeiarbeit ergeben können. Deshalb möchte ich etwas genauer auf 
diese drei Arbeiten eingehen. 

2 Begriff empirische Polizeiforschung 

Zunachst gilt es zu klären, was unter dem Sammelbegriff der empirischen 
(d. h. der nicht-technIschen) Polizei forschung zu verstehen ist. 
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(I) Klassisch differenziert Kerner bei der Polizeiforschung zwischen drei 
Feldern: 

der Erforschung von Einzelphänomenen, 
dem Bürger-Polizei-Verhältnis und 
der Polizei organisation und den sog. Polizeiinterna. 

(2) Ohlemacher differenziert zwischen den beiden Feldern: 

empirische Polizeiforschung für die Polizei und 
empirische Polizeiforschung über die Polizei. 

(3) Schneider geht vom Begriff der "Police Science" aus und differenziert 
zwischen: 

Police, also der Polizeiorganisation und den PoIizeiinterna und 
Policing, also der formellen Sozialkontrolle durch die Polizei und 
dem Bürger-Polizei-Verhältnis. . 

3 Universitäre und polizeiliche empirische Polizeiforschung 

Für das BKA liegt der Schwerpunkt der empirischen Polizeiforschung darin, 
für die Polizei weiterführendes Wissen zu erzeugen, zumal dabei regelmäßig 
auch Aussagen "über" die Polizei getroffen werden. Dies war auch der Sinn 
und Zweck sowie der historische Grund für die Einrichtung der damaligen 
knminalistisch-kriminologischen Forschungsgruppe im BKA Anfang der 
70er Jahre. Entsprechend wurde auch das BKA-Gesetz 1973 (§ 2 Abs. 1 Nr. 
5 - 7 BKAG '73) angepasst. Empirische Polizeiforschungfür die Polizei war 
und ist damit die eigentliche Legitimationsgrundlage für das Handeln der 
Gruppe Kriminalstrategie. Diese Aufgabe ist nicht nur gesetzlich dem BKA 
übertragen worden (vergl. § 2 Abs. 6 Nr. 2 und 3 BKAG), sie wird auch von 
der Politik und den Mitarbeitern der Polizei erwartet. Aus historischer Sicht 
verlangte die Innenpolitik Anfang der 70er Jahre konkrete empirische For­
schungsergebnisse, die die Arbeit der Polizei modernisieren und reformieren 
sollten in bewusster Abkehr zu den endlos erscheinenden universitären La­
beling-Debatten. 

Eindrucksvoll hatte Kerner in seinem grundlegeJ.1den Beitrag (1994) gezeigt, 
welche bedeutenden Impulse und weiterführenden Arbeiten von dieser poli­
zeilichen empirischen Polizeiforschung ausgingen. Heute kann ich insoweit 
zusammenfassend auf das umfangreiche Literaturverzeichnis der Gruppe 
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Kriminalstrategie des BKA (Veröffentlichungen des Kriminalistischen Insti­
tuts des BKA, Gesamtverzeichnis, Stand Mai 2000 mit seinen 175 Seiten, 
auch über Internet abrufbar) verweisen. Zusätzlich wird aber auch ausdrück­
lich auf die wichtigen und weiterführenden Arbeiten der kriminologischen 
Forschungsgruppe beim Bayerischen LKA, die der Forschungsstelle des 
Landeskriminalamtes (LKA) Hamburg und die der Fachhochschulen für 
Polizei, insbesondere die der Fachhochschule für Polizei Villingen­
Schwenningen, verwiesen. 

4 Weiterentwicklung 

Meines Erachtens sollte sich die polizeiliche empirische Polizei forschung auf 
folgenden sechs Feldern weiterentwickeln: 

(I) Wir sollten die Abläufe vom Tatgeschehen besser verstehen. 

Es geht insoweit zum einen darum, mögliche Muster des Tatherganges 
besser zu erkennen und zum anderen darum, derartige Tathergangsanaly­
sen mit dem Tatortbefundbericht und den kriminaltechnischen Analysen 
(wie z. B. DNA, Erkennungsdienst usw.) optimaler zu vernetzen. 

(2) Wir sollten die Kommunikationsprozesse im Ermittlungsverfahren wie 
auch bei klassischen polizeilichen Einsätzen (im Sinne der Deeskalation) 
genauer analysieren. 

Es geht z. B. darum, das Kommunikationsverhalten der Polizei im Poli­
zei - Zeugen-/Beschuldigten-/Opfer-lBetroffenenverhältnis zu optimie­
ren. In diesem Zusammenhang sollten aber auch so heikle Themenfelder 
wie z. B. die Konfliktverteidigung in ihren Kommunikationsstrukturen 
analysiert werden. Schließlich sollte meines Erachtens auch die sog. 
Dolmetscherproblematik mit ihrer Bedeutung für die Bekämpfung der 
Ausländerkriminalität viel genauer untersucht und kritischer beobachtet 
werden. 

(3) Es sollten kreativere Verfahren zur Erzeugung polizeilichen Wissens 
vorangetrieben werden. 
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Ich denke hier an Kompetellzzentren bei der Polizei, wie sie z. B. für die 
kriminal polizeiliche Auswertung beim Service- und Beratungszentrum 
Auswertung des BKAIKI 14 oder für operativen Fallanalysen (OFA) im 
BKAIKI 13 bereits existieren. Derartige Kompetenzzentren gibt es schon 
seit langem in den USA. Beispielhaft darf ich an das NIPC (NatIOnal 
Policy on critical Infrastructure Protection Center) erinnern. 



(4) Die Konflikt- und Stressbewältigung im polizeilichen Alltag sollte durch 
wissenschaftlIch erarbeitete VerfahrenlMethoden optimiert werden. 

Die Polizei wird als "Schlichter" immer stärker gefordert, verfügt aber 
nicht immer über die entsprechende soziale/kommunikative Kompetenz 
zur Streitschlichtung und ist gerade im Verhältnis zu den fremdsprachi­
gen Betroffenen erheblichem Stress ausgesetzt. Deshalb ist auch der ge­
nerelle Fremdenfeindlichkeitsvorwurf an die Polizei falsch, wie die Stu­
die der PFA, Polizei und Fremde, Belastungen und Gefährdungen von 
Polizeibeamten im alltäglichen Umgang mit Fremden, 1995, deutlich 
belegt hat. Vielmehr ergeben sich beim Umgang mit Fremden zum Teil 
erhebliche, belastende Stressfaktoren. 

(5) Die Verbesserung der ArbeitszuJriedenheit der Mitarbeiter, sog. Com­
mitment 

Meines Erachtens ist die empirische Polizeiforschung auch gefordert, 
dazu beizutragen, ein positives Selbstverständnis bei den Polizeibeamten 
zu fördern/zu vertiefen. Es ist bedrückend, wenn etwa 50 % der Polizei­
beamten ihren Beruf nicht wieder wählen würden. Deshalb sind Er­
kenntnisse und Erfahrungen zur Vertiefung des sog. Commitment zu 
entwickeln, um auf diese Weise die vielfach angemahnte neue, positive 
Polizeikultur zu stärken. Dabei geht es weniger darum, weitere "Defizit­
analysen" zu erheben, sondern vielmehr darum, die polizeiinternen Or­
ganisationsstrukturen und Verfahren (z. B. Beförderun­
genlBeurteilungenlBeschaffungsverfahren/Abläufe/Strukturen beim Ein­
satz von Sonderkommissionen usw.) bei den einzelnen Polizeibehörden 
zu optimieren. Stichworte sind insoweit: 

weiteres Öffnen zur Teamarbeit 

Entwickeln einer angstfreien Fehlerkultur 

Qualitätsmanagement in der Polizei (in Richtung TQM bzw. EFQM) 

Erkennen der jeweiligen Wertestruktur innerhalb der einzelnen Poli­
zeibehörde, auf der die berufskulturellen Aspekte aufbauen (Werte­
management). Im Rahmen dieses Wertemanagements sollten zu­
nächst die vier Wertefelder in der jeweiligen Polizeibehörde, also 
die Leistungswerte, die Organisationswerte, die personalen Werte 
und die kommunikativen Werte zueinander in Beziehung gesetzt 
werden, um so die Wertestruktur in der Behörde überhaupt erst 
richtig zu erkennen, um anschließend entsprechende Maßnahmen 
einzuleiten. Nach meiner überschlägigen Einschätzung befinden sich 
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leider die Leistungswerte im Abschwung und die personalen Werte 
im Aufschwung mit allen Konsequenzen für die konkrete Polizei­
praxis. 

(6) Evaluationen 

Die Polizei muss insbesondere in Zeiten knapper Kassen ihre Maßnah­
men/Konzepte auch und gerade im Bereich der Kriminalprävention auf 
deren Wirksamkeit nachvollziehbar überprüfen. Evaluations-Know-how 
ist deshalb von der polizeilichen empirischen Polizeiforschung einzufor­
dern. Insoweit wird auf die Arbeit der neuen Projektgruppe der Kommis­
sion Polizeiliche Kriminalprävention (KPK) und des BKA aber auch auf 
BKA-eigene Initiativen zu diesem Themenfeld verwiesen. 

5 Personelle und finanzielle Konsequenzen 

Diese ForderungenIIdeen bleiben freilich ohne praktische Relevanz, wenn die 
Polizei nicht in der Lage ist, entsprechende sozialwissenschaftlich vor- und 
ausg(~bildete Spezialisten einzustellen, um die genannten Aspekte zur Wei­
terentwicklung der empirischen Polizeiforschung erfolgreich voranzutreiben. 

Empirische Polizeiforschung ist auch nicht zum Nulltarif zu haben. Im inter­
nationalen Vergleich hat das Finanzvolumen, das in Deutschland für die 
empirische Polizeiforschung zur Verfügung gestellt wird, einen ausgespro­
chen bescheidenen Umfang, der dringend erforderlich erscheinende größere 
Projekte (z. B. flächendeckende regelmäßige Dunkelfelduntersuchungen, 
größ(~re Evaluationen, breit angelegte empirische Erhebungen zu Einzelphä­
nomenen) per se ausschließt. So hat der Bund bei den Haushaltsverhandlun­
gen für das Jahr 2001 erneut den Forschungstitel des BKA gekürzt. 2001 
werden dem BKA nur noch 380.000,-DM als Forschungsmiuel zur Verfü­
gung stehen, die Hälfte davon für die hier diskutierte empirische Polizeifor­
schung. Die politischen Forderungen, die kriminologische Polizeiforschung 
zu intensivieren, kommen leider nur von den jeweiligen Oppositionsparteien. 
Diese Parteien, egal welcher Couleur, kürzen aber in Regierungsverantwor­
tung regelmäßig diese Ansätze und dies bereits seit Jahren. 

Wem fällt da nicht die Bibel ein? An den Taten sollt ihr sie erkennen. 
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Illegale Handlungen im Zusammenhang mit der Vermitt­
lung von Krediten - Eine empirische Studie zur Phänome­
nologie des Kreditvermittlungsbetruges im Spiegel der all­
gemeinen wirtschaftlichen Lage 

Hedwig Risch 

1 Einleitung 

1.1 Notwendigkeit 

Ergebnisse aus Querschnittsanalysen zur Verschuldung privater Haushalte 
des Statistischen Bundesamtes belegen, dass die Verschuldung von privaten 
Haushalten ein besonderes Problem in unserer Gesellschaft darstellt. Mitt­
lerweile sind 7 % aller Haushalte in Deutschland nicht mehr in der Lage, ihre 
laufenden Verpflichtungen aus ihren Einkünften zu bestreiten. Dies hat zur 
Folge, dass die Nachfrage nach angeblich unkomplizierter Kreditgewährung 
immer größer wird. Den unseriösen und betrügerisch handelnden Kreditver­
mittlern wird damit ein breites Betätigungsfeld eröffnet. 

Auch vor dem Hintergrund der Liberalisierung der internationalen Kapital­
märkte und der sich in diesem Zusammenhang ständig ändernden Rahmen­
bedingungen wird dem Phänomen des Kreditvermittlungsbetruges in den 
vielfältigen Facetten seiner Ausprägung zunehmende Aufmerksamkeit zu 
widmen sein. 

Die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) 1999 verzeichnet einen Anstieg bei 
der Wirtschaftskriminalität um 26,3 %. Ein Schwergewicht der rund 109.000 
Fälle lag auf Straftaten im Finanzierungsbereich. Die deutliche Zunahme der 
Wirtschaftskriminalität z. B. in Hamburg ist auf einen komplexen Fall des 
Kreditvermittlungsbetruges zurückzuführen. 
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1.2 Ziel 

Im Mittelpunkt des Forschungsprojektes stehen die illegalen Handlungen im 
Zusammenhang mit der Vermittlung von Konsumentenkrediten. Ziel der 
Untersuchung ist es, die Position der Beteiligten im Zusammenhang mit der 
Vermittlung von Krediten zu durchleuchten. Es wurden Vorschläge für poli­
zeiliche Präventions- und Repressionsmaßnahmen erarbeitet, um die Mög­
lichkeiten betrügerischen Handeins in der Grauzone zwischen rechtlich noch 
erlaubtem und strafrechtlich sanktioniertem Verhalten zu verhindern. 

Die Studie geht auf Anregung der ehemaligen "Kommission Wirtschaftskri­
minalität" der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Landeskriminalämter und 
des BKA (AG Kripo) zurück; sie wurde als Eigenprojekt in der Gruppe Kri­
minalstrategie (KI 1) durchgeführt. 

1.3 ProjektdesignlUntersuchungsmethode 

Im Mittelpunkt der Untersuchung steht die mündliche Befragung von krimi­
nalpolizeilichen Sachbearbeitern in den Bundesländern. Neben einer Analyse 
der entsprechenden Statistiken, das sind in diesem Fall die Kreditnehmersta­
tistik der Deutschen Bundesbank, die Polizeiliche Kriminalstatistik und die 
Strafverfolgungsstatistik und der Auswertung der Fälle des Sondermelde­
dienstes Wirtschaftskriminalität aus dem Jahre 1998 wurde eine Analyse der 
rechtlichen Rahmenbedingungen durchgeführt. 

Darüber hinaus wurden Angehörige von Schuldnerberatungsstellen, Mitar­
beiter von Banken und Geschädigte (Opfer) befragt. Die Befragungen wur­
den im Juni 1998 abgeschlossen. 

Im Rahmen der bundesweiten Polizeibefragung wurden 46 kriminalpolizeili­
che Sachbearbeiter aus 28 Dienststellen befragt. Die Auswahl der Interview­
partner erfolgte auf der Basis der von den Landeskriminalämtern in einer 
Länc\erumfrage benannten Dienststellen unterschiedlicher Hierarchieebenen. 
Ein weiteres Auswahlknterium war die regionale Verteilung auf Großstädte, 
das regionale Umfeld von Ballungsräumen sowie auf Mittelstädte und länd­
lich strukturierte Gebiete. 

Bei der Auswahl der Experten waren die Mitglieder der "Kommission Wirt­
schaftskriminalität" behilflich. Auf diese Weise war gewährleistet, dass echte 
Experten, die aus zahlreIchen Ermittlungsverfahren über emschlägige Erfah-
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rungen auf dem Gebiet des Kreditvermittlungsbetruges verfügen, bezie­
hungsweise aktuell mit umfangreichen Ermittlungsverfahren betraut waren, 
als Probanden benannt wurden. 

Um die Einhaltung einer gewissen Gesprächsstruktur zu gewährleisten, wur­
de ein Leitfaden mit insgesamt 5 Fragenkomplexen und 30 Einzelfragen zur 

Phänomenologie, 
Gesetzgebung, 
Prävention, 
Repression und 
Dienststellensituation 

erarbeitet. 

Dennoch hatte jeder Proband im Rahmen der mündlichen Befragung genü­
gend Freiraum über konkrete Fragestellungen hinaus, Einzelprobleme und 
Besonderheiten sowohl aus abgeschlossenen als auch aus laufenden Ermitt­
lungsverfahren darzustellen. 

Die Befragung der Mitarbeiter von Banken und Schuldnerberatungsstellen 
wurde anhand modifizierter Leitfaden durchgeführt. 

2 Resultate 

2.1 Phänomenologie 

Die "Kreditangebotspalette" ist vielfältig. Sie reicht von Kleinkrediten (Kon­
sumenten-IHausfrauenkredite), meist zwischen 5.000 DM und 10.000 DM, 
bis zu Kreditangeboten in Höhe von mehreren Millionen DM zur Firmen­
gründung bzw, -sicherung. In der Mehrzahl der zur Anzeige gebrachten Fälle 
entstehen die ersten Kontakte seitens des Kreditvermittlers über Zeitungsan­
noncen. Bundesweit werden in Inseraten in überregionalen Zeitungen, in 
bundesweiten (Fernseh-)Zeitschriften oder in einschlägigen Fachzeitschriften 
günstige Kredite mit unkomplizierter Vermittlung und ohne jegliche Boni­
tätsprüfung und Absicherung angeboten. 

Der Kreditsuchende meldet sich nun telefonisch unter der im Inserat angege­
benen Telefonnummer und teilt seine Kreditwünsche mit. Ebenfalls am Tele­
fon werden seine Personalien entgegen genommen und ein Termin für den 
"Hausbesuch" vereinbart. 
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Im Rahmen der Hausbesuche kommt es in der Regel nach einem sogenannten 
Beratungsgespräch zum Abschluss des Kreditvermittlungsvertrages. Nach 
Aussagen der Geschädigten werden zu diesem Zwecke den Kreditsuchenden 
bis zu zehn Formulare zur Unterschrift vorgelegt. 

Nach Abschluss des Kreditvermittlungsvertrages und nach Leistung aller 
Unterschriften erhält der Kreditantragsteller eine schriftliche Kreditzusage, 
wobei der gewünschte Kredit innerhalb einer Zeitspanne zwischen vier und 
sechs Wochen in Aussicht gestellt wird. Während dieser Frist täuscht der 
illegal handelnde Kreditvermittler Aktivitäten etwa in Form der angeblich 
doch notwendig gewordenen Bonitätsprüfungen vor. Danach bricht jeglicher 
Kontakt zwischen der Kreditvermittlungsfirma und dem Kreditsuchenden ab. 

In der Regel ist eine Kreditvermittlung gar nicht beabsichtigt. Vielmehr hat 
es der Kreditvermittler ausschließlich auf die im voraus bar zu zahlende oder 
aber per Lastschrift einzuziehende Vermittlungsgebühr abgesehen, die als 
Aufwandsentschädigung in Anspruch genommen werden kann. Nach § 17, 
Satz 2 Verbraucherkreditgesetz (VerbrKrG) gibt es einen (vermeintlichen) 
Anspruch auf Erstattung entstandener, erforderlicher - das heißt nachgewie­
sener - Auslagen. Gängige Praxis der betrügerisch handelnden Kreditver­
mittlungsfirmen ist es, pauschalierte Kostenauflistungen in standardisierter 
Form, getarnt als Auslagenpauschalen oder Reisekosten, vorzulegen. Der 
Verweis auf die gesetzliche Grundlage der §§ 17 VerbrKrG und 652 Abs. 2 
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) dient als Nachweis der Erforderlichkeit 
dieser Auslagen. Bei den Kreditsuchenden wird so der Eindruck erweckt, es 
handele sich um tatsächlich entstandene Kosten, die an den Vermittler, auch 
ohne Zustandekommen eines Kredites, zu zahlen sind. Die Höhe dieser "Vo­
rabgebühr" beträgt zwischen sechs und zwanzig Prozent der zu vermittelnden 
Kreditsumme. 

Darüber hinaus zeichnet sich die Phänomenologie des Kreditvermittlungsbe­
truges durch das Betreiben von "Koppelungsgeschäften" aus. Nicht selten 
wird der Kreditsuchende zur angeblichen Absicherung der zu vermittelnden 
Kredite, beziehungsweise zur vermeintlichen Verbesserung seiner Kredit­
würdigkeit, zu Abschlüssen von (neuen) Lebensversicherungen und Bauspar­
verträgen überredet. Dem potentiellen Opfer, das häufig auf dem "legalen" 
Weg keinerlei Chancen hat, einen Kredit zu bekommen, werden Kombinati­
onsgeschäfte in einer für ihn nicht mehr überschaubaren Kette von "Anlage­
und Absicherungsvariationen" zur angeblichen Bonitätssteigerung offeriert. 
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Die Kreditsuchenden, vornehmlich im privaten Bereich, zeichnen sich durch 
große Geduld aus. Mit Ausreden seitens des Kreditvermittlers, der die Ver­
zögerungen mit der mangelnden Bonität des Kreditsuchenden begrundet, 
lässt dieser sich immer wieder (bis zu einem halben Jahr) vertrösten. Durch 
diese Hinhalte- und Verzögerungstaktik verschafft sich der illegal handelnde 
Konsumentenkreditvermittler eine zusätzliche Einnahmequelle. Er verschickt 
nämlich nach einer geraumen Zeit Standardbriefe, in denen für eine zusätzli­
che Zahlung von 20 DM eine bevorzugte "EILT"-Bearbeitung des Kreditan­
trages zugesichert wird. 

Bei Durchsuchungen wird sichtbar, dass diese zusätzlichen Zahlungen oft 
regelmäßig auch von den Kreditsuchenden geleistet werden. 

Darüber hinaus werden mit Hilfe der Schaltung der Service-Nummer 0190, 
für die der Anschlussinhaber 2,70 DM pro Minute erhält (Hinhalten in der 
Warteschleife), innerhalb von vier bis fünf Tagen Einkünfte in fünfstelliger 
Höhe erzielt. Derartige Einnahmen stellen somit neben den pauschalierten 
Auslagenerstattungen und den Provisionen für abgeschlossene Bausparver­
träge und Lebensversicherungen sowie den Gebühren für die "EILT­
Bearbeitung" eine weitere lukrative Einnahmequelle dar. 

2.2 Täter und Täterstrukturen 

Die Täter sind in der überwiegenden Anzahl zwischen 30 und 55 Jahre alt. 
Sie haben häufig eine erhebliche Betrugskarriere hinter sich und zwar im 
Bereich des Darlehensvermittlungs- und Scheckbetrugs und der Untreue 
sowie mit Betrugshandlungen im Schneeballsystem. Der illegal handelnde 
Konsumentenkreditvermittler ist oft ohne jegliche fachspezifische Ausbil­
dung, in der überwiegenden Mehrzahl von niedrigem formellen Bildungsni­
veau, in der Regel jedoch sehr eloquent und mit seriösem Auftreten, das er in 
psychologischen Trainings erworben hat. Die Täter führen häufig einen auf­
wändigen Lebensstil. Es gelingt ihnen regelmäßig, durch ihr sicheres Auf­
treten hohe Fachkompetenz vorzuspiegeln. 

Der Nachwuchs rekrutiert sich häufig aus dem Verwandten- und Bekannten­
kreis. Es werden jedoch auch gezielt Mitarbeiter über Inserate in der örtlichen 
Presse geworben. 
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Nach Aussagen der kriminalpolizeilichen Sachbearbeiter sind im Bereich der 
illegalen Kreditvermittlungen vermehrt organisierte/mittäterschaftliche Täter­
strukturen festzustellen. 

Es lassen sich drei Grundformen der Täterstrukturen unterscheiden: 

(1) überörtliche, auch bundesweit (alte und neue Bundesländer), aber nicht 
international agierende Täter; 

(2) internationale (vermehrt EU-weit) Täterstrukturen; 

(3) selbständige Kreditvermittlungsfirmen und "Einzeltäter". 

Zur Täterhierarchie (im Sinne der finanziellen Abhängigkeit der unteren 
Hierarchieebenen) ist, ebenso wie zu den Täterstrukturen, eine eindeutige 
Beschreibung nicht möglich. Im wesentlichen konzentrieren sich die Proban­
denaussagen jedoch auf folgende Hierarchieebenen: 

(1) Auftraggeber mit Firmensitz im Ausland; 

(2) Hauptvermittler als Repräsentanten der ausländischen Firma im Bundes­
gebiet; 

(3) Untervermittler als eigenverantwortlicher Mitarbeiter des Hauptvermitt­
lers. 

Es smd hauptsächlich drei Praktiken zu beobachten: 

(I) Normalerweise reell arbeitende Finanzdienstleistungsfirmen haben 
gleichwohl in ihrem Angebot ein oder mehrere "dubiose Produkte" aus­
ländischer Anbieter. 

(2) Freie Mitarbeiter einer Finanzdienstleistungsfirma vermitteln die Kredit­
angebote ohne jegliche Kenntnis der betrügerischen Herkunft. 

(3) Die von vornherein kriminellen Praktiken. 
Hier handelt es sich in der Regel um ausländische Anbieter, die ihre 
Kreditangebote über Vermittler im gesamten Bundesgebiet verbreiten. 
Es kommt aber auch vor, dass die Firma im Ausland durchaus reell ar­
beitet und der Repräsentant in Deutschland die Betrügereien begeht. 

Die Geschäfte sind von vornherein auf Zeit angelegt, so die übereinstimmen­
de Aussage der Probanden aus dem Polizei bereich. Die Kreditvermittler 
nehmen sich gezielt vor, nur ein "Produkt" für eine ganz bestimmte Zeit 
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anzubieten. Die Zeitspanne liegt 10 der Mehrzahl der Fälle zwischen drei 
Monaten und einem Jahr. 

Darüber hmaus ist auch eine Strategie der langjährigen Bindung zu beobach­
ten. HIerbei werden die Opfer durch Koppelungsgeschäfte zu langjährigen 
finanZIellen Verpflichtungen an die Täter gebunden. Dies ist insbesondere die 
Domäne der regional arbeitenden "Einzeltäter". 

2.3 Die Opfer 

Die "klassischen" Kreditvermittlungsbetrugsopfer kommen aus der minder­
privilegierten sozialen Unterschicht. Da sie sich in einer Zwangslage befin­
den, sind sie bereit, die vorgelegten Formulare ohne jegliche Überprüfung zu 
unterschreiben. Sie informieren sich nicht einmal über die Herkunft der Gel­
der, es genügt ihnen zu erfahren, dass das Geld aus dem Ausland kommt und 
dass ausländische Geldgeberfirmen und Banken eher bereit und in der Lage 
sind, günstige Kreditkonditionen einzuräumen. 

Die Opfer kommen aber auch zunehmend aus den gehobenen Schichten 
(Ärzte, Rechtsanwälte). Hier handelt es sich hauptsächlich um Kredite zur 
Existenzgründung und Existenzsicherung. 

Häufig sind die Opfer dann auch Kapitalanleger. Es kommt sogar vor, dass 
Kredite zur Finanzierung von noch höheren Krediten aufgenommen werden, 
um dann in vermeintlich lukrative Kapitalanlagegeschäfte einzusteigen. 

Generell gilt jedoch, dass die Opfer eher jung sind, in der überwiegenden 
Anzahl im Alter zwischen 20 und 40 Jahren. 

Häufig gibt der Kreditsuchende Sicherheiten vor, die gar nicht existent sind. 
Nicht selten wird der Geschädigtenkreis zum Beschuldigtenkreis. 

Es verwundert daher nicht, dass sich die Opfer in der Regel als wenig koope­
rativ mit der Polizei zeigen und in der Mehrzahl der Fälle keine Anzeige 
erstatten oder aber die Anzeige wieder zurückziehen. 
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2.4 Der Schaden 

Für den Bereich des Kreditvermittlungsbetruges kann die exakte Höhe des 
Schadens nicht festgestellt werden. Es handelt sich um ein Delikt mit hohem 
Schadenspotential im materiellen und immateriellen Bereich. Darüber hinaus 
ist eine Unterscheidung nach "Schaden für den Einzelnen" und "volkswirt­
schaftlichem Gesamtschaden" erforderlich. 

Der Schaden für den Einzelnen ergibt sich hauptsächlich aus den 

sofort fällig werdenden (Vorab-) Provisionszahlungen sowie aus den 

fällig werdenden und (über viele Jahre) belastenden Beitragszahlungen 
für diverse Versicherungsabschlüsse und Bausparverträge, deren positive 
Auswirkungen überhaupt nicht abzusehen sind. 

Der volkswirtschaftliche Schaden ergibt sich aus den (zwangsläufig) notlei­
denden Krediten, der Vielzahl von Stornobuchungen und den nicht mehr 
abzuwendenden Zwangsversteigerungen. 

Die exakte Schadensermittlung in diesem Bereich ist auch deshalb so schwie­
rig, weil häufig in einem konkreten Ermittlungsverfahren (Umfangsverfah­
ren) aus "verfahrensorientierten und prozessökonomischen" Gründen nach § 
154 Strafprozessordnung (StPO) oder aber, weil tatsächlich nicht mehr re­
cherchierbar, nur eine begrenzte Anzahl von Einzeltaten Gegenstand der 
Anklage und damit auch der Hauptverhandlung sind. Schätzungen und Hoch­
rechnungen werden dann zur Schadensermittlung herangezogen. 

Um aber dennoch einen Eindruck über den Schadensumfang zu vermitteln, 
wurden über die allgemein gehaltene Formulierung, wie beispielsweise 
"bundesweit dürfte der Gesamtschaden bei etlichen Milliarden DM jährlich 
liegell1", Fragen nach der Schadenshöhe von den kriminalpolizeilichen Sach­
bearbeitern beispielsweise wie folgt beantwortet: 
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700 Kunden I Geschädigte mussten jeweils 480 DM in Form von Vorab­
gebühren bezahlen. 

Die Schadenshöhe beträgt 3,5 Millionen DM, die Opfer sind aus dem 
gesamten Bundesgebiet. 

I ,5 Millionen DM an Gebühren, Opfer bundesweit. 

Die Schadenssumme beträgt mittlerweile 12 Millionen DM (Bar- und 
Scheckvorauszahlungen) bei über 400 Geschädigten In ganz Europa. 



3 Ertrag für die Praxis und Kriminalpolitik 

3.1 AufKlärung und Prävention 

Aus der Sicht der kriminalpolizeilichen Sachbearbeiter ist es wesentlich, 
durch Intensivierung aktiver Informationsbeschaffung und -auswertung 
- unter Mitwirkung aller beteiligten Akteure - dazu beizutragen, das Entste­
hen von Grauzonen zwischen rechtlich noch erlaubtem und strafrechtlich 
sanktioniertem Verhalten in dem Kriminalitätsbereich Kreditvermittlungsbe­
trug zu verhindern. Gerade unter kriminalpolitischen Gesichtspunkten müs­
sen die Initiativen verstärkt darauf abzielen, bereits im Vorfeld gesetzlicher 
Regelungen auf den weitgehenden Ausschluss von Manipulations- und Miss­
brauchsmöglichkeiten hinzuwirken. Nur wenn es gelingt, die Kreditvermitt­
lungsbetrüger durch zivil- beziehungsweise strafrechtliche Sanktionsmög­
lichkeiten - auch unter dem Aspekt der Generalprävention - durchgreifend 
und nachhaltig abzuschrecken, ist es gewährleistet, diesem Betrugsphänomen 
effektiv begegnen zu können. 

Es müssen adäquatere Konzepte für die Prävention im Sinne von Beratung 
und Aufklärung der "potenziellen Opfer" entwickelt werden, so die überein­
stimmende Aussage der Befragten. Sowohl Motivforschung als auch die 
Erforschung der Tatgelegenheitsstruktur sowie die Erforschung der Opfer­
rolle und des Opferverhaltens sind zu intensivieren mit dem Ziel, eine Stär­
kung des Gefährdungsbewusstseins und eine (präventive) Verhaltensände­
rung potenzieller Opfer zu erreichen. Durch die Vermittlung von entspre­
chendem "Faktenwissen" müssen die potenziellen Opfer in die Lage versetzt 
werden, überhaupt zu erkennen, dass es sich um eine Straftat handelt. Dar­
über hinaus muss ihnen durch entsprechende Aufklärungsarbeit geholfen 
werden, die "seelische" Hemmschwelle - bis zur Strafanzeige - zu überwin­
den mit dem Ziel, dass sich der Anzeigenerstatter nicht als "Blamierter" 
fühlt. Da Einzelaktionen -"ins Leere" laufen, ist eine Struktur der Aufklärung 
und Beratung zwischen Polizei und Schuldnerberatung zu schaffen. 

Noch mehr Aufklärung als bisher ist in Presse, Rundfunk und Fernsehen zu 
leisten. Die speziellen Sendungen erreichen eine wesentlich größere Anzahl 
von potenziellen Opfern in ihrer Breitenwirkung als Inserate in Tageszeitun­
gen. In Zusammenarbeit mit der Polizei muss in den Medien immer wieder 
auf die Praktiken der betrügerisch handelnden Kreditvermittlungsfirmen 
hingewiesen werden. Darüber hinaus sind die präventiven Effekte solider 
Berichterstattungen über abgeschlossene Ermittlungsverfahren wesentlich 
stärker als bisher zu nutzen. 
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Die Banken haben im Rahmen der sozialen Marktwirtschaft eine besondere 
Verantwortung zu übernehmen. Sie sind verpflichtet, intensive Autklärungs­
arbeit zu leisten, um das potenzielle Opfer nicht noch stärker als bisher in die 
Arme der betrügerisch handelnden Kreditvermittler zu treiben. 

Die polizeilichen Präventionsgremien sind aufgefordert, entsprechende op­
ferorientierte Konzeptionen für Autklärungs- und Sensibilisierungsmaßnah­
men in der Öffentlichkeit zu erarbeiten. Detailliert und immer wieder aktuali­
siert müssen die Arbeitsweisen dieser Firmen dargestellt werden. 

3.2 Repressionsmaßnahmen 

Dabei wird von den kriminalpolizeilichen Sachbearbeitern beklagt, dass 
"gerade in den Wirtschaftsdienststellen präventiv zu wenig getan wird, unter 
anderem auch deshalb, weil es als Einmischung in die wirtschaftlichen Ab­
läufe gewertet wird und mögliche Regressforderungen (Eingriff in das aus­
geübte Gewerbe) zur Folge haben kann". 

Weitere Ermittlungsprobleme ergeben sich daraus, dass die Firma als solche 
oder einzelne Verantwortliche aus dem Ausland heraus wirken beziehungs­
weise sich dort aufhalten. Auch gestaltet sich der Nachweis des Betruges sehr 
schwierig, wenn die erfolgreiche Vermittlung einiger Kredite nachgewiesen 
werden kann. Da die Erfahrung zeigt, dass Finanzermittlungen erhebliche 
Unruhe in der Szene bewirken, ist die konsequente und frühzeitige Durchfüh­
rung von Maßnahmen, im Rahmen der Rückgewinnungshilfe zur Sicherung 
von Vermögenswerten, deutlich voranzutreiben (Abschöpfung von durch 
Straftaten erlangten Gelder). Die entsprechende Besetzung der damit betrau­
ten Dienststellen mit fachkundigem Personal ist dafür allerdings Vorausset­
zung. 

Die Erstattung einer Strafanzeige eines Einzelnen hat "häufig nur wenig 
Aussicht auf Erfolg". Wegen der Überlastung der Staatsanwaltschaft wird 
diese in der Regel erst dann tätig, wenn nachzuweisen ist, dass mehrere be­
trügerische Kreditvermittlungen durch eine Firma erfolgten. Auch wenn der 
Kreditvermittler plausibel erklären kann, warum die Kreditvermittlung nicht 
zum Erfolg führen konnte, wird regelmäßig nicht angeklagt. Nur wenn meh­
rere Geschädigte eine Anzeige erstatten, werden Anklagen erhoben. 
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4 Rechtliche Rahmenbedingungen 

4.1 Das Verbrauchergesetz 

Mit Inkrafttreten des Verbraucherkreditgesetzes (1. 1. 1991) wurde der Ver­
gütungsanspruch des Kreditvermittlers eindeutig geregelt. Absicht des Ge­
setzgebers war es eine Vorschrift zu schaffen, durch die unseriöse Praktiken 
unterbunden werden, die unter anderem darauf abzielen, auch bei von vorn­
herein aussichtslosen Fällen durch Vereinbarung pauschalierter Bearbei­
tungskosten dem Vermittler ohne Rücksicht auf einen Vermittlungserfolg 
entsprechende Einnahmen zu sichern. 

Seitdem das Verbraucherkreditgesetz in Kraft getreten ist, versucht ein Heer 
von Finanzdienstleistern die Schutznormen des § 17 VerbrKrG zu umgehen 
oder zum eigenen Vorteil - als Möglichkeit zur Gewinnsteigerung durch den 
Verweis auf die gesetzliche Grundlage - umzuinterpretieren. Wie aus den 
Befragungen der kriminalpolizeilichen Sachbearbeiter und der Schuldnerbe­
ratungsstellen hervorgeht ist die "gängigste" Praxis der illegal handelnden 
Kreditvermittler, von kreditsuchenden Kunden die unspezifizierten Ausla­
genpauschalen als Harzahlung vorab zu fordern, selbst dann, wenn überhaupt 
nicht beabsichtigt ist, einen Kredit zu vermitteln. Diese Vorausgebühren 
werden als Arbeitsgebühren bezeichnet, der Terminus "Provision" wird da­
mit vermieden. 

Viele Polizeiexperten vertreten die Meinung, "dass der Nährboden für Kon­
sumentenkreditvermittlungsbetrüger" in der "nicht exakten" Formulierung 
dieses Paragraphen liegt. 

Sie schlagen vor, die Formulierung des § 17 Satz 2 des Verbraucherkreditge­
setzes an den Text des § 11 des Baseler-Konsumenten-Kredit-Gesetzes an­
zulehnen. Darin heißt es: "Wer Kredite vermittelt, darf bei Konsumkrediten 
von den Kreditnehmenden keine Kosten erheben." Mit dieser Formulierung 
sei dann die "Voraussetzung für den Provisions betrug" im Zusammenhang 
mit der Konsumentenkreditvermittlung genommen. 

4.2 Orientierungshilfen für wirksame Sanktionen 

Denkbar wäre auch ein neuer Straf tatbestand, der bereits das Anbieten solch 
betrügerischer Geschäfte unter Strafe stellt. Dies könnte durch Schaffung 
eines StGB-Tatbestandes "Unerlaubte Kreditvermittlung" geschehen, der 
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sich auf eine gewerberechtliche neue Vorschrift beziehen müsste, die schon 
das Anbieten gewerblicher Kreditvermittlung erlaubnispflichtig macht (etwa 
in Form eines "anerkannten" oder "behördlich zugelassenen" Kreditvermitt­
lers). 

Dabei könnte auch daran gedacht werden, dem verdächtigen / beschuldigten 
Kreditvermittler in gewissem Umfang den Nachweis für die Seriosität des 
Angebotes aufzubürden. 

4.3 Gewerberechtliche Maßnahmen 

Die Kontrolle seitens der Gewerbeaufsicht muss nach Meinung der Angehö­
rigen aus dem PoIizei- und Schuldnerberatungsbereich verstärkt werden. 
Aufsicht und Kontrollrnaßnahmen über die Kreditvermittler müssen verbes­
sert und der Gewerbezugang strenger kontrolliert werden. Es darf nicht hin­
genommen werden, dass "unqualifizierte und ohne jegliche Berufsausbil­
dung" tätige Vermittler Kredite in "Milliardenhöhe" vermitteln. 

Die Vergabe einer Gewerbeerlaubnis nach § 34 c der Gewerbeordnung (Ge­
wO) muss restriktiver gehandhabt werden. Derzeit bedeutet der Besitz einer 
Gewerbeerlaubnis keinesfalls, dass ein eingehend geprüfter Nachweis zur 
Sach- und Fachkenntnis des Vermittlers geführt worden ist. Die Kontrollen 
seitens der Gewerbeaufsichtsämter für Kreditvermittlungsgeschäfte ist zu 
intensivieren. 

Konkret wird eine spezifische Ausbildung mit Prüfungsabschluss zum Kre­
ditvermittler sowie ein erschwerter Zugang nach § 34 c GewO gefordert. 

Nach § 35 GewO kann die Ausübung eines Gewerbes von der zuständigen 
Behörde wegen Unzuverlässigkeit des Gewerbetreibenden untersagt werden, 
sofern unter anderem die Untersagung dem Schutze der Allgemeinheit dient. 
Diese Möglichkeit sollte nach Meinung der Mitarbeiter in den Schuldnerbe­
ratungsstellen stärker als bisher genutzt werden. 

Immer wieder wird die Frage diskutiert, ob die Aufsicht über die Kreditver­
mittler bei den örtlichen Gewerbepolizeibehörden verbleiben oder zweckmä­
ßigerweise und erfolgversprechender bei der Bankenaufsicht konzentriert 
werden sollte. 
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Von den detaillierten Maßnahmen ist als eine der Hauptforderungen aus den 
Expertenaussagen zu entnehmen, dass "hohe Qualifikationsanforderungen 
und hohe Zuverlässigkeitsstandards" an die Finanzdienstleister gestellt wer­
den müssen. Der Gewerbezugang ist äußerst restriktiv zu gestalten, regelmä­
ßige Überprüfungen sind erforderlich. Effektive Kontrollmaßnahmen könn­
ten ihrer Meinung nach "zu großen Verbesserungen führen". 

5 Maßnahmenkatalog 

Aufgrund der Befragungsergebnisse und der Erkenntnis, dass nur in einer 
engen Kooperation von Polizei, Staatsanwaltschaft, Banken, Verbraucher­
schutz, Schuldnerberatung und Medien dem Phänomen Kreditvermittlungs­
betrug effektiv begegnet werden kann, wurde ein umfangreicher Maßnah­
menkatalog erarbeitet. 

• Maßnahmen im Zusammenhang mit der Medienwerbung: 

Abdruck von Kreditvermittlungsanzeigen in der Rubrik "Geldver­
kehr" nur nach Vorlage einer Gewerbeerlaubnis nach § 34 c der Ge­
werbeordnung 

Verpflichtung der Inserenten zur namentlichen Kennzeichnung ihrer 
Anzeige, da bei alleiniger Angabe der Telefonnummer der begrün­
dete Verdacht besteht, dass teilweise absichtlich die Identität des In­
serenten (Kreditvermittlers) im Dunkeln bleiben soll 

Aufforderung der Anzeigenredaktionen der Printmedien in den ent­
sprechenden Rubriken "Geldverkehr", auf die Unzulässigkeit pau­
schalierter Kostenansätze im Kreditvermittlungsvertrag hinzuweisen 

Keine Schaltung von Kreditvermittleranzeigen, die auf eine gebüh­
renpflichtige sogenannte "Info-Hotline" (0190-Nummer) verweisen, 
da in aller Regel Interessenten zur vorgeblichen Erfassung von Kun­
dendaten und vermeintlichen Vorabprüfung des Kreditwunsches 
möglichst lange und kosten verursache nd "in der Leitung" gehalten 
werden 

Verstärkte Inanspruchnahme von Verlagen bezüglich ihrer (Mit-) 
Verantwortung für Inhalte, deren Unzulässigkeit und I oder Wettbe­
werbswidrigkeit ihnen bekannt ist beziehungsweise angezeigt wird 
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Möglichkeit der Ahndung durch eine Ordnungsstrafe gegenüber dem 
Werbemittler bei offenkundigen und auch durch die Verlage erkenn­
baren Verstößen der Inserenten gegen die Paragraphen 1 - 3 des Ge­
setzes gegen den unlauteren Wettbewerb - UWG - (z. B. Kredite 
auch für Überschuld~te und Arbeitslose) 

Hinweis auf die kostenlose Rechtsberatung für sozial Schwache 

• Maßnahmen im Rahmen des Verbraucherschutzes: 

Aufbau einer Informations- und Entscheidungssammlung 

Abmahnungen von Firmen, die den falschlichen Eindruck erwecken, 
sie hätten nach dem Verbraucherkreditgesetz unabhängig vom Zu­
standekommen einer Kreditvermittlung Anspruch auf die Erstattung 
der Auslagen 

Hinweis auf die kostenlose Beratung in den bekannten Schuldnerbe­
ratungsstellen 

Verbesserung des Informationsflusses zwischen den Schuldnerbe­
ratungsstellen, um das Anzeigeaufkommen zu bestimmten Firmen 
zu koordinieren und entsprechende Sammelverfahren durchzuführen 

• Kooperative Maßnahmen: 
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Intensive Zusammenarbeit der Polizei mit Banken, Industrie und 
Handelskammern, Schuldnerberatungsstellen, Gewerbeämter und 
Versandhäusern 

Umfassende Informations- und Aufklärungsarbeit durch Industrie­
und Handelskammern, Schuldnerberatungsstellen, Gewerbeämter, 
Schulen und Polizei über die Risiken und Gefahren beim Umgang 
mit dubiosen, teilweise auch kriminellen Kreditvermittlern (Kredit­
haie) 

Gemeinsame Aufklärungskampagnen, gezielte Pressemitteilung ü­
ber die Medienagenturen 

Einrichtung von sog. "schwarzen Listen" von (bekannten) unseriö­
sen Kreditvermittlern (Einrichtung eines Zentralregisters) 

Aufnahme des Themas in die Lehrpläne aller Schulzweige 



• Maßnahmen im Zusammenhang mit der Strafverfolgung: 

Verbesserung des Informationsflusses zwischen den einzelnen Poli­
zeidienststellen und der Staatsanwaltschaft, um das Anzeigeaufkom­
men zu bestimmten Kreditvermittlungsfirmen koordinieren und 
Sammelverfahren einleiten zu können 

Bildung von behördenübergreifenden und länderübergreifender Er­
mittlungsgruppen (Verbraucherschutz, Gewerbeaufsichtsämter, 
Banken, Industrie und Handelskammern) 

Beobachtung der kriminellen Aktivitäten im Vorfeld eines Anfangs­
verdachts (Vorfeldermittlungen) 

Planmäßiges (langfristiges) Sammeln und Auswerten von Informa­
tionen (Marktbeobachtung) 

Gezielte Pressemitteilungen / Warnmeldungen 

Einrichtung von Spezialdienststellen für organisierte Finanzkrimi­
nalität 

Verlagerung der polizeilichen Ermittlungen in die polizeilichen und 
staatsanwaltschaftlichen Dienststellen zur Bekämpfung der Wirt­
schaftskriminalität 

Konsequente Durchführung von Maßnahmen zur Sicherung von 
Vermögenswerten und zur Gewinnabschöpfung gemäß §§ 73, 73 a, 
73 d, StGB Verfall) i. V. m. §§ 111 b Abs. 2, und 111 d StPO, 74 
StGB Einziehung) i. V. m. § 111 c StPO sowie der Vermögensstrafe 
nach § 43 a StGB i. V. m. §§ 111 0, P StPO 

Schulung der eingesetzten Ermittlungskräfte in der speziellen Mate­
rie 

• Rechtspolitische Maßnahmen: 

a) Verbraucherrecht 

Präzisierung des § 17 Satz 2 Verbraucherkreditgesetz 

Aufnahme eines Ordnungswidrigkeitstatbestandes bei Verstößen 
gegen die Paragraphen 15 - 17 Ver~raucherkreditgesetz 

Erarbeiten von Rahmenvereinbarungen mit den Medien zur An­
nahme und zum Abdruck von Finanzdienstleistungs-Annoncen, 
falls rechtspolitische Forderungen nicht durchsetzbar sind 
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Erweiterung des § 1 Kreditwesengesetz auf Kreditvermittlungs­
firmen 

b) Gewerberecht 

von Gerichtskosten aus wettbewerblichen Verfahren Strenge ü­
berwachung und Kontrolle der Vorschriften des § 34 GewO 
durch die Gewerbeaufsichtsämter 

Konsequente Ausschöpfung der Sanktionsmöglichkeiten nach § 
35 GewO bei erwiesener Unzuverlässigkeit (Gewerbeuntersa­
gung wegen Unzuverlässigkeit, Gefährdung des Wirtschafts ver­
kehrs) 

Aufnahme des Gewerbezweiges Kreditvermitt­
IerlSchuldenreguliererlFinanzdienstleistungen oder deren Ver­
mitt�ung in den § 38 GewO (Länderrechtliche Überwachungs­
vorschriften) 

Pflicht der Gewerbeämter, tätig zu werden, wenn Firmen nicht 
gemeldet sind. In diesem Zusammenhang intensive Zusammen­
arbeit mit den Schuldnerberatungsstellen 

Restriktive Handhabung bei den GmbH-Gründungen von Kre­
ditvermittlungsfirmen 

Vorlage eines Befähigungs- und Qualifikationsnachweises 

Nachweis der Geschäftlichen Unbescholtenheit (z. B. die letzten 
5 Jahre) 

Liquiditätsnachweis und Hinterlegung einer Mindestsicher­
heitsleistung zur Absicherung eventueller Nachforderungen von 
Geschädigten oder zur Absicherung 

c) Strafrecht 

Vorverlegung der Strafbarkeitsvoraussetzungen im Sinne der 
Regelungen des StGB § 265 b bei dem Tatbestand des Kredit­
vermi ttl ungsbetruges 

Erweiterte Nachweispflicht eines KredItvermittlers (Emzeltätlg­
keitsnachweis) bei Betrugsanzeigen von Geschädigten). Die 
bloße Kreditanfrage seitens des Kreditvermittlers bei einem 
Geldgeber (Kreditinstitut) soHte nicht mehr als ernsthafter Ver-



mittlungsversuch gelten und ggf. einen Betrugsvorwurf entkräf­
ten können 

Aufnahme einer Strafdrohung in den Landespressegesetzen fur 
offensichtlich rechtswidrige Annoncen (i.V. § 4 UWG: falsche 
und wettbewerbsverzerrende Angaben - hier: "Kredite ohne 
jegliche Sicherheit") 

TÜ-Maßnahmen erleichtern 

Aufnahme einer Bußgeld- beziehungsweise Strafvorschrift ana­
log dem "Schweizer Modell" 

6 Umsetzungsplan 

Die detaillierte Darstellung der Einzelphänomene des Kreditvermittiungsbe­
truges eignet sich besonders für die kriminalpolizeiliche Praxis. Das For­
schungsprojekt erfährt eine gute Resonanz aus der Polizeipraxis und der 
Staatsanwaltschaft, aber auch aus dem Schuldnerberatungsbereich. 

Die Ergebnisse werden auch in die Definition eines geplanten separaten Er­
fassungsschlüssels für die Polizeiliche Kriminalstatistik einfließen. 

Darüber hinaus werden die Ergebnisse in die Sachbearbeiterausbildung 
"Wirtschaftskriminalität" im Bundeskriminalamt und in den Ländern vorge­
stellt. 
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Privates Sicherheitsgewerbe und Polizei -
Darstellung der Zusammenarbeitsformen 
(Main) und Düsseldorf 

Birgitta Steinschulte-Leidig 

1 Einleitung 

Exemplarische 
in Frankfurt 

Die ständige Zunahme der Aufgabenvielfalt im Bereich der Polizeiarbeit, die 
leider nicht mit einem dementsprechenden Personalzuwachs verbunden ist, 
hat in den letzten Jahren zu einer verstärkten öffentlichen Diskussion bezüg­
lich der Möglichkeiten und Formen der Zusammenarbeit von Polizei und 
privatem Sicherheitsgewerbe geführt. Die Aufgabenverteilung zwischen 
Staat und privater Hand ist zu prüfen und möglicherweise neu festzulegen. 

Das Bemühen, das Sicherheitsgefühl der Bürger zu stabilisieren und die öf­
fentliche Präsenz staatlicher und kommunaler Sicherheitskräfte durch die 
Einbeziehung der Ressourcen privater Sicherheitsdienste zu verstärken, 
führte im Juni 1999 zu einer Vereinbarung privater Sicherheitsdienste über 
das Zusammenwirken mit dem Polizeipräsidium in Düsseldorf. Fast zeit­
gleich wurde in FrankfurtJMain ein Kooperationsvertrag zwischen staatlichen 
und privaten Ordnungshütern geschlossen. 

2 Das private Sicherheitsgewerbe 

Dem Potential von ca. 170.000 Mitarbeitern -im privaten Sicherheitsgewerbe 
(davon ca. 40.000 bis 60.000 als Kurzzeitbeschäftigte) steht eine Anzahl von 
273.000 Polizeibeamten im Vollzugsdienst gegenüber (davon 237.000 Be­
amte der Länderpolizeien, 32.200 BGS-Beamte und 3.300 BKA-Beamte). 

Im Rahmen der allgemeinen Bemühungen, die Innere Sicherheit durch Ver­
netzung mit anderen Behörden, Institutionen etc. zu erhöhen, müssen die 
privaten Sicherheitsdienste mit einbezogen werden. Auch die Innenminister­
konferenz betonte dies durch die Verabschiedung des Beschlusses zur "Ver­
stärkung der Kriminalitätsbekämpfung in Bund ,und Ländern - eine Partner­
schaft für mehr Sicherheit in unseren Städten und Gemeinden" in ihrer Sit­
zung vom 02.02.98. Die Einbindung des privaten Sicherheitsgewerbes findet 
dort wie folgt Erwähnung: "Gewerbliche Bewachungsunternehmen können 
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Poüzeiarbeit nicht ersetzen, aber wirksam unterstützen. Sie sind auf nicht 
hoheitliche Bereiche, soweit sie dafür qualifiziert sind, zu beschränken. " 

Zu den "nicht hoheitlichen Bereichen" und der Qualifikation ist folgendes zu 
sagen: Das primäre Gut, d~ssen Sicherheit durch die privaten Sicherheits­
dienste gewährleistet werden soll, ist das private Sacheigentum. Rund 85 % 
der Tätigkeiten werden im privatrechtlichen Hausrechtsbereich wahrgenom­
men. Schwerpunkte des Geschäfts der privaten Sicherheitsunternehmen sind 
bisher klassische Tätigkeitsfelder wie z. B.: 

Werkschutz 
Personen- und Objektschutz einschließlich Revierwachdienste 
Pförtner- und Kontrolldienste 
Veranstaltungs- und Ordnungsdienste 
Geld- und Werttransporte 
Detekti vdienste 
Elektronische Sicherungstechnik 

. Sicherheitsanalysen und Sicherheitsberatung 
Informationsschutz / Datensicherheit 
Notruf- und Serviceleitstellen 
Sicherungsposten und -dienste. 

Dabei sind es insbesondere Dienstleistungen wie der Werk- und Objekt­
schutz, Geld- und Werttransporte sowie Personenschutz, die Beiträge zur 
Verbesserung der objektiven Sicherheitslage sowie des subjektiven Sicher­
heitsempfindens leisten. 

Über diese klassischen Produkt- und Dienstleistungsangebote hinaus hat sich 
das private Sicherheitsgewerbe in Deutschland aber bereits seit mehreren 
Jahren neue Tätigkeitsfelder erschlossen und drängt zunehmend in den öf­
fentlichen Raum. 

Die hierzu geführte Diskussion dreht sich dabei vor allem um Fragen nach 
dem Gewaltmonopol des Staates, nach rechtlichen Grundlagen für das private 
Sicherheitsgewerbe, nach der Schaffung von Qualitätsnormen und der Forde­
rung nach einem Ausbildungsberuf für das Sicherheitsgewerbe. 

Aufgrund der zunehmenden Verlagerung von öffentlichen Aufgaben in den 
privaten Bereich wird sich die Nachfrage nach aufgabengerechter und quali­
tativ hochwertiger Leistungserbringung ständig erhöhen. Die Anbieter von 
Sicherheitsdienstleistungen sollten nach festgelegten Qualitätskriterien ar-
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beiten und dadurch die Gewähr für eine ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung 
bieten. 

2.1 Ausbildung 

Im Februar 2000 wurde ein Konzept zur Basisqualifikation für Sicherheits­
mitarbeiter des privaten Sicherheitsgewerbes entwickelt. An der Erarbeitung 
des Konzeptes waren die Industrie- und Handelskammer Düsseldorf, ver­
schiedene Sicherheitsunternehmen sowie Unternehmen, welche die Dienst­
leistungen des Sicherheitsgewerbes in Anspruch nehmen, beteiligt. 

Die darin enthaltenen Qualifikationen bestehen unter anderem in der Ver­
mittlung von rechtlichen Grundlagen, Dienstkunde, Kommunikationstechni­
ken, Stress- und Konfliktmanagement, Erste Hilfe-/Notfalltraining, Brand­
schutzausbildung, Pkw-Sicherheitstraining sowie Grundlagen der EDV. Ent­
sprechend der Zusammensetzung und Anzahl der Unterrichtseinheiten könnte 
man so die Qualifikation für einen Security & Safety Agent, Security & Sa­
fety Teamleader oder Security & Safety Manager erlangen. 

Eine weitere Qualifikationsmöglichkeit wird in dem Studium "Sicherheits­
management" gesehen, dass die schleswig-holsteinische Verwaltungsfach­
hochschule Altenholz seit 1999 anbietet. Mit diesem Studienzweig wird eine 
Hochschulausbildung für Führungskräfte des Sicherheitsgewerbes geboten. 
Der Studiengang ist insgesamt auf drei Jahre angelegt und enthält sechs Mo­
dule von jeweils sechs Wochen Dauer. Der neue Studiengang endet mit dem 
Abschluss "Geprüfter Sicherheitsmanager". 

Auch die Politik nahm sich dieses Themas an: Im Rahmen eines Interviews 
im Januar 2000 bekräftigte Bundesinnenminister Otto Schily seine Absicht, 
für die Tätigkeit der privaten Wach- und Sicherheitsdienste eine neue gesetz­
liche Grundlage zu schaffen. Es müsse gesetzlich klargestellt werden, dass 
private Wachdienste keine polizeilichen Befugnisse hätten, sondern lediglich 
die Jedermannrechte und privatrechtlichen Rechte, die der jeweilige Auftrag­
geber ihnen übertrage. Darüber hinaus müsse die Zuverlässigkeit der priva­
ten Dienste künftig kontinuierlicher überwacht werden können. 
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3 Pilotprojekt Düsseldorf 

Im Rahmen der vielfältigen Ordnungspartnerschaften in Nordrhein-Westfalen 
wurde seitens der Industrie- und Handelskammer Düsseldorf zur Steigerung 
der allgemeinen Sicherheit, ,die ein wichtiger Standortfaktor im wirtschaftli­
chen Wettbewerb ist, die Einbeziehung von Handel und Gewerbe vorge­
schlagen. 

Die Initiative der Industrie- und Handelskammer führte am 02.06.99 zu einer 
zeitlich befristeten schriftlichen Vereinbarung zwischen vier Düsseldorfer 
Sicherheitsunternehmen (Securitas, Kötter Security, Klüh GruppelWSD und 
Pollok Sicherheitsdienste) zwecks Koordination und Verbesserung der Zu­
sammenarbeit mit der Polizei. 

Derzeit sind in Düsseldorf ca, 120 private Sicherheitsdienste beim Gewerbe­
amt gemeldet. Die vier involvierten Unternehmen beschäftigen in Düsseldorf 
ca. 1.850 Mitarbeiter mit 170 Kraftfahrzeugen; davon befinden sich ca. 300 
Mitarbeiter im permanenten Außendienst. Der Personalstärke des privaten 
Sicherheitsgewerbes stehen ca. 2.035 Polizeibedienstete gegenüber, davon 
ca. 800 Streifenpolizisten. 

Zur Optimierung des Zusammenwirkens zwischen privaten und öffentlichen 
Sicherheitsträgern sieht die schriftliche Vereinbarung folgende Beiträge des 
privaten Sicherheitsgewerbes vor: 

(1) Ergänzung des polizeilichen Lagebildes 

Sicherheitsrelevante Erkenntnisse, die für die Polizei zur Erstellung eines 
Lagebildes von Bedeutung sein können, werden von den Unternehmen 
zur Verfügung gestellt, soweit dies unter Wahrung der Interessen Dritter 
und der Datenschutzbestimmungen zulässig ist. 

(2) Gemeinsame Sicherheitsbesprechungen 
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Zum Austausch von Informationen werden gemeinsame Sicherheitsbe­
sprechungen durchgeführt, in denen vor allem auch besondere Ereignis­
se, z. B. Großveranstaitungen, neue Schutzobjekte oder Sicherheitsana­
lysen erörtert werden, Dabei stellen die privaten Sicherheitsunternehmen 
der Polizei ihre wesentlichen Aufgaben und Objekte vor. Die beteiligten 
Unternehmen sind mit je einem Teilnehmer vertreten. 



(3) Einrichtung einer VdS-anerkannten Notrufzentrale (VdS = Verband der 
Sach versicherer) 

Um die sofortige Verständigung in zeitlich dringenden SIcherheitslagen 
zu gewährleisten, richten die beteiligten Unternehmen im jährlichen 
Wechsel eine VdS-anerkannte Notrufzentrale als gemeinsame Leitstelle 
ein. Die erste Leitstelle hat am 22.09.99 ihre Arbeit aufgenommen und 
befindet sich bei der Firma Securitas in Düsseldorf. 

(4) Zusammenwirken im täglichen Dienst 

Die privaten Unternehmen erklären sich bereit, die Polizei auf deren Er­
suchen bei besonderen Ereignissen zu unterstützen. Daraus ergeben sich 
keine zusätzlichen Befugnisse, die Tätigkeiten beschränken sich auf Se­
hen und Melden. Sie sind ferner bereit, den Bürgern als Ansprechpartner 
für die Weitergabe von Informationen und Hilfeersuchen an die Polizei 
zur Verfügung zu stehen. Dies wird u. a. durch Aufkleber an den Fahr­
zeugen der Sicherheitsdienste mit der Aussage "Gemeinsam für mehr Si­
cherheit - Bürger, Private Sicherheitsdienste, Polizei" öffentlich kennt­
lich gemacht. 

(5) Gewährleistung von Qualifikationsstandards 

Die beteiligten Unternehmen gewährleisten die anforderungsgerechte 
Qualifikation unter anderem durch die Zusage folgender Gütekriterien: 

Mindestanzahl der Mitarbeiter und Größe des Unternehmens 
Bewährung am Markt 
Anerkannte Notrufzentrale nach VdS-Richtlinien 
Anforderungsgerechte technische Ausstattung 
ISO-9000 ff. Zertifizierung (es handelt sich hierbei um ein Quali­
tätsmanagementsystem). 

Darüber hinaus vereinbarten die beteiligten Unternehmen eine gemeinsame 
Ausbildung der eingesetzten Mitarbeiter, insbesondere eine Einweisung für 
die besonderen Aufgaben in der gemeinsamen Leitstelle. Der Vertrag wurde 
von einer Arbeitsgruppe der Polizei hinsichtlich der rechtlichen Rahmenbe­
dingungen und sicherheitspolitischen Zielsetzungen überprüft. Am 23.09.99 
erfolgte die Umsetzung der Kooperation. 

Seitens der Polizei wurden keine schriftlichen Vereinbarungen mit den invol­
vierten Sicherheitsunternehmen getroffen; nichtsdestotrotz sollen Synergieef­
fekte eines Zusammenwirkens von Polizei und privaten Sicherheitsunter­
nehmen genutzt werden. Hinsichtlich der Auswahl der beteiligten Unterneh-
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men wurde kein Einfluss durch die Polizei ausgeübt; eine Auswahl bestimmt 
sich durch die von den Unternehmen selbst getroffenen Qualifikationsstan­
dards. Der Zusammenschluss der vier genannten Sicherheitsunternehmen ist 
zunächst auf ein Jahr beschränkt und kann dann durch weitere Sicherheits­
dienstleister, die die Standards erfüllen, erweitert werden.' Zwei weitere Si­
cherheitsunternehmen sollen' gegenüber der Industrie- und Handelskammer 
bereits ihr Interesse bekundet haben. 

Die Mitarbeiter der Polizei wurden durch die eingebundene Arbeitsgruppe, 
welche die schriftliche Vereinbarung der Sicherheitsunternehmen überprüfte 
und durch ein amtsinternes Informationsblatt über die Kooperation infor­
miert. 

Im Rahmen der Kooperation hat sich die Polizei bereit erklärt, bei der Fort­
bildung mitzuwirken und die aufgabenspezifische Einweisung des Personals 
zu unterstützen. Dabei dienen als Grundlage bisher gewonnene Erfahrungen 
in der Zusammenarbeit mit dem kommunalen Ordnungs- und Servicedienst 
der Stadt Düsseldorf, der Rheinischen Bahngesellschaft AG sowie dem 
Bahnhofsmanagement Düsseldorf. 

Ferner wurde ein Faxvordruck seitens der Polizei Düsseldorf entwickelt, der 
alle wesentlichen Merkmale für eine Mitfahndung enthält. 

Der Informationsaustausch zwischen der Notrufzentrale der privaten Sicher­
heitsunternehmen und dem Führungs- und Lagedienst der Polizei Düsseldorf 
soll insbesondere einem möglichst abgestimmten Vorgehen in 

Fahndungslagen, 
Gefahrensituationen sowie bei 
Aktuellen Verkehrsstörungen und 
Spontanveranstaltungen 

dienen. 

Der Polizei entsteht kein zeitlicher, personeller oder finanzieller Mehrauf­
wand. Für das Faxgerät wurde von der Securitas eine kostenfreie 0800er 
Nummer zur Verfügung gestellt. 

Seitens der Polizei wurden von September 1999 bis April 2000 in verschie­
denen Deliktsbereichen 268 Hinweise bzw. Fahndungsersuchen an die Not­
rufzentrale der Securitas, die im ersten Jahr die gemeinsame Ansprechstelle 
der vier beteiligten Sicherheitsdienstleister unterhält, übermittelt. Zur Unter-
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stützung der Kooperation hat die Securitas - nach eigenen Angaben - zwei 
weitere Mitarbeiter mit einem Kostenaufwand von jährlich ca. 150.000 DM 
eingestellt. 

Laut Securitas wurden im Rahmen der Kooperation 4 HinweIse der Securi­
tas und ca. 3 Hinweise der anderen Kooperationspartner an die Polizei Düs­
seldorf übermittelt; darüber hinaus wurden "einige Male" Securitas­
Mitarbeiter im Bereich von Verkehrsdelikten aufgrund des bereits erwähnten 
Autoaufklebers von Bürgern um Unterstützung gebeten (Stand: Mai 2000; 
Text des Aufklebers: "Gemeinsam für mehr Sicherheit ! Bürger, Private 
Sicherheitsdienste, Polizei"). 

Das bisher geringe Anzeigenaufkommen der beteiligten Sicherheitsfirmen 
gegenüber der Polizei wird auf verschiedene Ursachen zurückgeführt: 

(1) Aufgrund der kurzen Zeitdauer haben sich die Mitarbeiter noch nicht an 
das Kooperationsmodell gewöhnt und geben ihre Hinweise direkt über 
die" Il 0" an die Polizei und nicht über die Notrufzentrale der Securitas. 

(2) Die Mitarbeiter des privaten Sicherheitsgewerbes sind sich noch zu unsi­
cher hinsichtlich der Qualität, die ihre Hinweise haben müssen. Sie 
beteiligen sich nur, wenn alle genannten Punkte bei einem Mitfahn­
dungsersuchen erfüllt sind, um die Polizei nicht mit "unwichtigen" Hin­
weisen zu belasten. 

(3) Die zögerliche Bereitschaft der Kooperationspartner Hinweise über die 
Notrufzentrale der Securitas zu leiten, könnte in einem Konkurrenzver­
halten begründet sein, da dadurch Auftraggeber/Kunden offenbar werden 
und somit Möglichkeiten der Abwerbung entstehen könnten. 

(4) Die geringe Einbindung der Securitas-Mitarbeiter durch die Bürger als 
AnzeigenübermittIer an die Polizei könnte am geringen Bekanntheits­
grad der Aktion und dem viel zu kleinen Aufkleber, der ein Erkennen er­
schwert, liegen. 

Die aufgezeigten Anlaufschwierigkeiten wurden im Juni 2000 im Rahmen 
eines Treffens zwischen den beteiligten Sicherheitsfirmen, der IHK und der 
Polizei Düsseldorf, erörtert. Trotz der vorhandenen Kritikpunkte wird die 
Kooperation Polizei/privates Sicherheitsgewerbe grundsätzlich positiv be­
wertet, weiterhin optimiert und bis auf Weiteres fortgesetzt. 
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4 Pilotprojekt Frankfurt 

Am 17.06.1999 - also 2 Wochen nach der Düsseldorfer Initiative - wurde In 

FrankfurtJMain von dem damaligen Polizeipräsidenten, W olfhart Hoffmann, 
und dem Vorsitzenden des Bundesverhandes Deutscher Wach- und Sicher­
heitsunternehmen (BDWS), 'Landesgruppe Hessen, Peter Bachus, eine Ko­
operation beschlossen und schriftlich fixiert. Der Vertrag wurde auf Landes­
ebene geschlossen, jedoch zunächst auf das polizeiliche Einzugsgebiet von 
Frankfurt beschränkt. Die Frankfurter Polizei bemühte sich bereits seit länge­
rer Zeit um ein koordinierteres Zusammenwirken von Polizei und privaten 
Sicherheitsunternehmen, die Bemühungen scheiterten jedoch am Mangel 
einer zentralen Ansprechstelle des privaten Sicherheitsgewerbes. 

In Anlehnung an das "Düsseldorfer Modell", in dem eine zentrale Ansprech­
stelle für alle in Düsseldorf tätigen Sicherheitsdienste bei der Securitas einge­
richtet wurde, konnte von den privaten Sicherheitsdiensten der Landesgruppe 
Hessen eine Informations- und Ansprechstelle (lAS) geschaffen werden, die 
zunächst ebenfalls von der Securitas betrieben wird. Im Gegensatz zum Düs­
seldorfer Modell, das einen jährlichen Wechsel des Betreibers der zentralen 
Ansprechstelle vorsieht, ist die Securitas in Frankfurt als langfristiger Betrei­
ber der lAS zu sehen. 

Die Informations- und Ansprechstelle in Frankfurt ist durchschnittlich mit 
drei bis vier Personen besetzt, die im "Rund um die Uhr"­
Wechselschichtdienst ihren Dienst versehen. Zwischen der polizeilichen 
Führungs- und Lagedienststelle und der lAS besteht eine Standleitung, so 
dass z. B. 

polizeiliche Fahndungsersuchen, 
anlassbezogene Informationen oder sonstige 
sicherheitsrelevante Fakten 

umgehend weitergeleitet werden können. Datenschutzrechtliche Probleme 
treten in diesem Zusammenhang nicht auf, da derartige polizeiliche Fahn­
dungsersuchen "anonymisiert" sind, d. h. es werden lediglich Fakten über­
mittelt, die auch an Taxizentralen und Stadtwerke als Betreiber des öffentli­
chen Personen nahverkehrs oder die Medien übermittelt werden. Eine Ein­
schränkung auf bestimmte Deliktsbereiche bei unterstützenden Fahndungser­
suchen der Polizei gibt es nicht. 

Für die SIcherheitskräfte, die sich der genannten Kooperation in Frankfurt 
angeschlossen haben, stellt die Informations- und Ansprechstelle eine Filter-
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funktion dar, d. h. die dortIgen Mitarbeiter haben spezielle Schulungen erfah­
ren, um die Bedeutsamkeit eingehender Hinweise besser einschätzen zu kön­
nen und somit den Führungs- und Lagedienst der Polizei nicht mit überflüs­
sigen Informationen zu belasten. Als sicherheitsrelevante Informationen 
werden insbesondere betrachtet: 

Beobachtungen und Hinweise auf Personen, die Objekte zur Begehung 
von Straftaten auskundschaften (z. B. Banken, Konsulate, Lebensmittel­
märkte, Wohnanlagen) und 

Beobachtungen und Hinweise auf Personen bzw. Personenansammlun­
gen, die im Verdacht stehen, Straftaten begehen zu wollen oder began­
gen haben (z. B. Schlägereien, Rauschgiftdeals, Straßenraub). 

Im Rahmen des Kooperationsvertrages sind den eingesetzten Sicherheits­
kräften keine Kompetenzerweiterungen eingeräumt worden; der damalige 
Frankfurter Polizeipräsident, Herr Hoffmann, erklärte hierzu: "Das Gewalt­
monopol liegt weiterhin bei den Beamten. Für die Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung bleibt ausschließlich die Polizei zustän­
dig. Der präzise Auftrag an die Mitarbeiter des Sicherheitsgewerbes lautet: 
Beobachten, Erkennen und Melden. " Die Sicherheitsdienste dürfen bei ihrer 
Arbeit ausschließlich auf die sogenannten ledermannrechte wie Notwehr, 
Nothilfe und die Möglichkeit der vorläufigen Festnahme auf frischer Tat 
zurückgreifen. 

In Hessen gibt es 176 Sicherheitsfirmen mit ca. 10.000 Bediensteten. In der 
Mainmetropole sind nach Angaben der Landesgruppe Hessen des Bundes­
verbandes Deutscher Wach- und Sicherheitsunternehmen (BDWS) rund 80 
Sicherheitsfirmen tätig, die rund um die Uhr 133 Fahrzeuge im Einsatz ha­
ben, zusammen etwa 3.000 Mitarbeiter auf Streifengänge schicken und zur 
Bewachung von Gebäuden und Geschäften einsetzen. 

Den 3.000 Mitarbeitern privater Sicherheitsdienste stehen in Frankfurt ca. 
3.400 VoUzugsbeamte der Polizei gegenüber, die sich bei den Bemühungen, 
die Sicherheit in der Stadt zu verbessern, sehr gut ergänzen können. 

Wie zuvor erwähnt geht die Initiative der genannten Kooperation auf den 
damaligen Polizeipräsidenten Frankfurts und den Vorsitzenden des Bundes­
verbandes Deutscher Wach- und Sicherheitsun"ternehmen (BDWS) zurück; 
daraus resultiert, ·dass die involvierten Sicherheitsunternehmen dem BDWS 
angehören, wobei die vertraglichen Regelungen jederzeit Erweiterungen bzw. 
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Modifizierungen - aus dem Kreis der Sicherheitsunternehmen, die dem 
Dachverband angehören - zulassen. 

Das "Frankfurter Kooperationsmodell" wird durch neun Firmen mit ca. 300 
Bediensteten des Privaten Sicherheitsgewerbes unterstützt (All Service, Be­
wachungsinstitut Eufinger GmbH, Brink's Sicherheit GmbH, BSG-Wüst 
GmbH, FWS-Frankfurter Wach- und Schließgesellschaft GmbH, IHS Indust­
rie- und Handelsschutz GmbH, Kötter GmbH, Securitas GmbH, HBI Sicher­
heitsdienste ). 

Die Mitgliedschaft im BDWS "garantiert" der Frankfurter Polizei eine ge­
wisse Seriosität der beteiligten Firmen, da neben dem zu entrichtenden Jah­
resbeitrag ab 1.500 DM, Voraussetzungen bezüglich der Firmenstruktur (Per­
sonalstärke, kein Missverhältnis von Festangestellten und Aushilfen, solide 
Buchhaltung, fristgerechte Bezahlung von Steuern und Krankenkassenbeiträ­
gen) sowie eine fundierte Ausbildung der Bediensteten und eine 24-stündige 
Erreichbarkeit gefordert sind. 

Für die Ausbildung der Bediensteten ist u. a. ein ehemaliger Kollege des 
Polizeipräsidiums Frankfurt zuständig, der jetzt im privaten Sicherheits ge­
werbe tätig ist und die an der Kooperation beteiligten Mitarbeiter bezüglich 
polizeirelevanter Kriterien im Rahmen von Beobachtungen, Fahndungen etc. 
unterrichtet. Für derartige Fälle wurde ein standardisiertes Telefax erarbeitet, 
das in der Informations- und Ansprechstelle vorliegt und mit dem besondere 
Vorkommnisse der Polizei gemeldet werden. Darüber hinaus wurde Ende 
1999 zum "Auffrischen" ein Merkblatt für die Revierfahrer der Sicherheits­
dienslte konzipiert und an diese ausgehändigt. 

Das Frankfurter Polizeipräsidium benannte Kontaktbeamte um so zu ge­
währleisten, dass in den jeweiligen Schichten der Informations- und An­
sprechstelle sowie des Führungs- und Lagedienstes "eingespielte Teams" 
bestehen. Für die Informations- und Ansprechstelle wurden keine zusätzli­
chen Räumlichkeiten angemietet, so dass keine Mehrkosten entstehen. 

Die Kooperation zwischen Polizei und dem privaten Sicherheitsgewerbe wird 
auf bei den Seiten auf Sachbearbeiter- und Leitungsebene akzeptiert. Die 
Akzeptanz auf Leitungsebene spiegelt sich u. a. darin wider, dass ein Vertre­
ter der Sicherheitsdienste an der "Montagsrunde" teilnimmt, in der die Si­
cherheitsbehörden und städtische Fachämter die aktuelle Lage erörtern und 
Einsatzschwerpunkte setzen. 
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Im Rahmen der Kooperation wurden mit Stand März 2000 insgesamt 76 
Hinweise zwischen der Polizei und den beteiligten Sicherheitsunternehmen 
ausgetauscht, wobei der Schwerpunkt der Hinweise auf Raubdelikten lag. Im 
Deliktsbereich "Raub" führte die Kooperation Polizei/privates Sicherheits­
gewerbe in einem Fall zu mehreren Festnahmen. Ein messbarer Erfolg in 
Form eines Kriminalitätsrückgangs ist bisher nicht zu verzeichnen, wurde 
jedoch aufgrund der bisherigen kurzen Laufzeit von ca. 6 Monaten auch nicht 
erwartet. 

Es ist beabsichtigt, nach Ablauf von 12 bis 18 Monaten Bilanz zu ziehen und 
einen Erfahrungsbericht zu erstellen. Eine Fortführung des "Frankfurter Mo­
dells" und gegebenenfalls eine Erweiterung der Initiative auf Landesebene 
wird maßgeblich vom Ergebnis dieses Erfahrungsberichtes bestimmt und 
abhängig sein. 

5 Bewertung 

Aufgrund des Kriminalitätsanstiegs um 80 % in den letzten 20 Jahren, der 
nicht mit einem vergleichbaren Zuwachs an Polizeikräften verbunden war 
(das Personal bei der Polizei stieg im Vergleichszeitraum um 25 Prozent), 
stellt sich für die Polizei schon lange nicht mehr die Frage nach Kooperation 
oder Distanz zum privaten Sicherheitsgewerbe, sondern lediglich die nach 
der Art des Zusammenwirkens. 

Folgt man der Auffassung der Kriminalpolitik, die eine gesamtgesellschaftli­
che Verantwortung für das Phänomen "Kriminalität" sieht, so sind die bei den 
Pilotprojekte in Düsseldorf und in Frankfurt ein weiterer Schritt in diese 
Richtung und stellen eine Möglichkeit dar, das private Sicherheits gewerbe zu 
integrieren. Befürchtungen, dass derartige Kooperationen negativ in der Be­
völkerung aufgenommen werden könnten (Stichwort"Kontroll- oder Über­
wachungsstaat") haben sich bisher nicht bewahrheitet. 

Die gegenseitige Akzeptanz zwischen der Polizei und dem privaten Sicher­
heitsgewerbe ist unter anderem vom "Erscheinungsbild" bzw. dem "Auftre­
ten nach außen" und der Ausbildung der Mitarbeiter privater Sicherheitsun­
ternehmen abhängig; dies wird mit der Auswahl der beteiligten Sicherheits­
unternehmen bei den genannten Kooperationsformen geWährleistet. 

Der bisher geringe zahlenmäßig messbare Erfolg der Kooperationen in Düs­
seldorf (l Hinweis pro Tag) und Frankfurt (l Hinweis jeden dritten Tag) ist 
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überwiegend in der kurzen Zeitdauer des Modells zu sehen. Veränderungen 
bisheriger Arbeitsabläufe bedürfen immer einer gewissen Anpassungszeit 
und Einspielung. Grundsätzlich ist die Bereitschaft zur Kooperation auf bei­
den Seiten gegeben. Bisher erkannte Mängel (d. h. zu geringes Hinweisauf­
kommen, die bisherigen Aktivitäten ül;>erwiegend seitens . der Polizei, Ein­
bahnstraße und Ängste auf Seiten des privaten Sicherheitsgewerbes) werden 
diskutiert und sollen in absehbarer Zeit behoben werden. 

An dem Fakt: 300 involvierte Bedienstete des privaten Sicherheitsgewerbes 
(= 600 Augen) sehen mehr als gar keine Beteiligung, ist nicht vorbeizukom­
men. Aussagekräftigere Bewertungen zu den genannten Kooperationsmo­
dellen dürften erst in ca. einem Jahr möglich sein. 

Darüber hinaus bleibt anzumerken, dass die sehr medienintensive Verbrei­
tung der Kooperationen in Düsseldorf und Frankfurt in der Bevölkerung 
Erwartungen geweckt hat, die bisher nicht zu halten waren und aufgrund der 
Modellart auch zukünftig kaum zu erfüllen sein werden, denn: 

im Rahmen dieser Kooperationen ist nicht eine Person zusätzlich einge­
stellt oder ein Fahrzeug mehr angeschafft worden; 

es sind auch keine Personalumschichtungen, Schichtdienstverschiebun­
gen oder wesentliche Veränderungen von Arbeitsabläufen vorgenommen 
worden. 

Auswirkungen auf das subjektive Sicherheitsgefühl durch mehr Präsenz von 
staatlichen oder privaten Sicherheitskräften können somit auch nicht erfol­
gen. 

Im Zusammenhang mit dem "subjektiven Sicherheitsgefühl" ist zu beachten, 
dass die Zielrichtungen von Polizei und privatem Sicherheitsgewerbe diamet­
ral auseinander laufen, denn: 

Die Polizei ist durch vielfältige Maßnahmen (Stichwort: Bürgernahe 
Polizeiarbeit, Umstrukturierung von Polizeiorganisationen, Präsenzerhö­
hung) bemüht, das subjektive Sicherheitsgefühl der Bevölkerung zu stär­
ken, 

während das private Sicherheitsgewerbe ein hohes wirtschaftliches Inte­
resse an einem subjektiven "Unsicherheitsgefühl" hat. 

Bei allen polizeilichen Bemühungen, Zusammenarbeitsformen und Partner 
zur Erhöhung der Sicherheit in Deutschland zu finden, sollte nie außer Acht 
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gelassen werden, dass das private Sicherheitsgewerbe als Unternehmen der 
freien Wirtschaft gewinnorientierte Interessen verfolgen muss (Umsatzsteige­
rung der privaten Sicherheitsunternehmen von 1,4 Mrd. DM im Jahr 1984 auf 
5 Mrd. DM im Jahr 1999). 

Reduziert man die - teilweise durch die Medien zu Unrecht - geweckten 
Erwartungen auf das tatsächliche Leistungsvermögen der genannten Koope­
rationen, die überwiegend in einem intensiveren Informationsaustausch be­
stehen, insbesondere 

durch die Einbindung in polizeiliche Lagebesprechungen und 

dem Informationsaustausch per Funk, Fax, Telefon zwischen dem poli­
zeilichen Führungs- und Lagedienst sowie einer festbestimmten Funk­
zentrale der Sicherheitsunternehmen, 

so werden diese Kooperationsformen langfristig Erfolge zeigen und es wird 
mit einer Ausweitung und Übertragbarkeit auf andere Städte bzw. auf jewei­
lige Landesebenen zu rechnen sein. Diese Kooperationsformen erfahren eine 
besondere Attraktivität seitens der Polizei, da weder personelle, logistische 
Veränderungen noch ein großer finanzieller Mehraufwand (zu vernachlässi­
gende Mehrkosten der Telefon- und Faxgebühren) erforderlich sind. 

Nach derzeitigen Erkenntnissen (Stand: Juni 2000) bemühen sich Schleswig­
Holstein, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen und Wiesba­
den - als weitere Stadt in Hessen - um Kooperationsformen zwischen priva­
tem Sicherheitsgewerbe und Polizei. 
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Privates Sicherheitsgewerbe und Polizei -
Kooperationsmodelle in Düsseldorf und FrankfurtIMain 

hier: Wesentliche Unterschiede 

Düsseldorf FrankfurtIMain 

Beginn: 02.06.1999 Beginn: 17.06.1999 
Initiative durch Industrie- und Initiative durch den Polizeipräsi-
Handelskammer denten und den Vorsitzenden des 

Bundesverbandes Deutscher 
Wach- und Sicherheitsunter-
nehmen (BDWS) 

Vertrag zwischen den beteiligten Vertrag zwischen der Polizei und 
Sicherheitsunternehmen unter- den beteiligten Sicherheitsunter-
einander, nicht mit der Polizei nehmen 
Vier involvierte Sicherheitsunter- Neun involvierte Sicherheitsunter-
nehmen nehmen 
Stand: Mai 2000 Stand: März 2000 
Hinweisaufkommen seitens der Hinweisaufkommen seitens der 
Polizei: 268 Polizei: 76 
Hinweisaufkommen seitens der Hinweisaufkommen seitens der 
Sicherheitsunternehmen: 7 Sicherheitsunternehmen : nicht 

bekannt 
Kennzeichnung der Fahrzeuge ---
der involvierten Sicherheitsunter-
nehmen mit einem Aufkleber, so 
dass sich Bürger direkt an die 
Fahrer zwecks Anzeigenüber-
mittllung wenden können 
Kosten bei der Polizei: keine Kosten bei der Polizei: geringe 
(kostenfreie 0800er-Nummer Telefon- bzw. Faxgebühren 
durch die Firma Securitas) 
Kosten bei den Sicherheitsunter- Kosten bei den Sicherheitsunter-
nehmen (Fax gerät, zwei weitere nehmen: nicht bekannt 
Mitarbeiter): ca. 150.000,- DM 
p. a. (Aussagen Securitas) 
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Eine Untersuchung zum Community Policing und zur 
Kriminalprävention in den Niederlanden 

Kat ja Maiwald 

1 Einführung 

Ich möchte heute die Gelegenheit nutzen, Ihnen das derzeit im Fachbereich 
KI 16 - Polizeiliche Kriminalprävention laufende Projekt "Polizei, bürgerna­
he Polizeiarbeit und bürgernahe Kriminalprävention in den Niederlanden" 
vorzustellen. Bevor ich zu den Erfahrungen in den Niederlanden komme, 
möchte ich noch einmal kurz die Vorgehensweise skizzieren: 

Untersuchungsgegenstand waren im Jahr 1997 amerikanische Polizeibehör­
den (Community Policing). Fortgeführt wurde das Projekt 1998 mit Arbeiten 
zu Großbritannien (Kriminalitätskontrolle in Großbritannien). 

Da wir von Anbeginn an vorhatten, unseren Fokus nicht zu eng einzustellen, 
widmeten wir uns im Anschluss an die Schwerpunktuntersuchung bezüglich 
Großbritannien den Entwicklungen in den Niederlanden. Die dortige Struktur 
und dortige Ansätze waren insbesondere deshalb für uns wichtig, weil die 
Niederlande als unser direkter Nachbar und alte Handelsnation sozusagen 
Spezialist für Vernetzung sind. Sie sind für ihren Pragmatismus und für zügi­
ge Problemlösungen als Konsenslösungen bekannt. Diese Aussage gilt si­
cherlich nicht nur für den Bereich der Kriminalprävention oder weiter gefasst 
der Kriminalitätskontrolle, wo den Niederlanden allgemein eine Vorbild­
funktion zugeschrieben wird, sondern in gleichem Maße auch für den Um­
gang mit anderen Problemen wie z. B. dem der Arbeitslosigkeit. 

Ziele des noch nicht abgeschlossenen Niederlande-Projektes waren bzw. sind 

(1) die Erhebung und Aufarbeitung von Informationen zu niederländischen 
Ansätzen des "Community Policing" (CP) bzw. "Problem-Oriented Poli­
cing" (POP) sowie 

(2) die Gewinnung von Informationen über niederländische Präventions­
projekte, die in den Infopool Prävention einfließen können. 

Ausgewählte Ergebnisse werde ich' nachfolgend in dieser Reihenfolge vor­
stellen. 
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2 Community Policing in den Niederlanden 

In Anbetracht des Themas halte ich es für erforderlich, hier zunächst einige 
Ausführungen zur niederländischen Polizeistruktur und zur Rolle der Polizei 
zu machen. . 

Das niederländische Polizeisystem zeichnete sich seit Ende der deutschen 
Besatzungszeit mit seinem Zentralismus durch eine in hohem Maße dezen­
trale Struktur aus; 148 Gemeinden mit jeweils mehr als 40.000 Einwohnern 
verfügten über eigene (autonome) lokale Polizeien, die dem jeweiligen Bür­
germeister unterstellt waren; Gemeinden mit weniger als 40.000 Einwohnern 
wurden durch die dem Minister der Justiz unterstellte Reichspolizei 
(Rijkspolitie) betreut. 

1989 wurde eine Neuorganisation des Polizeiwesens eingeleitet, die über eine 
integrierte niederländische Polizeiorganisation eine effizientere und ziel ge­
richtetere AufgabenerIedigung gewährleisten sollte. Diese Neuorganisation 
wurde 1994 abgeschlossen. Formale Grundlage für die heutige Organisation 
ist ein neues Polizeigesetz aus dem Jahr 1993.1 

Aus deutscher Sicht kaum nachvollziehbar dürfte das dualistische Aufsichts­
wesen für die Polizei sein. 
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Grafik 1: 
Dualistische Hierarchie des Aufsichtswesens für die Polizei in den 
Niederlanden 

Landes­
ebene 

Provinz­
ebene 

Lokale 
Ebene 

Aufrechterhaltung 
der Mfenthchen 
Ordnung und 
HIlfeleistung 

funktion 
Öffentliche 

verfolgung 

Verfolgung 
von 
Straftaten 

51 



Handelt die Polizei mit dem Ziel der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ord­
nung oder der Hilfeleistung, so ist auf örtlicher Ebene der Bürgermeister der 
jeweiligen Gemeinde zuständige Behörde. Wird die Polizei allerdings zur 
Strafverfolgung eingesetzt, hat sie den Weisungen des zuständigen Staatsan­
waltes zu folgen. Entsprechend zuständige Behörden auf Ebene der nieder­
ländischen Provinzen sind die Kommissare der Königin sowie die General­
staatsanwälte bei den fünf Gerichtshöfen. 

Auf Landesebene stehen an der Spitze der Hierarchie der Minister des Innern 
und der Minister der Justiz. Nachdem der Innenminister in der Vergangenheit 
für die Verwaltung der Polizei "aus der Ferne" und für Finanzen zuständig 
war,2 obliegt ihm neuerdings das zentrale Management (centrale beheer) der 
Polizeien in einem umfassenden Sinne, während beim Justizminister die 
uneingeschränkte Verantwortlichkeit in strafrechtlichen Angelegenheiten 
(strafrechtelijke handhaving) bleibt.3 

Wie wird nun Polizei und Polizeiarbeit konkret gesteuert? 

Jede der 25 niederländischen Polizeiregionen wird von einem sog. Regional­
kollegium verwaltet, das aus den Bürgermeistern der Gemeinden einer Regi­
on und dem zuständigen Generalstaatsanwalt4 besteht. Als Vorsitzender des 
Regionalkollegiums und damit Verwaltungschef der Polizei (Korpsverwal­
ted wird regelmäßig der Bürgermeister der größten Gemeinde einer Region 
bestimmt. Er hat zusammen mit dem zuständigen Staatsanwalt die formale 
Leitung des Polizeikorps inne und ernennt, befördert, suspendiert und entlässt 
die Polizeibeamten der Region. Die Zuständigkeit des Regionalkollegiums, 
dessen Sitzungen grundsätzlich öffentlich sind6

, bezieht sich vor allem auf 
Grundsatzfragen (jährliche Festlegung von Organisation, Stellenplan, Etat, 
Jahresabschluss und Programm).7 

Die fachliche Leitung eines Regionalkorps liegt bei dem höchsten Polizeibe­
amten, dem Korpschef. Dieser ist kein Mitglied, sondern Berater des Regio-
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nalkollegiums; er hat zudem den Korpsverwalter in dessen Arbeit zu unter­
stützen.8 

Gemäß Art. 27 Polizeigesetz beraten Korpsverwalter und Generalstaatsan­
walt regelmäßig über die Verwaltung des regionalen Polizeikorps; sie haben 
sich - und das gilt auch für den Korpschef - gegenseitig die erwünschten 
Auskünfte zu erteilen. Diese Arbeitsstruktur wird auch als regionales Dreier­
gremium bezeichnet. 

Grafik 2: 

Regionales Dreiergremium der niederländischen Polizei 
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Korpsverwalter Generalstaatsanwalt 
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Das im Juni 1999 verabschiedete nationale Integrale Sicherheitsprogramm 
("Integraal Veiligheidsprogramma", IVP) der Niederlande, auf das ich noch 
zu sprechen kommen werde, sieht Änderungen in dieser Arbeitsstruktur vor: 
Durch Gesetz soll Gemeinderäten eine verbesserte Einflussmöglichkeit hin­
sichtlich der Abstimmung lokaler Sicherheitspolitik gegeben werden.9 

Ich hatte eingangs von der niederländischen Konsensgesellschaft gesprochen. 
Das hier beschriebene Zuständigkeitsmodell für Polizei erscheint mir nur in 
einer vom Konsens geprägten Gesellschaft machbar. 

Geht man von der Grobdefinition für Community Policing aus, wie sie Lee­
Sammons und Stock 1993 in einem Kriminalistik-Aufsatz lO beschrieben 
haben (" ... eine an den Problemen und Bedürfnissen eines regional begrenz­
ten Gemeinwesens orientierte Ausrichtung der polizeilichen Arbeit ... "), dann 
werden Sie sicherlich zustimmen, dass bei allen Problemen, die in der Praxis 
auftreten mögen, zumindest die Ausgangslage für die Umsetzung dieser Poli­
zeiphilosophie in den Niederlanden ganz hervorragend ist. 

Die 25 Polizeikorps der Niederlande orientieren sich stark an einem Genera­
listenmodell, d. h. die allgemeine oder uniformierte Polizei hat eine allge­
meine AufgabensteIlung, in der der einzelne Beamte für eine Vielzahl von 
Aufgaben eingesetzt werden kann. 

Auf lokaler Ebene, d. h. auf der Ebene der polizeilichen Basiseinheiten ist die 
Spezialisierung vollständig aufgehoben. Basiseinheiten sind zuständig für die 
Erledigung allgemeiner polizeilicher Aufgaben, bei denen die Polizeibeamten 
"Allrounder" sein müssen. Als wichtigste Aufgaben werden in diesem Zu­
sammenhang beschrieben: 

der tägliche Streifendienst mit Autos, Motorrädern, Fahrrädern oder zu 
Fuß, 
einfache kriminalpolizeiliche Aufgabenerledigung, 
Maßnahmen der Kriminalprävention, 
verkehrspolizeiliche Aufgabenwahrnehmung, 
die Überwachung und Einhaltung von Umweltvorschriften sowie 
die Überwachung und Einhaltung von Spezialgesetzen. 

Integrales SIcherheItsprogramm "Poldermodell fur innere SicherheIt". Deutsche Uberset­
zung, S. 9 

[0 Lee-Sammons. LynettelJurgen Stock: KnrmnalpniventlOn. Das Konzept des "Communtty 
PolicIng" In den USA. In KrimInalIstIk, Heft 3/93, S. 157 - 162. 
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Letztlich haben wir hier eine Funktion beschrieben, wie wir sie identisch 
auch in Deutschland finden. 1 1 

Das dargestellte Generalistenmodell findet sich auch in der polizeilichen 
Grundausbildung wieder. Ohne das Ausbildungskonzept hier tiefgreifend 
darzustellen sei die derzeitige Grundausbildung dennoch nachfolgend in 
ihren Grundzügen erläutert, um die beiden in den Niederlanden möglichen 
Formen des Schutzpolizisten zu skizzieren und freiwillige Polizeidienste 
abgrenzen zu können: 

Die Grundausbildung des im Basispolizeidienst eingesetzten "normalen" 
Schutzmannes ("Agent van Politie") dauert eineinhalb Jahre. 12 

"Surveillanten" hingegen sind nur auf Zeit angestellte Polizeikräfte, die eine 
standardisierte Grundausbildung von einem Jahr Dauer (je sechs Monate 
Theorie und Praxis) erhalten. Ihren späteren Streifendienst verrichten sie 
unbewaffnet. Trotz der theoretischen Möglichkeit, später in den unbefristeten 
Regelpolizeidienst zu wechseln, endet für viele Surveillanten der Polizei­
dienst mit Ablauf ihres 6-jährigen Vertrages. Das Modell des Surveillanten 
hat neben dem Ziel der Präsenzstärkung auch arbeitsmarktpolitische Hinter­
gründe. Minder qualifizierte Personen erhalten als Surveillant die Möglich­
keit des Zugangs zur Arbeitswelt. Für die Polizei hat das Modell den Vorteil, 
über die sechsjährige "Bestenauslese" neue Polizeikräfte zu gewinnen. Die 
Bewertungen, die mir persönlich - z. B. aus dem Innenstadtbezirk von Ams­
terdam - zu dem Modell des "SurveilJanten" vorliegen, sind ausnahmslos 
positiv. 

Reine PolizeifreiwilJige, zu denen mir nicht nur positive Aussagen von Poli­
zeibeamten vorliegen, sind die seit 1989 beschäftigen "Stadswachten" (0. a. 
Stadtwächter). Sie werden in einem dreiwöchigen Lehrgang durch die Polizei 
in ihre Arbeit eingewiesen. Nach einem Jahr kann eine Qualifizierung nach 
den Standards des privaten Sicherheitsgewerbes erworben werden. 

Die örtlichen Projekte orientieren sich in ihrer Funktion an einer gemeinsa­
men Konzeption; die lokale Umsetzung liegt jedoch in der Verantwortung 
der Gemeinden. Primäres Ziel der Stadswachten ist die Reduzierung von 
Kleinkriminalität und die Erhöhung des Sicherheitsgefühls in der Bevölke­
rung durch Präsenz an exponierten Örtlichkeiten. Die Stadtwächter patrouil-

11 Die Polizei in den Niederlanden: a.a.O. 
12 Ebd. 
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lieren für jeden sichtbar und uniformiert in Einkaufszentren, Wohngebieten, 
Gewerbe- und Erholungsgebieten. Die operationale Anleitung erfolgt in der 
Regel durch die örtliche Polizei. Mit ihr kann der Stadtwächter im Bedarfsfall 
über Funk Kontakt aufnehmen. Stadswachten haben keine Eingriffsbefugnis­
se, sie haben im Rahmen ihrer aufsichtsführenden Aufgatie im öffentlichen 
Raum lediglich Jedermannrechte. Stadtwächter sollen Bürger auf mögliche 
Gefahrenquellen aufmerksam machen, Mängel im öffentlichen Raum an die 
entsprechenden Institutionen melden sowie Tagesberichte für die Polizei 
fertigen. Ein Nebeneffekt ist die Vermittlung bei Konflikten vor Ort sowie 
die Erfüllung einer Auskunftsfunktion u. a. für Ortsunkundige. 

Wie mit den "Surveillanten" verfolgt man mit den Stadswachten auch ar­
beitsmarktpolitische Ziele. Langzeitarbeitslosen bietet man so eine Chance 
auf Wiedereingliederung in den regulären Arbeitsmarkt. Nach Information 
der nationalen zentralen Geschäftsstelle konnten z. B. 199470 % der befristet 
beschäftigten Arbeitslosen bzw. 72 % der als Stadtwächter tätigen Sozialhil­
feempfanger nach Ablauf ihrer ,,stadswachen"-Verträge reguläre Arbeits­
plätze zumeist im Bereich des privaten Sicherheitsgewerbes finden. 

Evaluationen der Universität Leiden in einzelnen Städten/Gemeinden zeigen, 
dass nach Einsatz von Stadswachten Delikte wie Taschendiebstahl, Sachbe­
schädigung, Vandalismus und Tageswohnungseinbruch z. T. deutlich zu­
rückgegangen sind. Zudem ist das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung ange­
stiegen. Im Juni diesen Jahres waren in mehr als 150 niederländischen Ge­
meinden über 3.000 Stadtwächter beschäftigt. 13 

Diese Organisationsform ist die Basis für das in den Niederlanden seit Jahren 
praktizierte Community Policing bzw. bürgernahe Polizeiarbeit, auf das ich 
hier aus Zeitgründen nicht in allen Einzelheiten eingehen möchte, zumal sich 
die Elemente weltweit doch sehr ähneln. Der Einsatz von Kontaktbereichsbe­
amten und mobilen Wachen, die Durchführung von Betreuungsprojekten für 
besondere Zielgruppen wie z. B. Senioren oder Schüler sowie die Durchfüh­
rung von Bevölkerungsbefragungen sind nur wenige Beispiele, die hier zu 
nennen sind. 

Zu den Bevölkerungsbefragungen ist allerdings anzumerken, dass diese in 
den Niederlanden im Gegensatz zu Deutschland landesweit in zweijährigem 
Abstand in repräsentativer Form durchgeführt werden, um harte statistische 

J) Babl, Susanne/Bassmann, Jörg: KnmmalprilVenuon in Deutschland und Europa - Akteure, 
Modelle und Projekte Bundeskrimmalamt Wiesbaden 1998 
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Kriminalitätsdaten durch Informationen zum Unsicherheitsgefühl ergänzen 
zu können, um aber auch Rückmeldungen zur Akzeptanz der Polizei zu er­
halten. 

3 Kriminalprävention in den Niederlanden (Integrales Sicherheits­
programm) 14 

Ich möchte überleiten auf die Kriminalprävention bzw. die Kriminalitätskon­
trolle in den Niederlanden. Die im August 1998 angetretene niederländische 
Regierung hat in ihrem Regierungsprogramm für die bis 2002 laufende Le­
gislaturperiode betont, dass zur Kriminalitätsbekämpfung und zur Erhöhung 
der inneren Sicherheit in den Niederlanden ein zusätzlicher Impuls notwen­
dig ist. 

Im Juni 1999 hat der niederländische Innenminister ein sog. "Integrales Si­
cherheitsprogramm ('Integraal Veiligheidsprogramma - IVP')" als nationales 
Programm vorgelegt. Durch den Begriff "Integral" wird auf die Notwendig­
keit hingewiesen, einerseits für Ausgewogenheit innerhalb der aus Vorfeld­
maßnahmen, Prävention, Einsatzvorbereitung, Repression und Nachsorge 
bestehenden Sicherheitskette zu sorgen und dafür, dass andererseits zwischen 
den Maßnahmen in den Bereichen Prävention und Repression ein Synergieef­
fekt zustande kommt. 15 

Die Regierung will der Verbesserung der Sicherheit sowohl im Empfinden 
der Bürger (subjektive Sicherheit) als auch bezüglich der tatsächlich erfassten 
Rechtsverstöße (objektive Sicherheit) den schon genannten zusätzlichen 
Impuls verleihen. Im Integralen Sicherheitsprogramm liegt der Akzent auf 
der Bekämpfung von Unsicherheit im öffentlichen Bereich, d. h., es geht um 
diejenigen gesellschaftlich dringlichen Sicherheitsfragen, die das Sicherheits­
empfinden der Bürger stark beeinflussen und zu deren Lösung nicht nur Poli­
zei und Staatsanwaltschaft einen Beitrag leisten können. Zentraler Bestand­
teil des Integralen Sicherheitsprogramms sind daher sowohl die Beiträge zur 
öffentlichen Sicherheit seitens der Einrichtungen von Staat, Provinzen und 
Kommunen als auch die Beiträge seitens der gesellschaftlichen Organisatio­
nen und der Wirtschaft. 

14 Vgl. Integrales Sicherheitsprogramm: a.a.O. 
15 Ebd. 
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Die Regierung will Partner stimulieren, ihren jeweiligen Beitrag zur inneren 
Sicherheit zu leisten. Dazu soll künftig eine Politik der Sicherheitspartizipati­
on beitragen. Im Integralen Sicherheitsprogramm ist konkret niedergelegt, 
worin der Beitrag der Regierung besteht und was andere Partner gemeinsam 
dazu beitragen können. Di~ niederländische Regierung vergleicht diesen 
Ansatz mit dem sogenannten "Poldermodell". So wie bei der wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung der Niederlande Staat, Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer gemeinsam an einem Strang ziehen, so sollen in Zukunft Staat, Wirt­
schaft und gesellschaftliche Organisationen bei der Erhöhung der inneren 
Sicherheit zusammenarbeiten ("Poldermodel voor veiligheid"). 

Eine Politik der Sicherheitspartizipation benötigt aber Instrume~te, die für 
Bürger, Wirtschaft und gesellschaftliche Organisationen einen Anreiz dar­
stellen, sich intensiver für die öffentliche Sicherheit zu engagieren. Eine 
Möglichkeit wird darin gesehen, für besonders gefährdete öffentliche Berei­
che - Bahnhöfe, Busbahnhöfe, Vergnügungszentren, Einkaufszentren - mit 
allen betroffenen Gruppierungen auf lokaler Ebene Absprachen zu treffen 
und eventuell Vereinbarungen (sog. "Convenanten") über die von allen Sei­
ten zu leistenden Beiträge abzuschließen. Die Politik der Sicherheitspartizi­
pation soll auch auf Wohnviertelebene umgesetzt werden, da auf dieser Ebe­
ne die größten Identifikation der Bürger und gesellschaftlichen Organisatio­
nen mit auftretenden Sicherheitsproblemen gesehen wird. Den Gemeinden 
soll eine zentrale Bedeutung zukommen. Auch Marktanreize werden als 
mögliche Instrumente zu einem stärkeren Sicherheitsengagement der Betei­
ligten (vor allem von Unternehmen) gesehen. 

Wie wurde nun das Integrale Sicherheitsprogramm entwickelt? 

Zur Vorbereitung wurde ein sog. IVP-Forum veranstaltet. Daran nahmen 
nebelll dem Innen- und Justizministerium alle irgend wie betroffenen Ministe­
rien teil. Um eine möglichst breite Plattform zu schaffen, wurden auch ge­
sellschaftliche Organisationen und die Wirtschaft zur Teilnahme aufgefor­
dert. Diese Partner wurden gebeten darzulegen, welchen Beitrag sie leisten 
und wie der Staat oder eventuelle andere Gruppierungen ihnen dabei helfen 
könnten. Überwiegend wurden solche Partner eingeladen, die einen wesentli­
chen Beitrag zur Erhöhung der inneren Sicherheit zu leisten imstande sind. 
Dazu gehören die Versicherungsbranche, die Finanzwirtschaft (Banken), 
Wohnungsbaugesellschaften, die Drogenhilfe, der niederländische Verein für 
Verkehrssicherheit (Veilig Verkeer Nederland), die Gaststättenbranche und 
die privaten Sicherheitsdienste. Eine wichtige Rolle bei diesem Treffen 
spielte die von Staat und Wirtschaft gebildete "Nationale Plattform Krimina-

58 



htätsbeherrschung" (Nationaal Platform Criminaliteitsbeheersing, NPC) zur 
Vorbeugung gegen und Bekämpfung von vor allem wirtschaftsschädIgender 
Kriminalität. Vertreten waren zudem Provinzen, Gemeinden, Polizei, Staats­
anwaltschaft und Feuerwehr. 

Die Umsetzung des Integralen Sicherheitsprogramms erfolgt interaktiv unter 
Beibehaltung der geschaffenen Plattform; die Koordination obliegt dem In­
nenminister. 

Zwischen dem Integralen Sicherheitsprogramm und dem von mir schon an­
gesprochenen nationalen polizeilichen Rahmenplan ("Beleidsplan Neder­
landse Politie" - BNP) besteht ein direkter Zusammenhang. Der BNP enthält 
die zur Verbesserung von Sicherheit und Ordnung angestrebten Ziele. In 
diesem Plan werden die Schwerpunkte für den Zeitraum 1999 bis 2002 ge­
nannt, auf die sich die Polizeiarbeit (in enger Zusammenarbeit mit der Staats­
anwaltschaft) besonders konzentrieren wird. Das Integrale Sicherheitspro­
gramm ergänzt den Beleidsplan Nederlandse Politie hinsichtlich der Beiträge 
zur Verbesserung von Sicherheit und Ordnung seitens anderer gesellschaftli­
cher Gruppierungen. Die im BNP genannten Schwerpunkte 

Jugend und Sicherheit, 
Gewalt auf der Straße und 
Verkehrssicherheit 

sind identisch mit Schwerpunkten im Integralen Sicherheitsprogramm. Durch 
die gemeinsamen Anstrengungen der Polizei und ihrer Sicherheitspartner soll 
ein Synergieeffekt entstehen. Wenn die Sicherheitspartner eine bedeutendere 
Rolle übernehmen - so die Idee -, entlasten sie die Polizei und diese kann 
sich intensiver und effektiver auf ihre Hauptaufgaben l6 konzentrieren. 

Ich möchte nachfolgend nun die zu den Schwerpunktthemen Jugend und 
Sicherheit sowie Gewalt auf der Straße erarbeiteten Maßnahmenbündel etwas 
näher beleuchten. 

3.1 Jugend und Sicherheit 

Die im Integralen Sicherheitsprogramm umschriebene Jugend- und Sicher­
heitspolitik gründet sich auf der Evaluierung der'Sicherheitspolitik der vorhe­
rigen Regierung. Die in der vergangenen Legislaturperiode entwickelte Stra-

16 Gern. § 2 PoIG. sind dies die Aufrechterhaltung der Rechtsordnung sowie die Hilfeleistung. 
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tegie war durch Ausgewogenheit beim Präventiven und repressiven Handeln 
aller an der Jugend- und Sicherheitskette Beteiligten gekennzeichnet. Diese 
Politik soll fortgesetzt werden. Besondere Aufmerksamkeit soll den neuen 
Schwerpunkten Verjüngung und Verhärtung jugendlicher Straftäter sowie der 
anhaltenden Überrepräsenta!1z Jugendlicher aus ethnischen Minderheiten 
geschenkt werden. 

Zum Teil identisch mit den Ausführungen im nationalen Präventionspro­
gramm sind die im BNP für die Polizei genannten Maßnahmen. Als Ziel für 
die Polizei ist formuliert: "Die Anzahl von Jugendlichen, die sich in irgendei­
ner Form kriminell betätigt, wird substantiell abnehmen müssen. Die Aufklä­
rungsquote muss höher, die Wiederholungschance niedriger werden und die 
Konsequenzen des kriminellen Verhaltens müssen für die Jugendlichen deut­
licher sein. Abhängig von der regionalen Problemanalyse werden die Akti­
vitäten auf eine Umkehr der genannten Trends gerichtet sein müssen. ,,17 Als 
Voraussetzungen dafür werden eine gute Informationsgrundlage sowie der 
Informationsaustausch, d. h. die funktionierende Vernetzung zwischen den 
betreffenden Parteien Cu. a. Polizei, Justiz, Jugendhilfe, Jugendschutz, Verei­
ne und Schulen) genannt. 

Beispielhaft aufgeführte Initiativen sind die "Kriminalkarte" ("Kriminaal­
kaart") und das "Klientüberwachungssystem Jugendkriminalität" (CIient 
volgsysteem jeugdcriminaliteit - CVS-jc). 

Bei der "Kriminalkarte" geht es um das Aufzeigen von Brennpunkten. Das 
"Klientüberwachungssystem Jugendkriminalität" ist ein in der Diskussion 
befindliches nationales Informationssystem zur Früherkennung von Risikoju­
gendlichen und ihren Familien. Ein lokales System dieser ressortübergreifen­
den Anwendung wird bereits in der Polizeiregion Rotterdam-Rijnmond er­
probt. 

Die polizeiliche Jugendsachbearbeitung soll weiter ausgebaut werden. Ver­
besserungen, so der BNP, müssen quantitativ und qualitativ sichtbar sein. 
Eine ideale Organisationsform für diesen auf Dauer eingerichteten Spezial be­
reich innerhalb der Polizei wird nicht vorgegeben, da die Organisationsform 
von der lokalen/regionalen Situation abhängig ist. Im Rahmen einer Verbes­
serung des Spezial wissens sollen die Anforderungen, die an Polizeiangehöri­
ge in Bezug auf ihr Wissen über die Jugend (-problematik) gestellt werden, 

17 BNP a a 0 . S 29 
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vertieft und aktualisiert werden, wozu u. a. die allgemeine und spezielle Poli­
zeiausbildung angepasst werden sollen. 

Die WertIgkeit des Bereiches Jugendkriminalitätsprävention wird auch daran 
deutlich, dass den Polizei korps seit 1998 zusätzliche jährliche Mittel in Höhe 
von 25 Millionen Gulden zur Verfügung gestellt werden, um zusätzlich in 
das Thema Jugend und Sicherheit investieren zu können. Ein Teil dieser 
Mittel wird im Rahmen der Regierungsvereinbarung für Polizei und Justiz für 
spezifische Aktivitäten zur Bekämpfung der Jugendkriminalität eingesetzt. 18 

3.2 Gewalt auf der Straße 

Der BNP führt zur Verhinderung der Gewaltkriminalität u. a. die Nulltole­
ranz-Politik an. Als weiterer Ansatz wird die Verbesserung der Anzeigebe­
reitschaft sowohl seitens der Opfer als auch der Zeugen gesehen. Unter ande­
rem wird erwogen, die Möglichkeiten der vertraulichen Anzeige zu erwei­
tern. Bei Ereignissen ohne offiziellen Anzeigecharakter sollen Betroffene 
zudem mehr auf die Möglichkeit der Anonymität hingewiesen werden. Bei 
Anzeigen kann die Anonymität gewahrt bleiben, bis das Gerichtsverfahren 
eröffnet wird. 19 

Als mit ursächlich für die Entstehung und Kumulierung von Gewalt werden 
die Zunahme von Waffenbesitz und Waffengebrauch (vor allem unter Ju­
gendlichen in der Freizeit sowie unter Besuchern von Sportveranstaltungen) 
gesehen. Aus Unterlagen des beim Justizministerium angesiedelten Wissen­
schaftlichen Studien- und Dokumentationszentrums geht hervor, dass jeder 
achte Jugendliche in den mittelgroßen Städten der Niederlande eine Waffe 
mit zur Schule nimmt; in den vier Großstädten Amsterdam, Rotterdam, Den 
Haag und Utrecht sollen es sogar noch mehr sein.20 

Der BNP weist in der Konsequenz darauf hin, dass verbotene Waffen zu 
beschlagnahmen sind und dem Waffenbesitz vorzubeugen ist, um potentielle 
Waffenbesitzer zu entmutigen. Aufklärung in Schulen und Absprachen mit 
Eigentümern von Lokalitäten und Managern von Veranstaltungen über sys­
tematische und konsequente Leibesvisitationen bei Zutritt sowie die Be­
schlagnahme von verbotenen Waffen sind einige der Maßnahmen, die in 

IS BNP: a.a.O., S. 29/30. 
19 BNP: a.a.O .. S. 32. 
20 "Holländer geben fast 14000 Waffen ab". In: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 04.01.00 
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diesem Rahmen ergriffen werden sollen. Zudem sollen die beschränkten 
Befugnisse der Polizei bei der Bekämpfung der Beschaffung von Waffen und 
Waffenbesitz verbessert werden. 21 

Eine Möglichkeit zur Verringerung des Waffenbesitzes in der Öffentlichkeit 
hat die niederländische Regierung in Zusammenarbeit mit den 25 Regiokorps 
zum Jahreswechsel 1999/2000 demonstriert. In einer zehntägigen Sammel­
aktion wurden insgesamt 13.826 Waffen abgeliefert, darunter Stilettos, 
Klappmesser und Schlagringe, aber auch rund 2.000 Schusswaffen, unter 
ihnen Pistolen, Revolver und Armeepistolen. Die von einer Medienkampagne 
begleitete Aktion mit dem Namen "Hab Mut, Waffen weg" bot jedem Nie­
derländer die Möglichkeit, anonym Schlag und Stichwaffen in Polizeidienst­
stellen abzugeben oder sie in bereitgestellte Container zu werfen. Mit der 
freiwilligen Abgabe war zugleich ein allgemeiner Straferlass für den Besitz 
verbunden; die Straffreiheit bezog sich allerdings nicht auf illegale Schuss­
waffen. Das Justizministerium plant, in Zukunft in regelmäßigen Abständen 
solche Waffensammelaktionen zu veranstalten. Erwogen wird zudem, ähnli­
che Aktionen speziell für die Einsammlung von Schusswaffen zu veranstal-

?? 
ten. --

Schließen möchte ich meine Ausführungen zu integralen Sicherheitsbemü­
hungen mit einer Übersicht der zum Thema "Sicheres Lebensumfeld" ge­
planten Maßnahmen, die sich exemplarisch an der Schaffung eines nationalen 
Gütesiegels "Sicheres Wohnen" darstellen lassen. 

Die Qualität des Lebensumfelds hat Einfluss auf das Sicherheitsempfinden 
der Nutzer eines bestimmten Gebietes, d. h. auf das Sicherheitsgefühl der 
Anwohner, Passanten und dort tätigen Unternehmen und Einrichtungen. Das 
Sicherheitsempfinden beeinflusst das Verhalten in diesem Gebiet, das wie­
derum Rückwirkungen auf die Qualität des Lebensumfelds hat. Das Ausmaß 
der Unsicherheitsgefühle hängt damit zusammen, wie die jeweiligen Nutzer 
des Gebietes die Probleme ihres Wohn- und Lebensumfelds wahrnehmen. 

Als problematisch im Lebensumfeld werden im Integralen Sicherheitspro­
gramm folgende Erscheinungen beschrieben: 

Bedrohungen (Ordnungsstörungen durch Jugendliche, Anwesenheit von 
Süchtigen), 

21 BNP a a.O • S. 32. 
l' "Hollander geben fast 14000 Waffen ab" In. Frankfurter AllgemeIne Zeitung vom 04.01.00 
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Vermögensdelikte (Wohnungseinbrüche, Fahrrad- und sonstige Dieb­
stähle, Diebstähle aus Autos), 
Verkehrsprobleme (aggressives Fahrverhalten, Fahrzeugkarambolagen) 
und 
Verwahrlosung (Graffiti, Unrat auf der Straße). 

Faktoren, welche die Sicherheit des Lebensumfelds beeinflussen, sind dem­
nach die Wohnbedingungen. 

3.3 Gütesiegel "Sicher Wohnen" 

Den Faktor "Wohnbedingungen" versucht man in den Niederlanden über die 
Realisierung eines nationalen Gütesiegels oder Zertifikates in einem positi­
ven Sinne zu verändern. Dieses Gütesiegel "Sicher Wohnen" ("Keurmerk 
Veilig Wonen") wurde auf der Basis britischer Erfahrungen Anfang der 90er 
Jahre zunächst als wissenschaftlich begleitetes Pilotprojekt von der Polizei 
"Hollands Midden" (Dreieck Rotterdam - Leiden - Den Haag) gestartet. 
Eingebunden waren neben den betroffenen Ministerien die Gebäude- und 
Hausratversicherer, die Feuerwehr sowie Gebäude- und Wohnungsgenossen­
schaften/-verwaltungen. Ziel des Projektes ist es, Wohnraumplaner, Designer 
und Architekten für den Zusammenhang von Kriminalprävention und Städte­
bau-lWohnumfeld-planung, Wohnraumplanung und -ausstattung zu sensibili­
sieren. 

So wurde auf der Grundlage umfassender Erhebungen zur Phänomenologie 
des Einbruchsdiebstahls ein "Safe Housing Label Manual" entwickelt, das 
Sicherheitsstandards im Haus- und Wohnungsbau enthält. 

Das mittlerweile auf bestehende Bauten erweiterte zweibändige Manual setzt 
Standards in den Bereichen 

Bezirksplanung (u. a. Größe des Bezirks, Dichte, Größe Zugangsmög­
lichkeiten per Auto), 

Bauplanung (u. a. Wohnsiedlung, Doppelhäuser, Einfamilienreihenhäu­
ser, Grundstücke), 

spezielle Funktionen innerhalb der Wohnumgebung (u. a. Parken im 
Freien, private Garagen, Spielplatze, Unterführungen und Haltestellen), 

Bürgerbeteiligung und -verantwortung (u. a. nachbarschaftliches Zu­
sammenleben und "Horne Watch", Instandhaltung) sowie 
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Baudesign (Lage der Wohnräume, niedrige Dächer, Haupteingang, Si­
cherungstechnik) thematisiert. 

Nach positiven Erfahrungen in England belegen niederländische Wirkungs­
evaluationen die Erfolgsträchtigkeit des ~ewählten Ansatzes23

• Von den z. B. 
im Jahre 1993 angeschriebenen 193.000 Haushalten in Utrecht ließen 49.000 
eine Sicherheitsüberprüfung ihres Hauses/ihrer Wohnung durchführen. 
16.000 konnte ein Gütesiegel verliehen werden; 60 % und damit mehr als die 
Hälfte der beratenen Haushalte setzten zumindest einen Teil der angeregten 
Maßnahmen um. 24 

. 

Welche Ergebnisse werden diesen Maßnahmen zugeschrieben? 

Innerhalb eines Jahres konnte die Viktimisierungsrate von 3,5 % auf 0,125 % 
(und damit fast um den Faktor 30) gesenkt werden. Polizeiliche Kontakte mit 
der Bevölkerung waren verbessert; Versicherungsprämien konnten gesenkt 
werden und Arbeitslose erhielten als geschulte Sicherheitsberater eine neue 
Aufgabe. Anhaltspunkte für Verdrängungsmechanismen zeigten sich nicht. 

Bevölkerungsbefragungen zeigten, dass 90 % der Befragten der Aussage 
zustimmten, dass das Gütesiegel zu einem verbesserten Sicherheitsgefühl 
führt. 75 % würden sich im Falle eines Wohnungswechsels wieder für eine 
zertifizierte Wohnung entscheiden. 25 Auf der Basis einer modell haften Ver­
gleichsrechnung wird zudem davon ausgegangen, dass - bezogen auf eine 
fünfjährige Projektlaufzeit - die volkswirtschaftlichen Einsparungen die 
Kosten um 300 Millionen Gulden übertreffen.26 

23 Vlek, Frits G.: The Police Label Secured Housing. Vortrag und Handout anläßlich des 
BKA-Workshops "Polizeibezogene Forschungsprojekte in Europa" im März 1999 in Wies­
baden. 

2. Der Hauptgrund einer Nichtbeteihgung lag bei der finanziellen Belastung von im Durch­
schnitt 670 Gulden. 

25 Van Oosterzee, Derk: Security labeL Vortrag und Handout anläßlich der vom 3 - 6 10 99 
In Montreal stattfindenden Konferenz "Harnessing What Works" des InternatIOnal Centre 
for the PrevenUon ofCrime (ICPC) 

20 Vlek: a a O. 
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4 Bewertung 

Wo können wir Deutschen von den Niederlanden lernen? 

Mir fällt da an erster Stelle der hohe Grad an gesamtgesellschaftlicher Ver­
netzung auf. In den Niederlanden ist es gelungen, auf nationaler Ebene eine 
Plattform für gesamtgesellschaftlich organisierte Kriminalprävention einzu­
richten, die neben den unterschiedlichen Ministerien auf Staatsebene die 
Provinzen und Gemeinden sowie Verbände, Behörden und andere Institutio­
nen an einen Tisch bringt. Dieser "Runde Tisch" hat nicht nur abstrakt dis­
kutiert, sondern mit dem Integralen Sicherheitsprogramm einen an prakti­
schen Problemen orientierten Handlungsleitfaden geschaffen, der sich mitt­
lerweile in der Umsetzung befindet. In Deutschland ist es bislang nicht ge­
lungen, auf nationaler Ebene eine entsprechende Programmatik zu entwi­
ckeln. 

Kreativität gepaart mit Ergebnisorientierung und Pragmatismus ist ein weite­
rer Punkt, der die Niederlande auszeichnet. Getragen von dem Ziel, effektiv 
der Kriminalität vorzubeugen, scheint es weniger Denk- und Handlungsblo­
ckaden als hierzulande zu geben. Neue bzw. vielversprechende Ideen und 
Ansätze werden wissenschaftlich abgesichert in Pilotprojekten erprobt und 
im Falle des Funktionierens möglichst landesweit umgesetzt. Beispielhaft 
habe ich Ihnen das Gütesiegel "Sicher Wohnen" beschrieben. 

Auch im Bereich der in Deutschland hochdefizitären Evaluationssituation 
können die Niederlande sicherlich Vorbild sein. Doch das gilt nicht nur im 
engeren Sinne für die Evaluation von PräventionsmodeIIen. Auch hinsicht­
lich der Prüfung einer Adaption wirkungsvoller Ansätze scheinen die Nie­
derlande effizienter zu sein als wir Deutschen. Dabei hilft ihnen sicherlich 
auch ihre gute internationale Vernetzung. 
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Kriminalität von Aussiedlern in Bayern 

Johannes Luff 

Im Mai 1998 wurde die Kriminologische Forschungsgruppe der Bayerischen 
Polizei (KFG) vom Bayerischen Staatsministerium des Innern beauftragt, die 
polizeilich registrierte Kriminalität von Spätaussiedlern zu untersuchen; der 
Schwerpunkt sollte dabei auf der Delinquenz der jungen Spätaussiedler lie­
gen. Ein Anlass für diesen Auftrag war die auf Grund häufig nicht belegter 
Behauptungen und subjektiver Wahrnehmungen erfolgte öffentliche Etiket­
tierung einer Bevölkerungsgruppe, über deren polizeilich registrierte Krimi­
nalität bislang kaum empirische Studien mit gesicherten wissenschaftlichen 
Erkenntnissen vorliegen 

1 Methoden 

Der Problematik hat sich die KFG mit folgenden Methoden zur Gewinnung 
empirischer Daten genähert: 

• Sonderauswertungen der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS): Im 
Vergleich mit Deutschen und Nichtdeutschen wurde die Kriminalität 
von Aussiedlern bayernweit quantitativ analysiert. Gegenüber gestellt 
wurden dabei die Anzahl der während der Jahre 1997 bis 1999 po­
lizeilich registrierten Tatverdächtigen, differenziert nach Altersgrup­
pen und Geschlecht, die von ihnen erfassten und nach Straftaten­
obergruppen unterteilten Delikte, sowie die Einfach- und Mehrfach­
auffalligkeit. Als Aussiedler galten dabei deutsche Tatverdächtige, die 
in einem der folgenden Länder geboren waren: alle GUS-Staaten, 
Rumänien, Polen, ehemalige CSSRlCSFR, ehemaliges Jugoslawien, 
Ungarn. 

• Berechnung von Tatverdächtigen-Belastungszahlen: Sonderauswer­
tungen der Polizeilichen Kriminalstatistik für fünf bayerische Regio­
nen und von den jeweiligen Stadt- bzw. Gemeindeverwaltungen mit 
vergleichbarem Vorgehen erhobene Bevölkerungszahlen ermöglichten 
die Berechnung von Tatverdächtigen-Belastungszahlen für Aussied­
ler; ergän~end wurden auch hier die entsprechenden Vergleichszahlen 
für Deutsche und Nichtdeutsche ermittelt. 
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• Längsschnittuntersuchung auf der Grundlage einer EDV -unterstützten 
KAN-Auswertung27

: Mit dieser methodischen Vorgehensweise konn­
ten die polizeilich registrierten Straftaten der 1994 in einzelne bayeri­
sche Regionen einreisenden Spätaussiedler während einer Dauer von 
fünf Jahren ermittelt werden. Damit ergaben sich u. 'a. Aufschlüsse ü­
ber den Zeitpunkt der' ersten in Bayern erfassten Straftat und den wei­
teren Verlauf möglicher krimineller Karrieren. Während bei den PKS­
Auswertungen unter der Kriminalität der Aussiedler im Einzelnen die 
Rechtsstellungen "Vertriebener", "Heimatvertriebener", "Sowjet­
zonenflüchtling", "Aussiedler" und "Spätaussiedler" enthalten sind, 
handelt es sich hier ebenso wie im weiteren Verlauf der Untersuchung 
ausschließlich um Spätaussiedler im engeren Sinn, deutschstämmige 
Personen also, die nach dem 31.12.1992 zu uns gekommen sind. 

• Auswertung von polizeilichen Kriminalakten: Um Aussagen über die 
Qualität der von Spätaussiedlern registrierten Straftaten machen zu 
können, wurden 179 Kriminalakten ausgewertet; dies waren alle ver­
fügbaren Akten der 2.671 im Jahr 1994 auf die Übergangswohnheime 
unserer fünf ausgewählten Regionen (Stadt Ingolstadt, Stadt Schwein­
furt, Stadt Nürnberg, Stadt Fürth, Landkreis Mühldorf) verteilten 
Spätaussiedler, die polizeilich aufflillig geworden waren28

• Auf der 
Grundlage dieser Akten wurde auch nach Hinweisen auf die Deutsch­
kenntnisse, das Suchtverhalten und das Gewaltpotenzial tatverdächti­
ger Aussiedler gesucht; Ausführungen über justizielle Erledigungen 
runden dieses Kapitel ab. 

• Befragung von Spätaussiedlern: In Zusammenarbeit mit der Fach­
hochschule Nürnberg, Fachbereich Sozial wesen, und der Arbei­
terwohlfahrt, Kreisverband Nürnberg e. V., wurde in Nürnberg eine 
Befragung von 34 polizeilich auffälligen und 54 nicht auffälligen 
Spätaussiedlern durchgeführt. Damit wurden einerseits unterschiedli­
cheAusgangspositionen wie z. B. die Schulbildung oder auch der er­
lernte Beruf, andererseits die Integrationsverläufe (Wahrnehmen von 

27 Der KAN Ist eine Datei, die dem Nachweis und der Erschließung der Knminalakten dient. 
Im KAN sind personenbezogene Daten des Tatverdächtigen, die von ihm begangenen 
Straftaten und der Hinweis auf die aktenführende Polizeidienststelle gespeichert. Die Regel­
fnsten für die Aussonderung betragen für Erwachsene 10 Jahre, für JugendlIche 5 Jahre und 
für über 10-jährige Kinder 2 Jahre (für jüngere Kinder werden grundsätzlich keme Krimi­
nalakten angelegt). 

2K Von diesen 2.671 AUSSiedlern sind insgesamt 185 im Fünfjahreszeitraum polizeilIch mll 
Straftaten registriert worden. Die restlIchen 6 Akten waren zum Zeitpunkt unserer Auswer­
tung bereits vernichtet. 
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Hilfsangeboten, Freizeitverhalten, soziale Kontakte mit Deutschen) 
dieser beiden Gruppen einander gegenüber gestellt und mögliche De­
fizite eruiert. 

Eine theoretische Grundlage dieser Untersuchung liefert die Anomie-Theorie. 
Danach ist mit abweichenden Verhaltensweisen dann zu rechnen, wenn das 
Individuum gesellschaftlich allgemein akzeptierte Ziele (in unserer Kultur in 
der Regel materielle Besitztümer bzw. Prestigeobjekte wie z. B. die Zweit­
wohnung im Grünen, ein bestimmter Fahrzeugtyp, aber auch spezielle Klei­
dungsstücke bei Jugendlichen) und die zur Erreichung dieser Ziele notwendi­
gen legitimen Mittel (z. B. AbstammunglErbe, Ausbildung, Geld) entweder 
beide zusammen oder jeweils einzeln ablehnt und ggf. durch eigene Alterna­
tiven ersetzt. Als abweichendes Verhalten gilt nach dieser Theorie rituelles 
ebenso wie Rückzugsverhalten, Rebellion oder auch innovatives Verhalten. 

Innovativ verhalten sich - auf der Grundlage der Anomie-Theorie - Men­
schen, die Gefallen an bestimmten materiellen Gütern (gesellschaftliche 
Ziele) gefunden haben, deren eigene Ressourcen aber nicht ausreichen, sich 
diese auf legitime Weise anzueignen. Die "Innovation" besteht im Planen 
und Ausführen von kulturell nicht akzeptierten Wegen, sich die erstrebten 
Güter dennoch zu verschaffen; weniger euphemistisch könnte man das inno­
vative auch mit kriminellem Verhalten zumindest teilweise übersetzen. 

2 Tatverdächtige Aussiedler in Bayern 

Im Jahr 1999 begehen tatverdächtige Aussiedler in Bayern 28.286 polizeilich 
registrierte Straftaten, das entspricht einem Anteil von 7,0 % aller in diesem 
Jahr in Bayern erfassten Fälle. Zwei Jahre zuvor wies die PKS 21.054 Straf­
taten dieser Bevölkerungsgruppe aus; dies waren 5,1 % aller 1997 zur PKS 
gemeldeten Delikte. 

Das von Aussiedlern bevorzugt begangene Delikt ist der einfache Diebstahl. 
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Grafik I: 

Von tatverdächtigen Aussiedlern, Deutschen und Nichtdeutschen 1998 
begangene Delikte (nach Straftatenobergruppen) 
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Während von tatverdächtigen Deutschen absolut gesehen am meisten Ver­
mögens- und Fälschungsdelikte, sowie einfache Diebstähle und sonstige 
Straftaten gemäß StGB erfasst sind und tatverdächtige Nichtdeutsche in ers­
ter Linie mit strafrechtlichen Nebengesetzen polizeilich auffallen (darin ent­
halten sind die Verstöße gegen das AusIG/AsyIVfG) ist es bei tatverdächti­
gen Aussiedlern der einfache Diebstahl, der absolut gesehen deutlich bei den 
geklärten, dieser Bevölkerungsgruppe zuzuordnenden Straftaten dominiert: 
34,3 % der 1998 von Aussiedlern in Bayern polizeilich registrierten Strafta­
ten sind einfache Diebstähle. Hinzu kommt, dass 10,4 % der von Aussiedlern 
begangenen Delikte unter den PKS-Summenschlüssel "Straßenkriminalität" 
fallen, damit deutlich sichtbar sind und von der Öffentlichkeit entsprechend 
wahrgenommen werden29

. 

Die tatverdächtigen Aussiedler kommen zu 45,1 % aus den GUS-Staaten, 
etwa jeweils jeder fünfte ist in Rumänien (19,0 %) oder Polen (18,1 %) gebo­
ren, bei gut jedem zehnten ist als Herkunftsland die ehemalige CSSRlCSFR 
registriert (12,2 %), die restlichen Tatverdächtigen stammen aus dem ehema­
ligen Jugoslawien (3,6 %) und Ungarn (2,1 %). 

,y DIe entsprechenden VergleIchszahlen der anderen Bevolkerungsgruppen bei der Straßen· 
krimInalItät lauten. NIchtdeutsche 8,3 %, Deutsche 7 7 % 
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Die Altersverteilung tatverdächtiger Aussiedler hebt sich deutlich von derje­
nigen der Nichtdeutschen und Deutschen ab. 

Grafik 2 

Tatverdächtige Aussiedler, Deutsche und Nichtdeutsche in Prozent (ohne 
AusiG/AsyIVfG) 
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Bei den Deutschen und Nichtdeutschen sind innerhalb der jeweils eigenen 
Bevölkerungsgruppe am meisten Tatverdächtige bei den 30- bis 39-Jährigen 
verzeichnet; die darauf folgenden Altersgruppen weisen deutlich rückläufige 
Prozentzahlen auf. Im Gegensatz dazu bleiben die Prozentzahlen tatverdäch­
tiger Aussiedler in den höheren Altersgruppen weitgehend konstant, den 
höchsten Anteil an den tatverdächtigen Aussiedlern haben die Jugendlichen. 

Quantitativ fallen neben den Jugendlichen auch die 10- bis 13-jährigen Aus­
siedler-Kinder auf. Diese beiden Altersgruppen sind es (neben den über 60-
Jährigen), die maßgeblich den "Trend" tatverdächtiger Aussiedler zum einfa­
chen Diebstahl beeinflussen: Drei von vier tatverdächtigen Aussiedler­
Kindern - dies gilt sowohl für die 6- bis 9-Jährigen als auch für die 10- bis 
13-Jährigen - und jeder zweite tatverdächtige jugendliche Aussiedler werden 
mit einem einfachen Diebstahl polizeilich registriert. Etwas ausgeglichener 
gestaltet sich das' Straftatenspektrum der 18- bis 20-Jährigen und 21- bis 24-
Jährigen: quantitativ ähnlich bedeutsam wie einfache Diebstähle sind hier 
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Verstöße gegen strafrechtliche Nebengesetze (zu über 85 % Rauschgiftkrimi­
nalität), Rohheitsdelikte und sonstige Straf tatbestände gemäß StGB. 

3 Tatverdächtigen-Belastungszahlen für ausgewählte bayerische 
Regionen 

Bayernweite Bevölkerungszahlen für Aussiedler sind nicht verfügbar. Für die 
Berechnung von Tatverdächtigen-Belastungszahlen haben wir daher einige 
Regionen ausgewählt und die entsprechenden kommunalen Verwaltungen 
um nach Alter, Geschlecht und Bevölkerungsgruppen (Aussiedler, Deutsche, 
Nichtdeutsche) unterteilte Einwohnerzahlen gebeten. 

Die Auswahl erfolgte nicht unter repräsentativen Gesichtspunkten, sondern 
vor dem Hintergrund, für weiterführende Differenzierungen über ausreichend 
große Absolutzahlen tatverdächtiger Aussiedler zu verfügen. Wegen der 
bayernweit höchsten Prozentanteile tatverdächtiger Aussiedler an allen deut­
schen Tatverdächtigen wurden die Städte Ingolstadt, Schweinfurt, Fürth und 
der Landkreis Mühldorf ausgewählt; zusätzlich einbezogen wurde die Stadt 
Nürnberg auf Grund der höchsten Absolutzahl tatverdächtiger Aussiedler 
aller 96 bayerischen kreisfreien Städte und Landkreise. In diesen fünf Regio­
nen wurden 1998 18,1 % aller von Aussiedlern in Bayern begangenen Straf­
taten registriereo. 

Die Tatverdächtigen-Belastungszahlen der drei Bevölkerungsgruppen in 
diesen fünf Regionen sind dem nachfolgenden Schaubild zu entnehmen. 

'0 Die Vergleichszahlen der anderen bel den Bevölkerungsgruppen lauten 
Nichtdeutsche: 11,6%. Deutsche 9,7% 
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Grafik 3: 

Tatverdächtigen-Belastungszahlen in den fünf Regionen (ohne 
AusIG/AsylVfG) 
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Aussiedler Deutsche Nichtdeut. 

Auch nach Ausklammerung der Verstöße gegen das Ausländerge­
setzlAsylverfahrensgesetz errechnen sich für die Nichtdeutschen die mit 
relativ deutlichem Abstand höchsten Tatverdächtigen-Belastungszahlen. 
Obwohl tatverdächtige Aussiedler und die von ihnen begangenen Straftaten 
in diesen Regionen überrepräsentiert sind, weisen sie dennoch Tatverdächti­
gen-Belastungszahlen auf, die sich etwa auf der Ebene der Deutschen bewe­
gen. Dies heißt mit anderen Worten: Landesweit ist für die Aussiedler mit 
Belastungszahlen zu rechnen, die derzeit noch unter denen der Deutschen 
liegen. 

Mit Blick auf die AItersgruppen folgen die Tatverdächtigen­
Belastungszahlen von Aussiedlern, Deutschen und Nichtdeutschen der in der 
Kriminologie bekannten "Linksschiefe" zu Lasten der jüngeren Tatverdäch­
tigen. 
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Grafik 4: 

Tatverdächtigen-Belastungszahlen nach AItersgruppen 1998 (ohne 
AuslG/AsyIVfG» 
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Mit einer Ausnahme weisen die Nichtdeutschen die jeweils höchsten Tatver­
dächtigen-Belastungszahlen auf, lediglich bei den 10- bis 13-jährigen Kin­
dern werden sie von den Aussiedlern übertroffen. Jedes dritte deutsche tat­
verdächtige Kind (32,9 %) im Alter von 10 bis 13 Jahren, das 1998 in den 
ausgewählten fünf Regionen polizeilich registriert wurdf', ist ein Aussiedler­
kind. 

Innerhalb der eigenen Bevölkerungsgruppe sind die jugendlichen Aussiedler 
am höchsten belastet, wohingegen bei Nichtdeutschen und Deutschen - bei 
letzt genannten allerdings nur knapp - der höchste Wert erst bei den Heran­
wachsenden erreicht wird (deutsche 14- bis 17-Jährige: 10.154, deutsche 18-
bis lO-Jährige: 10.191). 

In den darauf folgenden Altersgruppen nähern sich die Tatverdächtigen­
Belastungszahlen der Aussiedler denen der Deutschen immer mehr an bzw. 
unterschreiten diese ab den 25- bis 29-Jährigen; erst bei den 60-Jährigen und 
Älteren sind die Aussiedler wieder geringfügig mehr belastet als die Deut­
schen. 
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4 Kriminalität von Spätaussiedlern 

Mit unserer Filterführung "deutscher Tatverdächtiger mit Geburtsland 
'Aussiedlerstaat'31" wurden streng genommen Personen mit mehreren 
Rechtsstellungen erfasst: neben Aussiedlern und Spätaussiedlern bezieht sich 
unser Definitionskriterium auch auf Vertriebene, Heimatvertriebene und 
Sowjetzonenflüchtlinge32; die Bevölkerungsstatistik der Aussiedler war von 
den Mitarbeitern der Gemeindeverwaltungen mit der gleichen Vorgehens­
weise erstellt worden. Diese Art der Filterführung erlaubte hinsichtlich der 
verschiedenen Rechtsstellungen lediglich mit Blick auf die Altersgruppen 
eine grobe Differenzierung. Da als "Vertriebener" und "Flüchtling" nur gilt, 
wer während des Zweiten Weltkrieges bzw. in den unmittelbar darauf fol­
genden Jahren bis 1950 nach Deutschland kam, kann man davon ausgehen, 
dass bei den jüngeren Altersgruppen bis einschließlich der 30- bis 39-
Jährigen zu Recht von Aussiedlern und Spätaussiedlern gesprochen wird. 

Um über die Kriminalität von Spätaussiedlern im engeren Sinn Aussagen 
treffen zu können, haben wir die im Jahr 1994 zugewanderten Personen, die 
in Übergangswohnheime der ausgewählten fünf Regionen weiter vermittelt 
wurden, bis Juni 1999 bezüglich polizeilicher Auffalligkei ten überprüft. Von 
den einreisenden 2.671 Personen wurden im Fünfjahreszeitraum 185 (6,9 %) 
polizeilich als Tatverdächtige registriert, davon waren 134 Männer und 51 
Frauen. Über ein Drittel aller tatverdächtigen Spätaussiedler dieser Stichpro­
be waren zum Zeitpunkt der Einreise zwischen 10 und 17 Jahre alt. 

31 Wie bereits erwähnt, gelten in unserer Untersuchung folgende Länder als Aussiedlerstaaten: 
GUS-Staaten, Rumänien, Polen, ehemalige CSSR/CSFR, ehemaliges lugoslawien, Ungarn. 

32 Im Einzelnen siehe dazu Bundesvertriebenengesetz (BVFG) vom 19.05.1953 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 02.06.1993, §§ 1-3. 
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Grafik 5: 

Spätaussiedler nach Alterskategorien 
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Aus der Differenz der beiden Säulen je Altersgruppe lässt sich die jeweilige 
Belastung ablesen. Auch hier sind es in erster Linie die (zum Zeitpunkt der 
Einreise) Jugendlichen, die mit einigem Abstand zu den 10- bis 13-jährigen 
Kindern und Heranwachsenden die am stärksten belastete Altersgruppe sind. 

Von den 185 Tatverdächtigen kommen 158 (85,4 %) aus den GUS-Staaten, 
25 (13,5 %) aus Rumänien und jeweils einer (0,5 %) aus Polen bzw. dem 
ehemaligen Jugoslawien. 

Ihre erste Straftat begehen diese Tatverdächtigen im Durchschnitt 27,6 Mo­
nate nach der Einreise, wobei es sich dabei ganz überwiegend um einen ein­
fachen Diebstahl handelt. Dem Zeitpunkt der ersten Straftat kommt eine 
prognostische Funktion zu: Je kürzer nach der Einreise ein Tatverdächtiger 
mit seiner ersten Straftat polizeilich auffällt, um so wahrscheinlicher werden 
für die Folgezeit mehrfache Kontakte mit den Strafverfolgungsbehörden. 

Der Prozentwert der zum Tatzeitpunkt unter Alkoholeinfluss stehenden Spät­
aussiedler entspricht in etwa demjenigen, den die PKS für alle Tatverdächti­
gen in Bayern ausweist. Häufig unter Alkoholeinfluss stehen Spätaussiedler 
neben Verkehrsverstößen bei der Begehung von Gewaltstraftaten: Bei exakt 
einern Drittel der von den 1994 eingereisten Tatverdächtigen verübten R6h-
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heitsdelikte sind diese nicht nüchtern. Umgekehrt spielt der Alkohol bei tat­
verdächtigen Spätaussiedlern, die Eigentumsdelikte begehen, kaum eine 
Rolle: Nur in 1,7 % der Fälle von Vermögens- und Fälschungsdelikten und in 
4,7 % der Fälle von einfachen Diebstählen sind die Tatverdächtigen zur Tat­
zeit alkoholIsiert33

. 

Der Alkoholeinfluss zum Zeitpunkt der Straftatbegehung ist allerdings kein 
Indikator für die allgemeine Gefahrdung kindlicher und jugendlicher Spät­
aussiedler durch legale und illegale Drogen. Einigen Akten sind Vermerke 
der Sachbearbeiter zu entnehmen, wonach sich junge Spätaussiedler auf di­
rektem Weg in eine Suchtkarriere befinden, die ohne professionelle Hilfe 
wohl nicht mehr abzuwenden sein dürfte. 

Der Mythos vom außergewöhnlich gewalttätigen Spätaussiedler lässt sich mit 
den Ergebnissen unserer Aktenauswertung nicht empirisch verifizieren. Auf 
einer dreistufigen Skala der bei den 50 analysierten Rohheitsdelikten und 
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung zum Einsatz kommenden 
Gewalt, wird in 28 Fällen (56 %) ein niedriges GewaItpotenzial und in 17 
Fällen (34 %) ein hohes Gewaltpotenzial unterstellt; nur in fünf Fällen (10 %) 
ging der Tatverdächtige bei der Straftatbegehung sehr brutal vor. 

Der äußerst massive Einsatz von Gewalt konzentriert sich auf die mittleren 
AItersgruppen der 25- bis 29-Jährigen und 30- bis 39-Jährigen. 

33 Ähnliche Tendenzen ergeben sich auch bei allen in der PKS registrierten Straftaten. Die 
VergleichszahlelY lauten: 

Rohheitsdelikte: 23,0 % 
Vennögens-lFälschungsdelikte: 1,6 % 
einfacher Diebstahl: 5,2 % 
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Grafik 6: 

Gewaltpotenzial nach Altersgruppen 
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Bei den vier Straftaten der 10- bis 13-jährigen Kinder, die mit hohem Ge­
waltpotenzial ausgeführt wurden, handelt es sich um schwere/gefährliche 
Körperverletzungen, bei den Jugendlichen um drei Raubstraftaten, 

Im Rahmen unserer Aktenauswertung waren Differenzierungen innerhalb der 
Herkunftsregion "GUS-Staaten" möglich, Hierbei erwiesen sich die Tatver­
dächtigen aus Russland als besonders auffällige Gruppierung: Bei der Straf­
tatbegehung sind sie am häufigsten alkoholisiert und zugleich sind sie am 
höchsten mit Gewaltstraftaten belastet. 

5 Soziale Lage und Integrationsverlauf 

Um mögliche Unterschiede hinsichtlich der sozialen Lage und des Integrati­
onsverlaufs in Bayern zwischen polizeilich auffälligen und nicht auffälligen 
Spätaussiedlern zu ermitteln, haben wir im Rahmen unserer Untersuchung 88 
Spätaussiedler in Nürnberg mit einem Fragebogen mündlich befragt. 54 von 
ihnen haben sich bisher polizeilich unauff<ilIig verhalten, 34 sind mit einer 
Straftat polizeilich registriert. 

Die deutschen Sprachkenntnisse polizeilich unauffälliger Spätaussiedler sind 
durchschnittlich etwas besser, ihre soziale Lage im Vergleich zu den Befrag-
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ten, die bereits mit einer Straftat polizeilich registriert sind, als günstiger zu 
bewerten. Operationalisiert haben wir die soziale Lage durch die Indikatoren 
"Schulausbildung", "Arbeitslosigkeit", "Familieneinkommen" und "Sozial­
leistungen". 

Polizeilich unauffällige Spätaussiedler haben eine längere Schulausbildung 
vorzuweisen. Zum Zeitpunkt der Befragung sind 20,4 % von ihnen arbeitslos, 
bei den polizeilich Auffälligen beträgt der Wert 29,4 %. Das durchschnittli­
che Familieneinkommen der unauffälligen Spätaussiedler liegt etwas über 
dem der auffälligen, woraus sich auch deutliche Unterschiede im Bezug von 
Sozialleistungen (Arbeitslosengeld, Sozialhilfe, Unterhaltsgeld, Wohngeld, 
BAFÖG) ergeben: 11,1 % der nicht Auffälligen und 23,5 % der polizeilich 
Auffälligen erhalten eine dieser staatlichen Zuwendungen. 

Prozentual durchgehend häufiger als die nicht Auffälligen suchen die poli­
zeilich registrierten Spätaussiedler im Rahmen ihres Integrationsprozesses in 
Nürnberg offizielle Einrichtungen und Institutionen auf - ein Hinweis darauf, 
dass diese Personengruppe z. B. für präventive Maßnahmen grundsätzlich 
erreichbar ist. Neben der katholischen Kirche/Caritas und der Arbeiterwohl­
fahrt ist das Arbeitsamt die Einrichtung, die mit Abstand am häufigsten von 
Spätaussiedlern aufgesucht wird. Rotes Kreuz, Stadtverwaltung und evange­
lische KircheIDiakonie komplettieren die Nürnberger AnlaufsteIlen für Spät­
aussiedler, werden allerdings nicht in quantitativ vergleichbarer Weise von 
diesen kontaktiert. 

Das mit großem Abstand am meisten nachgefragte Integrationsangebot ist 
der deutsche Sprachkurs; alle polizeilich nicht auffälligen und 96 % der poli­
zeilich auffälligen Spätaussiedler absolvieren einen solchen Sprachkurs. Bei 
der Akzeptanz anderer Integrationsangebote zeigen sich Unterschiede zwi­
schen diesen bei den Gruppen: Die nicht Auffälligen sind wesentlich häufiger 
an beruflichen Umschulungsmaßnahmen interessiert, während die mit einer 
Straftat Registrierten öfter therapeutische Hilfe in Anspruch nehmen wie z. 
B. Ergo-/Spieltherapie, KrankengymnastiklPhysiotherapie oder Frühförde­
rung. 

Bezüglich der Beziehungen zu deutschen Freunden ergeben sich quantitativ 
keine Unterschiede, beide Gruppen haben etwa gleich häufig Umgang mit 
deutschen Freunden34

. Das Schließen von Freundschaften hängt ganz offen-

H Deutsche Freunde haben nach eigenen Angaben: 
50,0 % der nicht Auffalligen, 48, I % der polizeilich Auffälligen. 
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sichtlich mit der sprachlichen Kompetenz zusammen: Je schlechter die 
Kenntnisse der deutschen Sprache sind, um so seltener geben Spätaussiedler 
an, deutsche Freunde zu haben. 

Mittels zweier Fragen waren wir bemüht, Einstellungen vo'n Spätaussiedlern 
und deren Wandel zu messen. Zum einen sollten die Befragten ihre Wünsche 
und Erwartungen artikulieren, die sie noch im Herkunftsland an Deutschland 
hatten, zum anderen waren sie angehalten, ihre aktuellen Ziele für die Zu­
kunft zu skizzieren. Bei den ursprünglichen Wünschen ergaben sich die 
größten Unterschiede der beiden Gruppen im Bereich der beruflichen Zu~ 
kunft Im Verhältnis zu den polizeilich Auffälligen äußerten prozentual mehr 
als doppelt so viele nicht Auffällige ihre Erwartungen auf gute berufliche 
Chancen in Deutschland. Dafür waren sie auch bereit, fleißig zu sein, harte 
Arbeitsbedingungen und allgemeine Probleme hinzunehmen. 

Auf die zweite Frage - die aktuellen Ziele für die Zukunft - wurden inhalt­
lich ähnliche Antworten wie auf die vorhergehende gegeben, allerdings mit 
deutlichen Unterschieden bei der Anzahl der Nennungen. Die nachhaltigste 
Änderung ist bei der Kategorie "gutes/besseres, finanziell abgesichertes Le­
benlZukunft" zu diagnostizieren: Ursprünglich die am häufigsten genannte 
Erwartung an Deutschland, spielt sie bei den aktuellen Zielen keine dominie­
rende Rolle mehr35

• Für die Zukunft denken beide Gruppen häufiger als frü­
her an den Erwerb von Wohneigentum. Ein möglicher Hinweis darauf, dass 
sich die materielle Situation im Vergleich zu früher tatsächlich verbessert hat. 

Zusammenfassend sind für diese beiden Fragen die größeren Schwankungen 
zwischen ehemaligen Erwartungen und heutigen Zielen für die Zukunft bei 
den polizeilich auffälligen Spätaussiedlern festzuhalten. Offensichtlich 
kommt es bei ihnen verstärkt zu Um- und Neuorientierungen mit einer zeit­
lich dazwischen liegenden Phase der Unsicherheit und Orientierungslosig­
keit. 

Für Präventionsmaßnahmen mit Spätaussiedlern dürfte die Vermittlung der 
deutschen Sprache ein zentraler Ansatzpunkt sein. Unsere Befragung zum 
Integrationsverlauf von Spätaussiedlern kommt zu dem Ergebnis, dass Spät­
aussiedler, die gut deutsch sprechen, weniger schwerwiegende Straftaten 
begehen, mehr deutsche Freunde haben und sich in Deutschland wohler füh­
len. 

" Konkret haben sich dIe Nennungen [ur diese Antwortkategorie um 28 Prozentpunkte verrin­
gert. 
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Durchführung eines europäischen Analyseprojektes im Be­
reich der organisierten Schleusungskriminalität (EPOS) 

Matthias Möhring und Jürgen Kelich 

Das Niedersächsische Innenministerium initiierte im Januar 2000 ein inter­
nationales operatives Analyseprojekt im Bereich der Organisierten Krimina­
lität. Mit der Durchführung wurde das Landeskriminalamt Niedersachsen in 
Hannover beauftragt. 

In Abstimmung mit dem Bundeskriminalamt und EUROPOL wurde der 
Projektrahmen konkretisiert. Die beiden nachfolgenden thematischen Ansät­
ze wurden festgelegt: 

(1) Untersuchung der Geldflüsse und finanziellen Hintergründe von Schleu­
serorganisationen ausgehend von hier vorliegenden Erkenntnissen zu "i­
rakischen Kurden". 

(2) Die Bewertung der internationalen Zusammenarbeit und des nationalen 
und internationalen Informationsaustausches am Beispiel der Schleusung 
von afghanischen Staatsangehörigen. 

Im Rahmen des Projektes sollen der internationale Informationsaustausch im 
Bereich der operativen Kriminalitätsanalyse gefördert. Ansatzpunkte für neue 
nationale und grenzübergreifende Ermittlungsverfahren gewonnen und Er­
kenntnisse über praktische und rechtliche Hürden bei der Zusammenarbeit 
grenzübergreifender Analysegruppen erlangt und bewertet werden. 

Die Gesamtdauer des Projektes ist mit Beginn 01. Mai 2000 auf 15 Monate 
angesetzt. Einladungen zur Teilnahme ergingen an zahlreiche europäische 
Staaten und alle Bundesländer. Die nachfolgend aufgeführten Staaten und 
Bundesländer sagten eine aktive Teilnahme an der Projektdurchführung zu: 

Großbritannien 
Irland 
Niederlande 
Österreich 
Polen 
Schweiz 
Slowakische Republik 
Slowenien 
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Tschechische Republik 
Ungarn 
Baden-Württemberg 
Bayern 
Berlin 
Brandenburg 
Nordrhein-Westfalen 
Sachsen 
Niedersachsen 

Im Rahmen der Projektdurchführung werden drei internationale Konferenzen 
durchgeführt. Diese finden in den Niederlanden (Auftaktveranstaltung 
Zutphen, 26. - 28. September 2000), in einem EU-Beitrittsland (Zwischen­
konferenz Februar 2001) und in Niedersachsen (Abschlusskonferenz Sommer 
2001) statt. Der operative Charakter des Projektes wird durch einen intensi­
ven Informationsaustausch auf der Grundlage aktueller Ermittlungsverfahren 
betont. 

• Teilprojekt "Geldströme" 
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Im Rahmen dieses Teilprojektes sollen Geldflüsse und finanziellen Hin­
tergründe von Schleuserorganisationen ausgehend von hier vorliegenden 
Erkenntnissen zu "irakischen Kurden" untersucht und operativ ausge­
wertet werden. 

Der Eintritt in die operative Phase ist für den Herbst 2000 vorgesehen. 
Im April 2001 soll diese Phase abgeschlossen werden. Bei der Auswer­
tung der eingehenden Informationen wird zur Visualisierung auch das 
Software-Tool "Analyst's Notebook" zum Einsatz kommen. Die bislang 
im Zusammenhang mit aktuell in Niedersachsen anhängigen Ermitt­
lungsverfahren durchgeführten Datenabgleiche haben bereits Bezüge in 
mehrere europäische Staaten verdeutlicht. Ferner wurden bislang nicht 
erkannte Verflechtungen zu anderen Ermittlungsverfahren in Nieder­
sachsen und in anderen Bundesländern nachgewiesen. 

Diese Bezüge ergeben sich auf der Grundlage von inzwischen weit über 
50.000 Datensätzen. Sie waren den ermittelnden Dienststellen bislang 
zum Teil nicht bekannt. 

Auswertungsansätze ergeben sich über Verbindungsdaten im Zusam­
menhang mit der laufenden Telefonkommunikationsüberwachung, über 
Sicherstellungen nach durchgeführten Festnahmen sowie über Geldan-



weisungen, die unter Inanspruchnahme der Firma "Western Union" 
durchgeführt werden. 

• Teilprojekt "Afghanistan" 

Dieses Teilprojekt wird sich mit der Aufhellung des Dunkelfeldes im Be­
reich der organisierten Schleusung afghanischer Staatsangehöriger befas­
sen. Konkrete Ermittlungsverfahren liegen bislang nicht zugrunde. Pri­
mär sollen bei den ZentralstelIen vorhandene Informationen zusammen­
geführt werden, um entsprechende Verfahren zu initiieren und Erkennt­
nisse zu Schleusungsrouten bzw. zum Vorgehen entsprechender Schleu­
serorganisationen zu gewinnen bzw. zu verdichten. 

Das Projekt EPOS wird vom Falcone-Programm der EU gefördert. Es 
werden 63 % der überwiegend im Zusammenhang mit der Durchführung 
der drei Konferenzen entstehenden Kosten übernommen. 

Erreichbarkeit des Projektbüros: 

Projektgruppe "EPOS" beim Landeskriminalamt Niedersachsen 
Schützenstraße 25 
D - 30161 Hannover 
Tel.: 49-511-330-1255 (Projektbüro) 
FAX: 49-511-330-2228 
E-Mail: EPOS@lka.polizeLniedersachsen.de 
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Örtliche und überörtliche Intensivtäter - Wesentliche 
Ergebnisse von zwei Projektstudien der Verwaltungsfach­
hochschule Wiesbaden - Fachbereich Polizei 

Gerhard Schmelz 

Projekt I: Mobilitätsverhalten von Serien- und Intensivtätern 

1 Begriffe 

Einheitliche Definitionen der Begriffe Serien- und Intensivtäter existieren 
bislang nicht. Auf der 9. Arbeitstagung der Leiter der Jugendschutzdienst­
stellen der Landeskriminalämter (LKÄ) und des Bundeskriminalamtes 
(BKA) am 25. / 26. Mai 1998 in Mainz wurde eine einheitliche Begriffsfest­
legung von der Mehrheit der Teilnehmer für nicht erforderlich gehalten. 

In der 1999 erschienenen Ausgabe der kriminalistisch-kriminologischen 
Forschungsgruppe des BKA "Intensivtäter / Eine Übersicht zu aktuellen 
Entwicklungen" werden Intensivtäter als solche Mehrfachdelinquenten be­
zeichnet, die aufgrund von Art, Schwere und Häufigkeit des Rechtsbruchs 
eine besonders hohe Sozialgefährlichkeit gegenüber sog. "intermittierenden", 
d. h. nur gelegentlich deliktisch handelnden Rückfalltäter erkennen lassen. 
Andere Definitionen orientieren sich vorwiegend nur an der Deliktshäufigkeit 
eines Delinquenten pro Jahr. 

Der vorliegenden Untersuchung liegen folgende Definitionen zugrunde: 

• Intensivtäter ist, wer in einem Jahr mehr als IO-mal in Hessen polizeilich 
in Erscheinung trat, Serientäter mehr als 50-mal. Diese Definition wurde 
gewählt, weil DV -technische Auswertungen so leichter durchgeführt 
werden konnten und sie bereits in mehreren anderen Bundesländern (z. B. 
Brandenburg, Bremen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt) 
Grundlage für Untersuchungen war bzw. werden sollte. 

• Ein Tatverdächtiger (TV) wird als überörtlich angesehen, wenn er die 
Straftaten außerhalb seines Wohn-/ Aufenthaltsortes und außerhalb des 
Zuständigkeitsbereiches der zust~ndigen (aktenführenden) Polizeidienst­
stelle (Polizeipräsidium oder Polizeidirektion) begangen hat. 
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• Der örtliche/regionale TV tritt nur innerhalb der (politischen) Gemeinde 
seines Wohn-/ Aufenthaltsortes und der überregionale TV außerhalb sei­
nes Wohn- bzw. Aufenthaltsortes, aber innerhalb des Zuständigkeitsbe­
reiches der (zuständigen) akten führenden Dienststelle in Erscheinung. 

Das Kriterium "ohne festen Wohnsitz" wurde in der Studie gesondert behan­
delt. 

2 Projektziele / Gegenstand 

Verifizierung / Falsifizierung der Intensivtäterhypothese im Hell- und 
Dunkelfeld 
Anteil der Intensivtäter an der registrierten Gesamtkriminalität in Hessen 
und bei fünf ausgewählten hessischen Dienststellen im örtlichen und im 
iiberörtlichen Bereich in den Jahren 1994 und 1995 

3 Methoden / Untersuchungszeitraum 

Literaturauswertung 
Auswertung der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) 1994 und 1995 
Sonderauswertung RAMIS (Rapid Access Method Information System) 
beim HLKA in Wiesbaden für die Jahre 1994 und 1995 
Täterbefragung in der JVA Darmstadt-Eberstadt 1996 

4 Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse 

4.1 PKS-Auswertung 1994/ 1995 

Die Tatortwohnsitz-/ Aufenthaltsortbeziehung und der Anteil der TV ohne 
festen Wohnsitz unterscheiden sich bei den fünf untersuchten hessischen 
Dienststellen (PP Frankfurt, PP Kassel, PP Wiesbaden, PD Marburg und PD 
Limburg) teils erheblich. 

Während der Anteil der örtlichen bzw. regionalen TV bei den Polizeipräsi­
dien Wiesbaden (12,7 %), Kassel (8 %) und der PD Marburg (11,2 %) signi­
fikant höher ist, ist der Anteil der überregionalen TV bei den Polizeidirektio­
nen Limburg (14,3 %) und Marburg (9,5 %) überdurchschnittlich hoch. Bei 
den Polizeipräsidien Frankfurt (4, I %) und Kassel (7,8 %) sind die überörtli-
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ehen TV auffallend hoch vertreten, die Straftaten außerhalb dieser Präsidien 
bei sonstigen hessisehen Polizeidienststellen begingen. Bei den überörtlichen 
TV, die im sonstigen Bundesgebiet Straftaten begingen, fällt die PD Limburg 
(6,3 %) besonders auf. 

Das pp Frankfurt ist im Hinblick auf die TV, die über keinen festen Wohnsitz 
verfügten, besonders signifikant (10,9 %), während alle übrigen Dienststellen 
hier (teils deutlich) unter dem Durchschnitt liegen. 

Als Ursachen für diese doch deutlichen Unterschiede dürften u. a. die krimi­
nalgeografische Lage, unterschiedliche Organisationsstrukturen und Erfas­
sungsmodalitäten sowie unterschiedliche bzw. differierende Täter- und Tat­
gelegenheitsstrukturen anzusehen sein. 

4.2 RAMIS-Sonderauswertung durch das Hessische Landeskriminal­
amt (HLKA) für die Jahre 1994 und 1995 

Anhand der RAMIS-Auswertung konnte festgestellt werden, dass 1994 in 
Hessen 1.745 und 1995 1.761 Serien-lIntensivtäter in Erscheinung traten, 
was einem Anteil von ca. 0,8 % aller in Hessen in Erscheinung getretenen 
TV des jeweiligen Jahres entspricht. Von diesen TV wurden 1994 39.533 
und 1995 36.378 Delikte begangen. Dies entspricht einem Anteil an der hes­
sischen Gesamtkriminalität von 8,3 % im Jahre 1994 und 7,8 % 1995.21,5 % 
dieser TV hatten (1995) ihren Wohn-/Aufenthaltsort außerhalb Hessens. Der 
Anteil der Nichtdeutschen lag bei 26,4 %. 

Genauere Deliktsanteile für 1994 und 1995 ergeben sich aus der folgenden 
Tabelle: 

Anteil der TV in % Delikte pro TV 
1994 1995 

ca. 67 ca. 67 10-19 
ca. 17 ca. 18 20-29 
ca. 7 ca. 7 30-39 
ca. 4 ca. 3 40-49 
ca. 5 ca. 5 Über 50 (Serientäter) 
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Ein Großteil der 1.761 Intensivtäter (1995) trat bereits in den vorhergehenden 
Jahren in Hessen in Erscheinung (> 2/3 1994, ca. Y2 1993, > 1/3 1992, > ',4 

1991 und> 1/51990). 

Regional waren die Intensivtäter in Hessen 1995 wie folgt verteilt: 

pp Frankfurt: 40,77 %, 
pp Kassel: 10,33 %, 
pp Wiesbaden: 9,36 %, 
PD Marburg: 5,73 %, 
PD Limburg: 2,16 %, 
übrige hessische Dienststellen: 31,65 %. 

Bis auf das PP Frankfurt, wo von 718 Intensivtätern 1995 412 als örtliche 
Täter festgestellt wurden, agierten Intensivtäter zum weitaus größten Teil 
überörtlich. Der jeweilige Anteil der überörtlichen Intensivtäter stellte sich 
folgendermaßen dar: 

Dienststelle Örtliche Überörtliche 
Intensivtäter Intensi vtäter 

pp Frankfurt 412 306 
pp Kassel 1 181 
pp Wiesbaden 20 145 
pp Gießen 10 128 
PD Marburg 18 83 
PD Limburg 10 28 

Im Hinblick auf das Alter der TV wurden die Serientäter (> 50 Straftaten) 
untersucht. Im einzelnen ergibt sich folgendes Bild: 

Alter der Serientäter Anteil in % 
bis 16 7,0 
16 bis 25 50,5 
26 bis 35 21,5 
36 bis 45 13,0 
45 bis 55 6,5 
56 bis 65 1,5 
> 65 0,0 
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Der größte Anteil der Serientäter war bis 26 Jahre alt ( 57,5 %). 1994 werden 
von diesen TV fast 92 % und 1995 über 87 % Delikte des einfachen und 
schweren Diebstahls begangen. 

4.3 Täterbefragung in der JVA Darmstadt-Eberstadt am 16.7.96 

Zum Befragungszeitpunkt befanden sich 302 männliche Insassen im Straf­
vollzug, wovon 83,3 % zwischen 22 und 30 Jahre alt waren. Der Anteil der 
nichtdeutschen Insassen betrug 40 %. 80 (halbstandardisierte) Fragebogen 
wurden zurückgegeben, was einer Rücklau/quote von 26,49 % entspricht. 

Ergebnisse (Auszug): 

• 35 % der Befragten gaben an, insgesamt (Hell- und Dunkelfeld) unter 5 
Straftaten, 23,75 % zwischen 6 und 50 und 30 % über 50 Delikte began­
gen zu haben. 11,25 % machten keine Angaben. 

• 6,25 % der Befragten schätzten, dass alle Straftaten bekannt/aufgeklärt 
wurden. 17,5 % der Befragten glaubten, dass bis zu 5 Delikte nicht be­
kannt/aufgeklärt wurden, bei 25 % sollen dies zwischen 6 und 50 Delikte 
und bei 15 % über 50 Delikte gewesen sein. 16,25 % wussten dies nicht 
und 20 % machten hierzu keine Angaben. 

• Insgesamt dürfte diesem Personenkreis zwischen ca. 2.300 bis ca. 2.600 
Straftaten zuzuordnen sein, die von der Polizei nicht aufgeklärt wurden. 

• Das durchschnittliche Dunkelfeld dürfte bei ca 1 : 8 liegen. 

• Deliktsbereiche, die hauptsächlich nicht der Polizei bekannt wurden: 

(einfacher/schwerer) Diebstahl: ca. 43,9 % 
Raub: 10.8 %. 
Betrug: 7,2 %, 
Rauschgiftdelikte: 15,8 %, 
Kapitaldelikte: 3.6 % (absolute Anzahl: 5), 
Verkehrsdelikte: 10 % und 
sonstige Delikte: 8,6 %. 
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Projekt 11: Sexueller Missbrauch von Kindern in Hessen 1990 bis 1996 

1 Begriffe 

Als SI~xual-Intensivtäter wur~e ein TV angesehen, der im Untersuchungszeit­
raum mehr als 10 einschlägige Sexualdelikte z. N. von Kindern begangen 
hat. Ein Intensivtäter beging im Untersuchungszeitraum mehr als 10 sonstige 
Delikte. Die Attribute örtlich und überörtlich entsprechen den Definitionen 
aus Projekt 1. 

2 Projektziele 

• Gewinnung relevanter Erkenntnisse über Tatverdächtige, z. B. im Hin­
blick auf 

ätiologische Hintergründe, soziales Umfeld, Relevanz von Sucht­
problematik 
örtliche / überörtliche Täter / Tatort-Wohnort-Beziehung 
Modus Operand i / Perseveranz 
Tätermotive 
Verurteilungslage / Gutachtenerstattung 
Präventions-/ Resozialisierungsansätze 
Tätertypologie 

• Erhebungen zu viktimologischen Erkenntnissen, z. B. 

Täter-Opfer-Beziehungen 
Geschlecht, Alter 

3 Gegenstand / Methode 

Untersucht wurden die Deliktsbereiche "Sexueller Missbrauch von Kindern" 
(PKS··Schlüssel 1310) und "Exhibitionismus z. N. von Kindern" (PKS­
Schlüssel 1320). Die Basisdaten wurden durch eine RAMIS-Auswertung 
erlangt. 

Diese RAMIS-Auswertung des HLKA vom 24.09.97 Iistet alle TV in alpha­
betischer Reihenfolge für den Untersuchungszeitraum 1990 bis 1996 in Hes­
sen mit den Datenfeldern 
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Geburtsname, 
Familienname, 
Deliktsschlüssel, 
EDV -Nr.-Fall, 
EDV -Nr.-Person, 
Geb.-Datum, 
Tatzeit, 
Tatort, 
Wohnort, ZK-Nr. und 
Dienststelle 

auf. Ergebnis der RAMIS-Auswertung: 2.738 Tatverdächtige. 

Der Untersuchungsumfang wurde durch Selektion jedes dritten TV (Zufalls­
stichprobe) auf 912 Personen reduziert. Da 58 dieser 912 TV bereits im HE­
POLIS gelöscht waren bzw. die Akten vor Ort nicht zur Verfügung standen, 
belief sich die Anzahl der auszuwertenden TV auf 854 Personen. Anhand 
eines standardisierten Auswertungsbogens wurden die Akten dieser TV bei 
den hessischen Polizeidienststellen vor Ort ausgewertet. 

4 Wesentliche Untersuchungsergebnisse (Auszug) 

4.1 Angaben zum Opfer 

786 Opfer wurden im Hinblick auf ihr Geschlecht, 665 Opfer im Hinblick auf 
ihr Alter ausgewertet. Im ersten Bereich waren 584 (74,3 %) weiblich und 
194 (24,7 %) männlich. Bei den restlichen 8 Opfern war das Geschlecht nicht 
bekannt. Im zweiten Bereich waren 10,8 % bis 5 Jahre, 30,5 % zwischen 6 
und 9 Jahre und 56,7 % zwischen 10 und 13 Jahre alt; 2 % waren unbekannt. 

In Anlehnung an die PKS wurden die Akten auf die drei Kriterien Verwandt­
schaft, Bekanntschaft und keine Vorbeziehung ausgewertet. Auf das Kriteri­
_um "Landsmann" wurde verzichtet, das Kriterium "flüchtige Vorbeziehung" 
wurde unter Bekanntschaft subsumiert. Ergebnis: 

Verwandtschaft 154 = 22,5 % 
Bekanntschaft 262 = 38,5 % 
keine Vorbeziahung 265 = 39,0 % 
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4.2 Angaben zum Tatverdächtigen 

Der Anteil deutscher Staatsangehöriger liegt nach der Projektauswertung 
insgesamt bei ca 75 %. 

Das Alter der Tatverdächtigen stellt sich folgendermaßen dar: 

Alter Anteil 
in Jahren in % 

unter 20 16 
21- 30 28 
31 - 50: 50 
über 50 6 

Die Tatverdächtigen sind ZU ca. 98 % männlich! 

Zur Täter-Motivlage kann wegen des gerade hier sehr unvollständigen Ak­
tenmaterials (z. B. fehlende Vernehmungen) nur sehr bedingt eine Aussage 
gemacht werden. In weit über 50 % der Fälle sind keinerlei Informationen 
vorhanden, bei über 40 % scheinen (auch) "sexuelle Motive" relevant zu 
sein. 

Zur Suchtproblematik ist nach der PKS Bund für das Jahr 1998 folgendes 
ausgewiesen: 

Delikt Konsumenten Alkoholeinfluss 
harter Drogen in % in% 

Exhibitionismus 1,3 15,1 
Sexueller Missbrauch 0,9 10,8 

Eine zuverlässige Aussage zum Alkoholeinfluss konnte aufgrund der Unvoll­
ständigkeit der vorliegenden Akten nicht gemacht werden, allerdings waren 
70 der 854 (8,2 %) TV BtM-Konsumenten, über 90 % davon Konsumenten 
harter Drogen. 
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4.3 modus operandi 

Insgesamt wurden 1.411 Fälle mit entsprechenden Begehungsformen ausge­
wertet. Das Ergebnis stellt sich folgendermaßen dar: 

Delikt Anzahl Angabe 
in % 

Körperkontakt 350 24,8 
Gewaltanwendung 263 18,6 
exhibitionistische Handlungen 232 16,4 
vollzogener GV 106 7,5 
versuchter GV 96 6,8 
Oralverkehr 89 6,3 
Analverkehr 50 3,6 
sonstige Begehungsweisen, z. B. 

225 16,0 Kinderpornografie 

Beachtlich erscheint die Anzahl qualifizierter Begehungsformen mit insge­
samt 42,8 %. 

4.4 Örtliche I überörtliche Tatverdächtige I Intensivtäter 

4.4.1 Örtliche Täter 

Der Anteil der örtlichen Täter beträgt insgesamt 580 Personen (68 %). 

Davon treten 312 TV (36,5 %) nur bei einer hessischen Polizeidienststelle 
und nur wegen sexuellen Missbrauchs von KindernIExhibitionismus z. N. 
von Kindern in Erscheinung (95 % davon nur einmal). Als örtliche Sexual­
Intensivtäter wurden 4 TV festgestellt, die insgesamt 47 entsprechende Sexu­
aldelikte begingen. Die 312 örtlichen Sexualtäter begingen 391 einschlägige 
_Sexualdelikte z. N. von Kindern. 

268 TV (31,4 %) treten zwar bei nur einer hessischen Polizeidienststelle in 
Erscheinung, allerdings wegen völlig unterschiedlicher Delikte. Von diesen 
TV werden 295 Delikte des sexuellen Missbra,uchs von Kindern begangen 
(96 % davon trett!n hier nur einmal i'n Erscheinung). Diese 268 TV begingen 
1.266 andere völlig unterschiedliche Straftaten. 59 TV sind als örtliche Inten­
sivtäter anzusehen, darunter 2 Sexual-Intensivtäter. 
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Aufgrund der durchgeführten Aktenanalyse wurden von den o. a. 268 TV im 
einzelnen folgende 1.266 Delikte begangen: 

Delikt Anzahl 
TötungsdeliktelMord 5 
Raub 26 
Gefährliche Körperverletzung 75 
Körperverletzung 113 
Menschenraub 1 
Menschenhandel 1 
Vergewaltigung 23 
Einfacher Diebstahl (ohne LD) 137 
Ladendiebstahl 76 
Schwerer Diebstahl 253 
Betrug 71 
Urkundenfälschung 12 
Erpressung 9 
Widerstand 8 
Hausfriedensbruch 20 
Vortäuschung 5 
Hehlerei 18 
Brandstiftung 9 
Beleidigung 42 
Sachbeschädigung 106 
BtMGWaffG 21 
Bedrohung 41 
Nötigung 50 
Leistungserschleichung 24 
Pornografieverbreitung 24 
Förderung der Prostitution 2 
Gefährlicher Eingriff in Bahnverkehr 3 
Freiheitsberaubung 14 
Sonstige 68 
Zusammen 1.266 
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4.4.2 Überörtliche Täter 

Der Anteil der überörtlichen TV beträgt 274 Personen ( 32,1 %). 

Davor. traten 48 TV (5,6 %) nur wegen sexuellen Missbrauchs von Kindern / 
Exhibitionismus z. N. von Kindern in Erscheinung, aber bei mindestens zwei 
hessischen Polizeidienststellen. Diese 48 TV begingen 170 einschlägige 
Sexualdelikte. Unter ihnen befinden sich 4 1ntensiv-Sexualtäter mit 62 Kin­
desmissbrauchsfallen. 

226 (26,5 %) TV traten wegen (mindestens) einem entsprechenden Sexual­
delikt in Erscheinung, aber wegen mehrerer völlig unterschiedlicher Delikte 
bei mehreren Dienststellen. 

Insgesamt begehen diese 226 TV 600 relevante Sexualdelikte. Unter ihnen 
befinden sich 11 "reisende Sexual-/ntensivtäter". Die 226 TV begingen 
insgesamt 3.144 sonstige Delikte. Von besonderem kriminalistischen Inte­
resse sind davon die 119 überörtlichen Intensivtäter, die neben den entspre­
chenden Sexualdelikten zusätzlich 2.546 andere völlig unterschiedliche 
Straftaten begangen haben. Von den restlichen 107 überörtlichen TV werden 
598 andere Delikte begangen. 
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Die folgende Übersicht führt die 2.546 sonstigen Delikte im einzelnen an, die 
von den 119 überörtlichen Intensivtätern begangen wurden: 

Delikt Anzahl 
TötungsdeliktelMord 5 
Raub 62 
Gefährliche Körperverletzung 32 
Körperverletzung 110 
Menschenraub 1 
Menschenhandel 7 
Vergewaltigung 25 
Einfacher Diebstahl (ohne LD) 277 
Ladendiebstahl 285 
Schwerer Diebstahl 776 
Betrug 199 
Unterschlagung 38 
Urkundenfälschung 24 
Erpressung 19 
Widerstand 41 
Hausfriedensbruch 23 
Vortäuschung 8 
Hehlerei 14 
Brandstiftung 14 
Beleidigung 53 
Sachbeschädigung 125 
WaffG 30 
BtMG 112 
Bedrohung 61 
Nötigung 34 
Leistungserschleichung 74 
Pornografieverbreitung 13 
Förderung der Prostitution 7 
Gefährlicher Eingriff in Bahnverkehr 2 
Freiheitsberaubung 16 
Homosexuelle Handlungen 31 
Sonstige 28 
Zusammen 2.546 

96 



5 Zusammenfassung 

Im Bereich der Intensivtäter-Problematik besteht weiterer Untersuchungsbe­
darf. 

Die Schaffung emer einheitlichen Terminologie erscheint weiterhin wün­
schenswert. 

Beide vorliegende Projekte haben die Intensivtäterhypothese bestätigt. Inten­
sivtäter treten im örtlichen und überörtlichen Bereich auf und begehen eine 
Vielzahl völlig unterschiedlicher Straftaten. Es kann hier VOll einem hohen 
Dunkelfeld ausgegangen werden. 

Reine Sexual-Intensivtäter im Bereich des sex. Missbrauchs von Kindern 
waren eher selten feststell bar (unter 2 %). Unter den 854 TV (Projekt II) 
befinden sich ca. 21 % Intensivtäter. 

Die Bildung geeigneter Organisationseinheiten unter Berücksichtigung des 
täterorientierten Ermittlungsansatzes dürfte sich bei der Bekämpfung der 
örtlichen und überörtlichen Intensivtäter-Kriminalität (weiterhin) als effizient 
und effektiv erweisen. 

Eine starre Orientierung an einen Deliktskatalog erscheint hier eher kontra­
produktiv. 

Verbesserte Information und Kommunikation sind im örtlichen und überört­
lichen sowie bei der zentralen und dezentralen Kriminalitätsbekämpfung 
relevante und verbesserungsfähige Bereiche. 

Zumindest in Teilen erscheint eine organisatorische Zusammenführung ent­
sprechender Deliktsbereiche überdenkenswert. 
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Brennpunktanalysen - Methodische Voraussetzungen und 
Anwendungsbedingungen auf der Basis amerikanischer 
Erfahrungen 

Heinz Büchler 

1 Einleitung 

.. Wenn wir zuerst wüßten, wo wir sind und wohin wir streben, könnten wir 
besser beurteilen, was wir tun und wie wir es tun sollten" (Abraham Lin­
co/nY. Mit diesem Zitat eines Ausspruchs Abraham Lincolns wird die The­
menstellung umfassend skizziert. Die Frage, inwieweit Analysen die Basis 
für Führungsentscheidungen sein müssen, lässt sich nicht beantworten, ohne 
dass man kurz auf die Funktion und das Wesen der Führung eingeht. 

Führung wird einerseits als zielorientierte VerhaItensbeeinflussung und ande­
rerseits als Steuerungs-, Lenkungs- und Gestaltungsprozess von Institutionen 
verstanden. Führung umfasst immer beide Dimensionen, für die Beantwor­
tung der hier aufgeworfenen Frage steht jedoch ohne Zweifel der zweite Teil 
der Definition im Mittelpunkt des Interesses. 

Folie I: 

Führung 

• Zie lorien tierte V erhaltensbee influssung 

• Steuerungs-, Lenkungs- und 
Gestaltungsprozess von Institutionen 

• Voraus setzung: Versorgung der 
Führungskräfte mit aktuellen, hochwertigen 
und relevanten Informationen 

• Relevanz: Beitrag zur Situationsanalyse, 
Ziel-, Potential- oder H andlungsanaly se 
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Grundlage für die Steuerung, Lenkung und Gestaltung von Institutionen ist 
die Versorgung der Führungskräfte mit hochwertigen und relevanten Infor­
mationen. Als relevant werden dabei Informationen bezeichnet, die einen 
Beitrag zur Beantwortung der Grundfragen von Führungsentscheidungen 
liefern können. Es handelt sich dabei Um die schon im Eirileitungszitat um­
schriebenen Fragestellungen: 

Wo stehen wir? 
Wo wollen wir hin? 
Wie kommen wir dahin? 

Folie 2: 

Grundfragen der Führung 

• Wo stehen wir? - Situationsanalyse 

• Wo wollen wir hin? - Zielanalyse 

• Wie kommen wir dahin? - Handlungs- und 
Potentialanalyse 

2 Problemstellung 

Zentrales Problem bei der Versorgung der Führung mit Informationen ist in 
unserer Zeit die Selektion relevanter Informationen. Aus der Vielfalt der 
Informationen der Ausführungsebene sind Führungsinformationen zu selek­
tieren oder herauszuarbeiten und in weiterer Folge zielgerichtet anzurei­
chern. 
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Folie 3-

Anforderungen an 
Führungsinformationen 

• Zielgerichtetheit 

• Beachtung der Kosten / Nutzenrelation -
Wirtschaftlichkeit 

• Aktualität 

• Benutzerfreundlichkeit 

Ein Zuviel an Informationen kann genauso zu Fehlentscheidungen führen, 
wie ein Zuwenig an Informationen. Zuviel Informationen führen bei unge­
eigneten Selektionsmechanismen zumindest zu Entscheidungsverzögerungen. 
Zuwenig Informationen erhöhen das Risiko von Fehlentscheidungen. Die zur 
Verfügung stehende Zeit für die Erhebung und Aufbereitung von Informatio­
nen sinkt derzeit aufgrund der hohen Veränderungsgeschwindigkeit unserer 
relevanten Umwelt. Umgekehrt steigt der Zeitbedarf für die Befriedigung 
unseres Informationsbedarfs wegen der zunehmenden Anzahl der in Frage 
kommenden Umweltausschnitte, der Atomisierung von Informationen und 
der zunehmenden Informationsflut. Ein Zielkonflikt, den es aufzulösen gilt. 
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Folie 4: 

• Die zur Verfügung stehende Zeit für' die 
Erhebung und Aufbereitung von 
Informationen sinkt derzeit aufgrund der 
hohen Veränderungsgeschwindigkeit 
unserer relevanten Umwelt. 

• Umgekehrt steigt der Zeitbedarf für die 
Befriedigung unseres Informationsbedarfs. 

• Zunehmende Komplexität / Informationsflut 

3 Lösungsansätze 

Brennpunktanalysen stellen einen wichtigen Ansatz für eine bedarfsgerechte 
Aufbereitung von Informationen für polizeiliche Führungszwecke dar. Zu 
konstatieren ist, dass der Ansatz crime at places in Deutschland bislang 
schwach bzw. in anderer Weise spezifisch interpretiert wird. Unter dem Ge­
sichtspunkt der situativen Kriminalprävention finden sich z. B. Ansätze im 
Sinne von städtebaulichen, umweltgestaltenden oder objektsichernden Maß­
nahmen. In der Polizeipraxis ist der Brennpunkt Gegenstand spezifischer 
(repressiver) Konzepte und Strategien. Im Hinblick auf die positiven ameri­
kanischen Erfahrungen des hot spot policing - insbesondere in Kombination 
mit problem-solving Strategien - verdient dieser Ansatz auch in Deutschland 
eine Vertiefung. 
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Folie 5 

Folie 6: 

Brennpunktanalyse 

• Form der strategischen Auswertung 

• Fokussierung von Lagebestandteilen unter 
Berücksichtigung von 
- räumlichen 

- zeitlichen 

- deJiktischen 

- personen oder gruppen bezogenen 

Aspekten 

B ren npu nk tan aly se 

• Ziel: Generierung von 
Führungsinformationen für 
- päventive und loder 

- repressive 

Zwecke 
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Die forschungsmäßige Weiterentwicklung des Analyseinstrumentes crime 
mapping wäre ein weiteres lohnenswertes Arbeitsfeld, wobei primär zunächst 
Anschluss an den amerikanischen Stand der Entwicklung gefunden werden 
müßte. 

Crime mapping und die damit verbundenen Möglichkeiten der Kriminalitäts­
analyse stellen eine der vielversprechendsten Innovationen für Polizei und 
Forsc;hung dar. Die fortschreitende Optimierung der bereits vorhandenen 
Systeme läßt breiten Raum für vielfältige Anwendungen. Polizeibezogene 
Forschung, Polizeimanagement und -führung, Ressourcenplanung, Krimina-' 
litätsanalyse und -prognose, verbesserte repressive und präventive Interventi­
onen und letztlich die Arbeit des Polizei beamten vor Ort werden durch die 
Möglichkeiten des crime mapping deutlich verbessert. Besonders für die 
Polizeien der Länder könnte sich crime mapping zu einem wertvollen Ar­
beitsinstrument entwickeln. 

Seitens des Department o/lustice wird die Fortentwicklung in diesem Be­
reich nicht nur finanziell unterstützt, sondern durch das Crime Mapping Re­
search Center auch aktiv vorangetrieben. Polizeibehörden in San Diego, 
Boston, Baltimore, Chicago, Dallas und New York, um nur einige zu nennen, 
setzen diese Technik erfolgreich ein und arbeiten an deren weiteren Ausbau. 

Folie 7: 
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• Aufbereitung von Straftaten oder 
Ereignissen nach 

- räll m lichen-, 

- zeitlichen-. 

- deliktischen- oder 
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Dimensionen und Identifikation von Clustern / 
Klumpen von Straftaten oder Ereignissen 



4 Schlussfolgerungen 

Selbst im Hinblick darauf, dass in Deutschland in Bezug auf den Zugriff zu 
externen Daten datenschutzrechtliche Restriktionen für die Polizei bestehen, 
stellt crime mapping eine Entwicklung dar, die aufgegriffen und zumindest 
partiell eine Anwendung in der deutschen polizeilichen Praxis erfahren sollte. 
Bei den schon recht weit gediehenen Entwicklungen in der amerikanischen 
Polizei könnte hier sicherlich partizipiert werden, indem das vorhandene 
Instrumentarium den deutschen polizeilichen Bedürfnissen angepasst werden 
könnte, ohne dass die zum Teil aufwendigen Entwicklungsprozesse und 
-kosten erneut in vollem Umfang anfallen würden. 

Für die deutsche Polizeiforschung bleibt zu konstatieren, dass Untersuchun­
gen zur Wirkungsweise brennpunktbezogener (polizeilicher) Interventionen 
einschließlich des gesamten Bereiches der Verdrängung von Kriminalität 
weitestgehend nicht vorliegen. Der Ansatz crime at places wird in der deut­
schen Forschung primär als situative Kriminalprävention unter den Aspekten 
der Stadtplanung, Umweltgestaltung und der Objektsicherung behandelt. 
Anzuknüpfen wäre an die bereits vorliegenden Notrufuntersuchungen, Regi­
onalanalysen u. ä., die Aufschluss über die Konzentration von Kriminalität an 
Brennpunkten geben. Wesentlicher Baustein müßte dabei die Evaluation 
polizeilicher Maßnahmen einschließlich der Aspekte Verdrängung von Kri­
minalität und diffusion 0/ benefits sein. Solche Untersuchungen würden von 
dem Einsatz des crime mapping-Analyseinstrumentes profitieren. Die (Wei­
ter-)EntwickIung einer Brennpunktforschung wäre im Hinblick auf die ame­
rikanischen Forschungsergebnisse für die polizeiliche Praxis sicherlich von 
großer Relevanz. 

Gegenstand einer solchen" Brennpunktjorschung" wäre 

die weitere Untersuchung der örtlichen und zeitlichen Konzentration von 
Kriminalität, insbesondere an Brennpunkten (im Unterschied zum täter­
bezogenen Ansatz), 

die Evaluation unterschiedlicher (polizeilicher) Interventionsformen mit 
dem Ziel der Identifizierung von wirksamen Maßnahmen, 

Effektivitätsuntersuchungen auch unter Kostengesichtspunkten, 

die systematische Untersuchung von Vetdrängungseffekten und das 
Auftreten einer diffusion 0/ benefits. 
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Folie 8: 

Folie 9: 
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V oraussetzungen und 
Rahmenbedingungen 

• Hard- und Software 

• geographische Datensätze 

• Integrationssoftware 

• Personal 
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• Planung 

• Kosten 

Rahmenbedingungen 
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DIe Entwicklung einer "Brennpunktforschung" In Deutschland dürfte von 
erheblicher Praxisrelevanz sein. 

Crime mapping als Instrument der computergestützten, räumlich-statistisch 
ausgerichteten Kriminalitätsanalyse dürfte sicherlich eine der interessantesten 
Entwicklungen in der amerikanischen Forschung und Praxis sein. Obwohl 
vom Ansatz und der Idee, Standards in der polizeilichen Kriminalitätsanalyse 
zu schaffen, erhält dieses Instrument durch die technische und methodische 
Fortentwicklung einen neuen Stellenwert. Bedarfsträger für einen derartigen 
Analyseansatz und die damit verknüpfte Technik sind alle deutschen Polizei­
dienststellen, die einen örtlichen oder regionalen Ansatz in der Kriminalitäts­
bekämpfung verfolgen. Die Prüfung, Übertragung, Anpassung und Entwick­
lung von Technik und Analysemethodik wäre als Service für die Länderpoli­
zeien eine lohnenswerte zentrale Aufgabe. 

Die wesentlichen Aussagen zum Themenfeld Crime at Places lassen sich wie 
folgt zusammenfassen: 

• Wesentliche Aussagen zum Thema: 

Bisherige wissenschaftliche Studien befassen sich vermehrt mit den 
räumlichen Zusammenhängen im Hinblick auf das Kriminalitätsge­
schehen. 

Es erfolgt dabei eine Fokussierung auf kleine räumliche Einheiten 
- hot spots -, die sich durch eine hohe Konzentration an Kriminalität 
auszeichnen. 

Auf hot spots konzentrierte polizeiliche Strategien erweisen sich als 
erfolgversprechend, insbesondere bei Integration eines problemlö­
sungsorientierten Ansatzes, der unter aktiver Beteiligung von Bür­
gern und anderweitigen Einrichtungen verfolgt wird. 

Disorder-Erscheinungen und das Sicherheits gefühl der Bürger hän­
gen in starkem Maße zusammen. 

Verdrängungseffekte scheinen je nach angewandter Interventions­
strategie teilweise überhaupt nicht oder teilweise abgemildert aufzu­
treten. 

Teilweise kann eine diffusion. 0/ benefits beobachtet werden. d. h. ei­
ne Ausdehnung der positiven Effekte von Interventionsmaßnahmen 
auf die angrenzenden Peripherien. 
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• Bewertung !Interpretation 
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Dass der hier geschilderte geographisch-situative Ansatz auf Deutschland 
übertragbar ist, kann angenommen werden. Einzelheiten könnten jedoch 
nur durch entsprechende (Replikations-)Studien verifiziert werden. Hin­
zuweisen ist zudem darauf, dass teilweise ähnliche Untersuchungen auch 
in Großbritannien mit vergleichbaren Ergebnissen durchgeführt worden 
sind. Auch dies spricht für eine Übertragbarkeit der amerikanischen For­
schungsergebnisse. 



Korruption m staatlichen Kontroll- und Strafverfolgungs­
organen 

Heike Bruhn 

1 Einleitung 

Die vom Bundeskriminalamt und der Polizei-Führungsakademie vorgelegten 
empirischen Ergebnisse des Forschungsberichtes "Einschätzungen zur Kor­
ruption in Polizei, Justiz und Zoll" beruhen auf einer gemeinsam durchge­
führten Untersuchung, die sich inhaltlich und methodisch an die 1995 in der 
BKA-Forschungsreihe veröffentlichte Studie "Korruption - hinnehmen oder 
handeln?" von Vahlenkamp und Knauß zur Korruption in der gewerblichen 
Wirtschaft und öffentlichen Verwaltung anschließt. Ausschlaggebend für die 
Auseinandersetzung mit der Korruptionsthematik in den eigenen Reihen war 
das Bestreben, den Blick nicht nur auf andere, sondern auch auf die "eige­
nen" Institutionen zu richten, mit dem Ziel, ein empirisch abgesichertes 
Grundlagenwissen zu erarbeiten. Der Mangel an empirischen Untersuchun­
gen zur Erforschung der Korruption wurde in Deutschland allgemein beklagt, 
da es, anders als im angelsächsischen Sprachraum, bisher keine größer ange­
legten empirischen Studien zu dem Thema gab, mit der Folge, dass zwar 
relativ viel über "polizeiliches Fehlverhalten" diskutiert, aber wenig ausrei­
chend empirisch belegt worden ist. 

Der Zeitraum der Untersuchung umfasste die Jahre 1996 bis 1999, wobei die 
Datenerhebungsphase in den Jahren 1996/1997 lag. 

Die für die Untersuchung gewählte Arbeitsdefinition des Begriffes "Polizei­
korruption" umfasst die folgenden Kriterien: 

(J) Missbrauch eines öffentlichen Amtes in Form von Gesetzesverstößen 
oder Missachtung von Dienstvorschriften 

Ein Amtsmissbrauch im Sinne dieser Definition kann beispielsweise in 
Form der Missachtung des Legalitätsprinzips, der Überschreitung oder 
unzulässigen Auslegung des Ermessensspielraums, sonstiger Rechtsver­
stöße oder Verstößen gegen DieRstvorschriften bestehen. 
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(2) zugunsten eines Dritten 

Damit wird solch dienstliches Fehlverhalten von der Definition ausge­
schlossen, das im Eigeninteresse geschieht (z. B. Kopieren für den priva­
ten Gebrauch oder UnterschlagungIDiebstahl im Amt) und im angelsäch­
sischen Sprachraum ebenfalls unter ;,Polizeikorruption" gefasst wird (wie 
auch z. B. eine unangemessene Gewaltanwendung durch Polizeibeamte). 

(3) auf dessen Veranlassung oder aus Eigeninitiative 

(4) zur Erlangung eines Vorteils für sich oder einen anderen 

Dieser Vorteil kann an andere abgetreten werden (z. B. Arbeitsstelle für 
Ehepartner oder Freizeitausrüstung für das Kind) und er kann materieller 
oder immaterieller Art sein (materiell: z. B. Bargeld oder Warenge­
schenke, immateriell: z. B. Karrierevorteile oder gesellschaftliches An­
sehen). 

(5) mit Eintritt eines Schadens oder Nachteils im Zusammenhang mit der 
Aufgabenwahrnehmung der Polizei, der Justiz oder des Zolls 

Der Schaden kann ebenfalls materieller oder immaterieller Art sein, z. B. 
erhöhte Kosten für die Beseitigung einer Gefahrenlage, die Erschwerung 
der Beweissicherung oder die Behinderung der Strafverfolgung. 

2 Methodik und Aussagekraft der Ergebnisse 

Die Untersuchung stützt sich methodisch auf vier Datenquellen: 

(1) eine bundesweite schriftliche Befragung, an der Bedienstete der Schutz­
und Kriminalpolizeien der Länder, des Bundesgrenzschutzes (BGS), des 
Bundeskriminalamtes (BKA) sowie Staatsanwälte, Strafrichter, Justiz­
vollzugsbedienstete und Angehörige der Oberfinanzdirektionen sowie 
des Zollkriminalamtes teilgenommen haben (N = 770); 

(2) die Analyse von 38 Strafakten; 

(3) 85 leitfadengestützte Interviews mit Vertretern der untersuchten Institu­
tionen; 

(4) eine weitere schriftliche Befragung von Teilnehmern an Fortbildungs­
veranstaltungen der PFA. 
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Kernstück und Hauptdatenquelle der Untersuchung bildet die bundesweite 
schriftliche Befragung (1), die im Sommer 1997 stattfand. Während bei der 
Polizei alle Bundesländer in die Untersuchung einbezogen waren, be­
schränkte sich die Erhebung bei der Justiz auf die alten Bundesländer ohne 
Bayern und auf Brandenburg. Mittels eines Fragebogens wurden Aussagen 
zu insgesamt 15 Fragekomplexen erhoben, auf deren Grundlage Ergebnisse 
zu den folgenden Problembereichen präsentiert werden können: 

Eingeschätztes Ausmaß und Auswirkungen der Korruption 

Erscheinungsformen und Methoden der Korruption im dienstlichen All­
tag 

Ursachen und Tätermotive 

Auffalligkeiten, Indikatoren und Täterprofile 

Problembewusstsein und Abwehrbereitschaft 

Korruption und Organisierte Kriminalität 

Bekämpfungsansätze. 

Die hohe Rücklaufquote von 86 % (N = 770) sowie die gewonnenen Erfah­
rungen während des Projektverlaufes zeigen, dass die Bereitschaft zu einer 
sachlichen Beschäftigung und selbstkritischen Aufmerksamkeit im Umgang 
mit dem Thema "Polizeikorruption" in den Untersuchungsgruppen vorliegt, 
obwohl die Umsetzung der Projektidee zunächst als heikel empfunden wurde. 

Methodisch ist die Untersuchung weder im Bereich einer reinen HelIfeld­
analyse anzusiedeln, da keine konkreten Fälle während eines abgegrenzten 
Zeitraumes abgefragt wurden, wie dies z. B. bei der Erhebung von Lagebild­
daten geschieht, noch handelt es sich um eine Dunkelfeldanalyse, da ihr kei­
ne Opfer- oder Täterbefragung zugrunde liegt. Es handelt sich vielmehr um 
eine "Expertenbefragung", bei der Wissensbestandteile unterschiedlicher 
Erfahrungen und Sicherheitsgrade zusammengetragen wurden. 

Die Ergebnisse geben im wesentlichen persönliche Einschätzungen, Bewer­
tungen oder Empfehlungen der Befragten, aber auch tatsächlich registrierte 
Vorkommnisse zum Thema Korruption in ihren Institutionen wieder, aus 
denen sich in der Summe ein "qualitatives Stimmungsbild,,36 für die einzel-

36 Den Begriff "qualitatives Stimmungsbild" haben Kerner und Rixen in ihrem Aufsatz "Ist 
Korruption ein Strafrechtsproblem?" mit Bezug auf die Ergebnisse der ersten Korruptions­
studie geprägt. Kerner, Hans-Jürgen und Stephan Rixen: Ist Korruption ein Strafrechtspro-

111 



nen Untersuchungsgruppen gewinnen läßt. Dieses "qualitative Stimmungs­
bild" ist weit davon entfernt, subjektive Beliebigkeiten zum Ausdruck zu 
bringen. Im Gegenteil, mittels der Ergebnisse läßt sich das Bild von Korrup­
tion in der Polizei zeichnen, das die Bediensteten der Institution selbst haben. 

Robert Merton, einer der bekanntesten amerikanischen Soziologen des 20. 
Jahrhunderts, hat in seinem klassischen Beitrag zur "Self-Fulfilling Prophe­
cy" auf ein Theorem eines anderen berühmten amerikanischen Soziologen, 
W. I. Thomas, verwiesen, um deutlich zu machen, welche Wirkungsmacht 
die Definition einer Situation - auch einer "falschen" Definition - hat. Wenn' 
Menschen ihre Situation als wirklich definieren, so heißt es da, dann wird 
diese real durch die daraus gezogenen Konsequenzen37

• Auf die Ergebnisse 
unserer Untersuchung übertragen bedeutet dies, dass auch die Bediensteten in 
den staatlichen Strafverfolgungsorganen ihr Handeln danach richten werden, 
wie :sie das Thema Korruption sehen und definieren. Die subjektiven Ein­
schätzungen sind bezüglich ihrer Qualität und Wirkungs macht daher alles 
andere als bloße Fiktionen. Sie repräsentieren reale Bestimmungsgründe des 
Handeins. 

3 Die Untersuchungsgruppen 

Die Behördenzugehörigkeit der Probanden läßt sich aus dem Schaubild I 
ablesen. Die größte Untersuchungsgruppe bildet die Polizei, die sich aus 306 
Kriminalbeamten der Länder, 27 BKA-Beamten, 226 Schutzpolizisten der 
Länder und 23 BGS-Beamten zusammensetzt (N = 582). Bei der Verteilung 
der Fragebögen wurde die Anzahl der Bediensteten in den einzelnen Unter­
suchlUngsgruppen und Bundesländern berücksichtigt. 

Die Untersuchungs gruppe der Justiz bilden 59 Staatsanwälte und Strafrichter 
sowie 30 Justizvollzugsbedienstete und beim Zoll nahmen 85 Bedienstete an 
der Befragung teil. 

blem? - Zur Tauglichkeit strafgesetzlicher Vorschriften gegen die Korruption. In: Goltdam­
mer's Archiv filr Strafrecht. Jg. 143, Heft 8, 1996, S. 364. 

17 In der englischen Version lautet das Thoma-Theorem: "If men define their situatIOns as real, 
they are real in their consequences" (Merton, Robert: Social Theory and Social Structure, 2. 
Aufl., New York 1957, S. 421 
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SchaubIld 1. 
Behördenzugehörigkeit der Probanden 

sonstige Behörden 1 % 

Die DomInanz der Untersuchungsgruppe Polizei ist bei der Bewertung von 
Aussagen zur Gesamtgruppe zu beachten, da das Antwortverhalten in diesem 
Fall hauptsächlich durch die Angaben der befragten Polizisten bestimmt ist. 
Aus diesem Grund und, um den strukturellen Unterschieden und Besonder­
heiten der jeweiligen Untersuchungsgruppen gerecht zu werden, werden die 
Untersuchungsergebnisse für jede Untersuchungsgruppe gesondert darge­
stellt. 

Als Persönlichkeitsvariablen wurden im Rahmen der bundesweiten schriftli­
chen Befragung die folgenden erhoben: 

• Funktion: 50 % der Beantworter bekleiden eine Führungsfunktion, 26 % 
sind mit Sachbearbeitung betraut und 24 % nehmen beide Funktionen 
gleichermaßen wahr. Diese Angaben zur Funktion ermöglichen es, zu 
bestimmten Themenkomplexen, wie z. B. Rechtsfragen oder Indikato­
renbestimmung, zu überprüfen, ob sich die Angaben von Führungskräf­
ten und Sachbearbeitern unterscheiden oder ob sie das gleiche Bild 
zeichnen. 
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• Dienstjahre: 88 % der Probanden verfügen über eine Diensterfahrung 
von über 15 Jahren. 11 % sind zwischen 5 und 15 Jahren im Dienst und 
1 % unter 5 Jahren. Die große Diensterfahrung der Teilnehmer, was üb­
rigens auch auf die ausgewählten Interviewpartner zutrifft, verleiht den 
Ergebnissen der Untersuphung zusätzlich Gewicht. . 

• Beauftragte für Disziplinarveifahren: Erwartungsgemäß ist nur der klei­
nere Anteil der Befragten, nämlich 20 %, als Disziplinarbeauftragter be­
stellt. 

• Eifahrung in der Bekämpfung der Organisierten Kriminalität: 38 % aller 
Befragten haben Erfahrung in der Bekämpfung der OK. 

• Eifahrung in der Korruptionsbekämpfung: 23 % gaben an, im Bereich 
eier Korruptionsbekämpfung Erfahrung zu haben. 

4 Untersuchungsergebnisse 

4.1 Geber-Nehmer-Beziehung 

Auf die Frage, von wem überwiegend die Tatinitiative zu korruptiven Hand­
lungen ausgeht, antwortet die überwiegende Mehrheit, dass nach ihrer Ein­
schätzung am häufigsten der Einflussnehmer die Tatinitiative ergreift. Ledig­
lich 2,7 % der Polizisten halten es für wahrscheinlich, dass die Tatinitiative 
vom Bediensteten ausgeht. Die übrigen Beantworter können hier keine Un­
terscheidung vornehmen und halten beides gleichermaßen für zutreffend. 
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Schaubild 2: 

Die Tatinitiative geht überwiegend ans vom: 

Einflussnehmer 

, , '~f"', 

ZOIl:':1~ä44%·. 
Bediensteten 

Polizei: 2,7 % 

Zoll: 0 % 

Vollzug: 0% 

StA: 0 % 

beides 
gleichermaßen 

Polizei: 35,2 % 

StA/G: 27,1 % 

Vollzug: 23,3% 

Zoll: 12,9 % 

Ebenso glaubt die Mehrheit, dass situative Korruption und systematische 
Korruption gleichermaßen häufig auftreten. Unter situativer Korruption ver­
stehen wir spontane, einmalige Korruptionsversuche aus der Situation heraus, 
wie z. B. das berühmte Beispiel mit dem Geldschein im Führerschein wäh­
rend der Fahrzeugkontrolle. Systematische Korruption dagegen setzt eine 
innere Auseinandersetzung mit dem Tatgeschehen bereits vor der Tatbege­
hung voraus, eine längere Planung und/oder das sogenannte Anfüttern. 
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Schaubild 3: 

In welcher Form erfolgen korrumptive Einflussnahmen auf Polizei, 
Justiz und Zoll? 

Polizei: 

Zoll: 

StAlG: 

Ibeides gleichermaßen zutreffend (40,2%)1 

I ..... ),;;;".... '. <>m ) ". , 
sltjl~J1'/(2(j;o'7a~.f ,<"A,.~ :'<A;~.::'~f 

Isystematisch (20,8%)1 

Ibeides gleichermaßen zutreffend (32,9%)1 

1")~#'ai!lIlf1i\;4'0i!) . "':;~"<I ~1", .. sL"''''', "(a, ....... · .. t',&l}'l,;;, 

Isystematisch (17,6%)1 

\beides gleichermaßen zutreffend (47,5 % )\ 

Isitliliti'v(n 9%). \,1 ' > .'.'·'M'.'UA , 

~eides gleichermaßen zutreffend (50%)\ 

I-Vollzug:\$ysfeifiatis!.lli~a,31J'm 
\situativ (20%)1 

Polizei und Zoll sehen die Fälle der situativen Korruption als häufiger vor­
kommend an als die Fälle der systematischen Korruption. Staatsanwälte und 
Richter gewichten beide gleich und nur der Justizvollzug geht davon aus, dass 
die Fälle systematischer Korruption die Fälle der situativen überwiegen. Bei 
der Ergebnisauswertung stellt man häufiger fest, dass der Justizvollzug ein 
anderes Bild bietet als die übrigen Untersuchungsgruppen. Bedingt ist dies 
wahrscheinlich durch die besonderen Bedingungen, die im Strafvollzug als 
"totale Institution" herrschen und die dauerhafte Nähe zwischen Bediensteten 
und Insassen. 

Dies ist ebenso der Fall, wenn man sich das Antwortverhalten auf die Frage 
nach dem Verhältnis zwischen Geber und Nehmer in Fällen der systemati­
schen Korruption näher betrachtet. Während Polizei, Staatsanwaltschaf­
ten/Gerichte und der Zoll zu 46 % angeben, dass dieser Beziehung ein enges 
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persönliches Verhältnis zugrunde liegt, glauben 53 % der Justizvollzugsbe­
diensteten an ein Abhängigkeitsverhältnis in Form von Erpressbarkeit. 

Schaubild 4: 

Wie beurteilen Sie das Verhältnis zwischen Geber und Nehmer in Fällen 
systematischer/geplanter Korruption? 

Polizei/Staatsanwaltschaft! Justizvollzug 
Gerichte/Zoll 

Enges persönliches Verhältnis Abhängigkeit in Form von 
(46 %) Erpressbarkeit 

(53 %) 
Abhängigkeit in Form von Enges persönliches Verhältnis 

Erpressbarkeit (33 %) 
(37 %) 

Lockeres Verhältnis, sporadische Zweckverbindung mit kriminel-
Kontakte lern Hintergrund 
(19 %) (13 %) 

Zweckverbindung mit kriminel- Lockeres Verhältnis, sporadische 
lern Hintergrund Kontakte 

(18 %) (7 %) 

Dieser Eindruck wird auch in den Interviews bestätigt, in denen Justizvoll­
zugsbedienstete immer wieder von Insassen berichten, die sich ,,Fehlverhal­
ten von Beamten notieren und dieses gegen sie verwenden". Die Inhaftierten 
forderten dann zum Beispiel, dass die "Zellentür 15 Minuten länger aufblei­
be", ansonsten würden sie das Fehlverhalten "dem Anstaltsleiter melden". 
Ließe der Bedienstete sich darauf ein, so würde der Inhaftierte immer mehr 
verlangen, zum Beispiel häufiger telefonieren zu dürfen usw. 

Um eine reale Vorstellung davon zu erhalten, mit welcher Art von Zuwen­
dungen wir es überhaupt zu tun haben, wurden die Probanden mit der Frage 
konfrontiert, welche gewährten Vorteile (auch für Dritte) sie in ihrem dienst­
lichen und privaten Umfeld berei~ tatsächlich registriert haben. Bei den 
möglichen Antworten wurde zwischen "materiellen" und "immateriellen 
Vorteilen" unterschieden, wobei letztere im Antwortverhalten nur eine unter­
geordnete Rolle spielen. Allerdings äußerten Polizeiexperten, die anlässlich 
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von Seminarteilnahmen in der PFA zu der Thematik befragt wurden mehr­
fach, dass immaterielle Vorteile, wie "persönliche Anerkennung", dem Be­
diensteten "zur Einstimmung auf die Korruption zuteil wird" und "im An­
bahnungsprozess eine wichtige Rolle spielen". Der Aufbau persönlicher 
Konltakte beziehungsweise eines freundschaftlichen Verhältnisses soll häufig 
den Einstieg in die Korruption vorbereiten. 

Das folgende Schaubild 5 gibt das Ergebnis, getrennt nach den einzelnen 
Untersuchungs gruppen, wider. Dargestellt werden die am häufigsten ge­
wählten Variablen, die von wenigstens einer Untersuchungsgruppe mit einem' 
Prozentwert von mindestens 30 belegt wurden. 

Schaubild 5: 

Welche gewährten Vorteile sind Ihnen im dienstlichen oder privaten 
Umfeld tatsächlich bekannt geworden? 

Polizei StA I Richter Justizvollzug Zoll 

Warengeschenke Bargeld Bargeld Warengeschenke 
38,5 % 40,7 % 66,7% 51,8 % 

Bargeld kostenlose/-gün- Warengeschenke Bargeld 
35,9 % stige Sexangebote 36,7% 36,5 % 

39 % 

verbilligter Warengeschenke kostenlose!-gün- verbilligter 
Einkauf 27,1 % stige Sexangebote Einkauf 

33 % 20% 36,5 % 

kostenlose! Ausgestaltung der verbilligter kostenlose! 
-günstige Ver- Freizeit Einkauf -günstige Ver-

köstigung 25,4 % 13,4 % köstigung 
27,3 % 22,4% 

Warengeschenken (geringwertige waren ausgenommen) und Bargeld kommt 
als gewährte Vorteile die größte Bedeutung zu. Abweichend im Antwortver­
halten zeigen sich hier die Staatsanwälte und Richter, die auf Rang 2 mit 39 
% kostenlose bzw. kostengünstige Sexangebote angegeben haben und bei 
denen der verbilligte Einkauf keine Rolle zu spielen scheint. Vielmehr drückt 
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sich hier die "Ausgestaltung der Freizeit" (Mitgliedschaft in elitären Clubs 
etc.) stärker aus. 

4.2 Korruptionsursachen und korruptionsfördernde Faktoren 

Kaum ein Thema im Zusammenhang mit der Erforschung von Korruption 
regt mehr zu kontroversen Diskussionen an, als die Frage nach deren Ursa­
chen. Es verwundert demzufolge nicht, dass in der Literatur eine Vielzahl 
von Faktoren in einen kausalen Zusammenhang mit Korruption gebracht 
werden. Das Spektrum reicht von individuellen Bereicherungsmotiven über 
Führungsmängel in der Institution bis zum "Werteverfall" in unserer Gesell­
schaft. Dabei wird, der jeweiligen Einstellung entsprechend, der einen oder 
anderen Ursache eine größere oder geringere Bedeutung beigemessen. 

Die Auswertung der Untersuchungsergebnisse zu den Ursachen von Korrup­
tion verdeutlicht, dass es aus Sicht der Befragten die zentrale Ursache für 
Korruption - besser sollte man von verursachenden bzw. fördernden Fakto­
ren reden - nicht gibt, sondern Korruption - im Gegenteil - multi kausal er­
klärt werden muss. Dienlich bei einer multi kausalen Erklärung erscheint die 
Zuordnung korruptionsverursachender und -fördernder Faktoren zu drei A­
nalyse-Ebenen: der Ebene der Gesamtgesellschaft, der Institution bzw. Be­
hörde und des Individuums. 

Für zwei Ursachen kann eine große Übereinstimmung zwischen den Be­
diensteten der verschiedenen Untersuchungsgruppen festgestellt werden: dem 
"Werte verfall in der Gesellschaft" und der "fehlenden Vorbildfunktion von 
Führungskräften und Vertretern der Politik" (s. Schaubild 6). Bis auf die 
Strafrichter und Staatsanwälte, von denen mit 49,2 % etwas weniger als die 
Hälfte der Befragten die fehlende Vorbildfunktion als dominant ansehen, 
stimmen in allen anderen Untersuchungsgruppen mehr als die Hälfte der 
Probanden bezüglich der Dominanz dieser beiden Ursachen überein, wobei 
nur beim Zoll die fehlende Vorbildfunktion vor dem "Werteverfall" rangiert. 

Als weitere relevante Faktoren gelten die folgenden: 

finanzielle Aspekte 
fehlende Dienst- und Fachaufsicht, fehlende Kontrollen 
fehlende Seosibilisierung für koiTuptive Sachverhalte 
Labilität, Leichtfertigkeit, Naivität. 
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Schaubild 6' 

Welche behördeninternen Korruptionsursachen und korruptions­
begünstigenden Faktoren halten Sie für dominant? 

Schutz olizei 

Wertevetel!ll in<lei'ße-· .. 
""%ell~cßaft .. 
"(60,2~) 

Kriminal olizei 

~ ""x:~~ 

Fehlend.e !'drbildfUiil(uon ·.~~l1\en~~}lgr~ndfunKtion 
(51,0 '*'t . i~;:j;.J54;U~~;'.. 

Finanzielle Probleme 
(37,8 %) 

Labilität / Naivität 
(34,1 %) 

Fehlendes Unrechtsbe­
wusstsein 
(33,7 %) 

StA / Gerichte 

Fehlende Sensibilisierung 
(36,9 %) 

Finanzielle Probleme 
(34,2 %) 

Unzureichende Kontrolle 
(33,6 %) 

Justizvollzu 

W~rtey;erfall in der (Jesen~· WerteverfallA!tder Gesel1-
..... scijaft ... 

(62;'{T%) . 

Fehlende Vorbild;\lnkl;lQrf' j:t~~~4~ . '. ";'l1ktiön 
(49;2%}····· . (53,3 f""w 

Hoher Lebensstandard 
(44,1 %) 

Unzureichende Kontrolle 
(40,7 %) 

Organisatorische Mangel 
(32,2 %) 
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Finanzielle Probleme 
(46,7 %) 

Labilität / Naivität 
(46,7 %) 

Fehlende Sensibilisierung 
(40,0 %) 

Zoll 

Labilität / Naivität 
(40,0 %) 

Unzureichende Kontrolle 
(37,6 %) 

Fehlende Sensibilisierung 
(37,6 %) 



Fasst man die Ergebnisse zusammen, wird deutlich, dass die Ursachen der 
Korruption zu allererst im gesamtgesellschaftlichen und danach im persönli­
chen Bereich gesehen werden. Faktoren, die der institutionellen Ebene zuzu­
rechnen sind, folgen nachgeordnet. 

Generell läßt sich eine gesellschafts- bzw. kulturkritische und personalisie­
rende Tendenz im Antwortverhalten erkennen. In erster Linie sind es ge­
samtgesellschaftliche Entwicklungen, auf die wenig Einfluss genommen 
werden kann, oder menschliche Schwächen - insbesondere in Verbindung 
mit finanziellen Problemlagen -, die für das Vorkommen von Korruption 
verantwortlich gemacht werden. Institutionelle Faktoren, d. h. Faktoren, die 
sich auf die Organisation der Behörde und die Behördenkultur beziehen, 
geraten noch am ehesten aus einer Kontrollperspektive ins Blickfeld, wobei 
das Hauptaugenmerk auf "äußeren" und nicht auf "inneren Kontrollen" -
innere im Sinne der moralischen Instanz des "Über-Ichs" - liegt. Am deut­
lichsten wird diese Einschätzung bei der Einstufung des Faktors "fehlende 
Dienst- und Fachaufsicht, unzureichende Kontrollen". Ersichtlich wird aber 
auch, dass der fehlenden Sensibilisierung für korruptive Sachverhalte durch­
aus eine ganz erhebliChe Bedeutung als Korruptionsursache beigemessen 
wird. 

4.3 Problembewusstsein und Abwehrbereitschaft 

Um eine bessere Einschätzung darüber zu erhalten, wie in der Praxis auf eine 
eventuelle Konfrontation mit korruptionsrelevanten Sachverhalten reagiert 
wird und wie ausgeprägt sich die Abwehrbereitschaft in den Untersuchungs­
gruppen darstellt, wurde ein hypothetisches Fallbeispiel geschildert, in dem 
ein junger Bediensteter nach seiner Ausbildung einer Dienststelle zugewiesen 
wird, wo er nach kurzer Zeit feststellt, dass seine Kollegen wiederholt Zu­
wendungen und Vorteile unterschiedlicher Art von örtlich ansässigen Ge­
schäftsleuten annehmen. Er selbst wird zum Schweigen und Mitmachen auf­
gefordert. Die Frage lautete: Wie würden Ihrer Meinung nach die meisten 

, ;,Neulinge" in dieser Situation reagieren? (s. Schaubild 7). 

Insgesamt 14 % aller Probanden glauben, dass der Sachverhalt in irgendeiner 
Form gemeldet oder angezeigt würde. Die Mehrheit der Befragten (54,6 %) 
wählte eine Antwort, bei welcher der Bedienstete den Sachverhalt nicht mel­
det, jedoch versucht, die Kollegen vom Unrecht ihres Handeins zu überzeu­
gen oder, unter Angabe anderer Gründe, baldmöglichst die eigene Umset­
zung beantragt oder die Handlung duldet. Die übrigen 25,2 % der Beantwor-
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ter glauben, dass der "Neuling mitmachen werde, entweder aus Loyalität und 
Solidarität zu den Kollegen, aus Furcht vor Repressalien oder ohne besondere 
Bedenken. 

Schaubild 7: 

Reaktionen auf das Fallbeispiel: ZuwendungenIV orteile örtlicher 
Geschäftsleute. Wie, glauben Sie, würde ein junger Beamter reagieren? 

'" on', 
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melden bringen KoIegen UmHtzung Handlung milnMeh4In mitmachen mitmachen 
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Es fällt auf, dass diese skeptisch erscheinende Haltung von allen Untersu­
chungsgruppen geteilt wird, auch von den Strafrichtern und Staatsanwälten. 
Zu fragen bleibt deshalb, inwieweit man es hier mit einem gruppenspezifi­
schen oder generellen Phänomen, einer Scheu, Berufskollegen anzuzeigen, 
zu tun hat. Besondere Brisanz in der allgemeinen Diskussion scheint falsch 
verstandenem Korpsgeist nur im Falle der Polizei zuzukommen. Seine The­
matlsierung im Zusammenhang mit der Untersuchung fremdenfeindlicher 
Tendenzen in der Polizei ist hinlänglich bekannt.38 

Über der zu Recht kritischen Haltung gegenüber der oft zitierten "Mauer des 
Schweigens" sollte aber die funktionale Bedeutung von Korpsgeist - und 

38 
Vgl. z. B. den Untersuchungsbericht des PFA-Projektes: "Fremdenfemdlichkeit m der 
PolizeI?". SchriftenreIhe der Polizel-FiJhrungsakademie, Heft 1/2/96 
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auch von Wir-Gefühl - nicht übersehen werden. Eine nur negative Wahr­
nehmung von Korpsgeist, bedeutete eine unzulässige Verengung der Per­
spektive. Gruppierungen, die sich in direkter Interaktion mit einem gewaltbe­
reiten Gegenüber konfrontiert sehen, kommen ohne Korpsgeist nicht aus. Das 
"Aufeinander-an gewiesen-sein" in gefährlichen Situationen, die Notwendig­
keit, sich auf den Kollegen verlassen zu können, machen Korpsgeist vielmehr 
zwingend erforderlich. Frontstellungen und gefährliche, ja lebensgefährliche 
Situationen "schweißen" zusammen. Der besondere Zusammenhalt wird 
gewissermaßen zum existenziellen Muss. Das gilt nicht nur, aber eben in 
besonderem Maße, für die Polizei. 

Nicht die Abschaffung des Korpsgeist, sondern sein "Aufgehen" in einer 
professionellen Einstellung - als Ausdruck einer Behörden- bzw. Polizeikul­
tur - sollte deshalb das Ziel einer Anti-Korruptionsstrategie in der Polizei 
sein. Näher zu bestimmen wäre freilich, was unter professioneller Einstellung 
im Einzelnen verstanden werden kann. Sie wird sich wohl kaum auf "nur" 
äußeres professionelles - im engeren Sinne "handwerklich sauberes" - Han­
deln beschränken lassen, sondern eine innere Bindung an den Beruf, eine 
berufsethische Haltung, mit einschließen müssen, zu deren zentralen Be­
standteilen das Bewusstsein vom besonderen Vertrauensverhältnis zwischen 
den Repräsentanten der Staatsrnacht und den Staatsbürgern zählen muss. 
Korruptives Verhalten in Reihen der Vertreter der formalen Sozialkontrolle, 
das sollte deutlich werden, ist gleichbedeutend mit einem Angriff auf das 
Herz des Staates. 

Thematisiert werden muss im Hinblick auf das erwähnte Fallbeispiel aber 
auch die anscheinend gering ausgeprägte individuelle Bereitschaft, sich er­
kennbar aus dem Gruppenverbund zu lösen und Fehlverhalten im Kollegen­
kreis zu artikulieren. Ein "Mitmachen aus Furcht" oder "aus Loyalität und 
Solidarität zu den neuen Kollegen" wird sowohl von der Schutzpolizei als 
auch der Kriminalpolizei dem Ansprechen und der Diskussion mit den Kol­
legen über die als Fehlverhalten empfundene Vorgehensweise vorgezogen. 
Ein Anzeichen dafür, wie wirksam die Formen eines massiven Gruppen­
'drucks innerhalb der Behördenstrukturen vorhanden sind und auch von den 
Bediensteten so empfunden werden. 

Das hier erzielte Untersuchungsergebnis mag darauf zurückzuführen sein, 
dass in dem geschilderten Fall die Situation eines Berufsanfängers (Stich­
wort: Unsicherheit des Neulings) beschrieben wurde und das mögliche Ver­
halten eines "alten Hasen" zu einer anderen Bewertung geführt hätte. Den­
noch gibt das Untersuchungsergebnis Anlass, über mögliche strukturelle und 
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organisations kulturelle Besonderheiten in Strafverfolgungsbehörden nachzu­
denken und die Fähigkeit sowie die Bereitschaft des Einzelnen in größerem 
Maße zu fördern, aktiv und bewusst Einfluss auf sein Arbeitsumfeld zu neh­
men. Wenn nämlich Formen der Zivilcourage auch im öffentlichen Dienst, 
nicht nur bezogen auf die Debatte zur Korruptionsverhinderung, als positive 
und erwünschte charakterliche Verhaltensweisen der Bediensteten definiert 
werden, dann bedarf dies zur Belebung dringend der Unterstützung durch die 
jeweilige Organisationskultur. 

4.4 Bekämpfungsansätze 

Sowohl die meisten Teilnehmer an der bundesweiten Befragung (74,5 %) als 
auch die meisten der interviewten Experten sehen ein gleichrangiges Neben­
einander von Prävention und Repression in großer Übereinstimmung zwi­
schen den einzelnen Untersuchungsgruppen als Grundlage für eine wirksame 
Korruptionsbekämpfung an. 

Die folgenden drei Bekämpfungsansätze werden von der Gesamtgruppe der 
Befragten am häufigsten genannt: 

Sensibilisierung; Ergänzung der allgemeinen Ausbildungsinhalte (47,5 
%), 

Verbesserung der Dienst- und Fachaufsicht; Intensivierung der Kontrol­
len (34,3 %), 

Stärkung der Vorbildfunktion der Vorgesetzten und Ausbilder (33,1 %). 

Wird bei den Ergebnissen nach einzelnen Untersuchungsgruppen differen­
ziert, so zeigt es sich, dass Schutzpolizei, lustizvollzug und Zoll bei der Wahl 
ihrer Ansätze stärker auf korruptionspräventive Ansätze zurückgreifen. "Sen­
sibilisierung", "Stärkung der Vorbildfunktion von Vorgesetzten und Ausbil­
dern" sowie die Durchführung von "Fortbildungsveranstaltungen zum Thema 
Korruption" sollen dem Aufbau innerer Kontrollen - im oben erwähnten 
Sinne eines moralischen "Über-Ichs" - und der berufsethischen Persönlich­
keitsentwicklung dienen. 

Die Vertreter der Staatsanwaltschaften/Strafgerichte, aber auch die Befragten 
der Kriminalpolizei setzen bei der Auswahl der Bekämpfungsansätze eher 
auf die Einrichtung äußerer, repressiv wirkender Kontrollinstanzen. Emp­
fehlungen zur "Sensibilisierung der Bediensteten" folgen erst nachgeordnet. 
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So bewertet z. B. die Kriminalpolizei die "Einrichtung von Spezialdienst­
stellen / Ermittlungsgruppen für behördeninterne Ermittlungen" (44,7 %) als 
wichtigste Bekämpfungsmaßnahme vor der Sensibilisierung (43,5 %). 
Staatsanwälte und Strafrichter dagegen empfehlen vordringlich die drei fol­
genden Ansätze: 

"Verbesserung der Dienst- und Fachaufsicht, Intensivierung der Kon­
trollen" (45,8 %), 

"Verpflichtung der Behörden zur Anzeigeerstattung bei Vorliegen eines 
Anfangsverdachtes/ Absage an die informelle Beilegung" (44,1 %) und 

"Verpflichtung des Bediensteten zur Meldung aller - auch strafloser -
Korrumpierungsversuche" (44,1 %). 

Keine der genannten Antwortalternativen ist von mehr als der Hälfte der 
Beantworter einer Untersuchungsgruppe genannt worden. Auch ein Hinweis 
darauf, dass es eine Patentlösung zur Bekämpfung von Korruption nicht 
geben dürfte. Vernünftig erscheint deshalb ein für die jeweilige Untersu­
chungsgruppe geeigneter "Mix" aus verschiedenen Ansätzen, der den jewei­
ligen Rahmenbedingungen derselben, darunter vor allem den von den Be­
diensteten benannten korruptionsverursachenden und korruptionsfördernden 
Faktoren Rechnung trägt. 

5 Fazit 

In einer Gesamtschau betrachtet, belegen die Ergebnisse dieser Untersu­
chung, dass es keinen Grund gibt, in den Untersuchungsgruppen vor Korrup­
tion zu kapitulieren. Die Präventions- und Repressionsvorschläge, mit deren 
Realisierung zu großen Teilen schon während der Untersuchung begonnen 
wurde, können weiter dazu beitragen, Korruption zu reduzieren. 

Es gilt aber zu akzeptieren, dass es trotz aller Analysen und Reformen und 
,deren mit Augenmaß betriebenen Umsetzung in Einzelfällen zu Korruption 
kommen kann. Damit offensiv und transparent umzugehen ist eine wesentli­
che Forderung. 
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Logistik der Gewinnverwendung der organisierten Krimi­
nalität 

Ulrike Suendorf 

1 Einführung 

1.1 ThemensteIlung 

Die organisierte Kriminalität hat seit einer Reihe von lahren in Deutschland 
immer mehr an Bedeutung gewonnen.39 Sie ist gekennzeichnet durch die 
planmäßige und systematische Begehung von Straftaten durch organisierte 
Straftätergruppen, die - wie Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft -
erwerbswirtschaftIich und gewinnorientiert arbeiten. 

Die Globalisierung der Wirtschafts märkte führt bei organisierten Straf täter­
gruppen zu zunehmenden Transaktionen illegaler Vermögenswerte über die 
Ländergrenzen hinweg. Diese Erkenntnis löste Mitte der achtziger lahre die 
Entwicklung eines primär von amerikanischen Fachleuten propagierten neu­
en Bekämpfungskonzepts der organisierten Kriminalität aus: die Bekämp­
fung der Geldwäsche. Dieser neue Bekämpfungsansatz findet sich auf inter­
nationaler und supranationaler Ebene vor allem bereits im Wiener Überein­
kommen der Vereinten Nationen von 1988 gegen den unerlaubten Verkehr 
mit Suchtstoffen und psychotropen Stoffen, in den Anregungen der Financial 
Action Task Force von 1990 sowie in der EG-Richtlinie zur Verhinderung 
der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche von 1991. Das 
Bekämpfungskonzept beruht auf der Überlegung, dass organisierte Straftäter 
ihr illegal erlangtes Geld in großem Umfang weltweit in den legalen Finanz­
kreislauf einschleusen. Aufgrund dieses Verhaltens der organisierten Straftä­
ter besteht daher die Gefahr, dass sie sich ein großes monetäres, wirtschaftli­
ches und nicht zuletzt politisch-gesellschaftliches Machtpotential aufbauen. 
?:iel der Gesetzgebung war es deshalb, durch die Kriminalisierung der Geld­

'wäsche in Strukturen der organisierten Kriminalität einzudringen und dieser 
die Möglichkeit der Gewinnakkumulation zu nehmen. 

39 Vgl. im Einzelnen die Mitteilung der Innenminister und Innensenatoren des Bundes und der 
Länder. Bulletin 1998. Nr. 37. S. 425, 453 f. Bisher konnte allerdings für die Zunahme der 
organisierten Kriminalität ein in Zahlen messbarer Nachweis nicht erbracht werden. 
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Zur Realisierung dieser Ziele wurde in der Bundesrepublik Deutschland 
innerhalb eines kurzen Zeitraums ein Bekämpfungskonzept mit erheblichen 
prozessualen Eingriffsbefugnissen entwickelt. das zugleich die Finanz­
instIltute verstärkt einbindet. Diese Reformmaßnahmen erfolgten mit pau­
schalen Hinweisen auf die gefahr organisierter Straftätergiuppen. ohne dass 
eine Untersuchung zu dem tatsächlichen Anlageverhalten organisierter 
Straftäter in Deutschland durchgeführt wurde. 

1.2 Methodik der Untersuchung 

Die neuen Bekämpfungsansätze berührten damit ein in Deutschland noch 
wenig erforschtes Gebiet. nämlich die Finanzstruktur organisierter Täter- . 
gruppen. Bisher wurde der Finanzbereich (Geldwäsche-. Anlage- und Inves­
titionsverhalten. Zahlungsverkehr etc.) organisierter Tätergruppen nur ver­
einzelt in kriminologisch-empirischen Arbeiten als Nebenpunkt behandelt.4o 

In Bezug auf den Finanzbereich von organisierten Tätergruppen bestand 
somit ein großes Wissensdefizit. In diesem Zusammenhang wurde in einer 
wissenschaftlichen Arbeit. die im Rahmen eines umfassenden Forschungs­
projektes von Herrn Professor Dr. Ulrich Sieber in Zusammenarbeit mit dem 
Bundeskriminalamt entstand. die Gewinnverwendung und insbesondere die 
Geldwäsche durch organisierte Straftätergruppen analysiert. 

Ziel war es, auf der Grundlage einer empirischen Analyse, mehr Kenntnisse 
über die Arbeitsweise organisierter Tätergruppen im Hinblick auf ihre Fi­
nanz- und Investitionswirtschaft sowie ihre wirtschaftliche Bedeutung zu 
gewinnen. In den Mittelpunkt der - an sich deliktsübergreifenden - Untersu­
chung wurde die Drogenkriminalität gestellt. da sie weltweit verbreitet ist 
und sehr hohe Gewinne anfallen. die akkumuliert werden. Zudem war die 
Drogenkriminalität der Anlass zur Einführung der Maßnahmen gegen die 
Geldwäsche. 

Um die Besonderheiten der Erscheinungsformen der Finanz- und Investiti­
onswirtschaft auf diesem Gebiet besser darstellen und erkennen zu können. 
wurde für die Untersuchung ein betriebs wirtschaftlicher Ansatz gewählt. Die 
einzelnen Parameter des Modells sind nur als Themenpunkte und nicht als 

.0 Vgl. hierzu die Übersicht bei Suendorf, Geldwäsche - eine kriminologische Untersuchung, 
Llteraturauswertung Teil I IV; demnächst veröffentlicht in der Forschungsreihe des BKA 
Polizei + Forschung. 
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vorweggenommene Gliederungspunkte zu verstehen. Das Modell wurde 
sodann in einem Befragungsleitfaden entsprechend umgesetzt. Im Einzelnen 
wurden folgende Parameter untersucht: 

• Finanzwirtschaftliche Ziele 

• Finanzorganisation 
Aufgabenbereich der finanziellen Führung 
Organisation 

• Mittelverwendung (Anlageformen und -verhalten) 
Investitionspolitik und -planung 
Investitionen in den Leistungsbereich 
Anlagen in den Finanzbereich 
sonstige Mittelverwendung 

• Unternehmensgründungen und -beteiligungen 

• Wahl der Rechtsform 

• Wirtschaftsraum 

• Finanzierung 

• Zahlungsverkehr 
Zahlungsverkehrspolitik 
Abwicklung des Zahlungsverkehrs 

Als Untersuchungsmethode wurde das teilstandardisierte Experteninterview 
gewählt, das heißt, es wurden mit den Experten Gespräche aufgrund vorbe­
reiteter und vorformulierter (überwiegend offener) Fragen geführt. Die Inter­
views wurden in Form von Einzelinterviews, teilweise aber auch als Grup­
peninterviews durchgeführt. Die aus der Untersuchung gewonnenen Erkennt­
nisse sind nur als vermittelnde und nicht als absolute ,,Erkenntnisse" zu ver­
stehen.41 

.Insgesamt wurden 66 Befragungen durchgeführt und 18 von den Experten in 
Bezug genommenen Akten ausgewertet. Es wurden 89 Personen interviewt. 
Im Einzelnen wurden 17 Interviews mit 20 Experten aus dem Polizei- und 
Zollbereich, 11 Interviews mit 15 Staatsanwälten, drei Interviews mit drei 
Strafverteidigern, ein Interview mit zwei Vertretern einer Sicherheitsbehörde 

4\ V gl. zu den Fehlerquellen bei empirischen Untersuchungen, die auf Expertenbefragungen 
beruhen: Mergen, Die Kriminologie, 1995, S. 37. 
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des Bundes, zwei Interviews mit sechs Vertretern aus dem Bereich der Ge­
werbeaufsicht und 19 Interviews mit 28 Experten aus dem Bankenbereich 
vorgenommen. Außerdem wurden drei Interviews mit fünf ausländischen 
Ermittlern sowie ein Interview mit einem ausländischen Forscher vorge­
nommen, welcher auf das Gebiet der Geldwäsche spezialisiert ist. Des Weite­
ren gelang es, neun Interviews mit neun Personen aus dem Bereich der Täter 
durchzuführen. 

2 Finanz- und Organisationswirtschaft organisierter Straftäter-' 
gruppen 

Der folgende Aufsatz gibt einen Ausschnitt obiger Untersuchungsergebnisse 
zur Logistik der Gewinnverwendung der organisierten Kriminalität wieder. 
Die nachfolgende Darstellung zur Finanzwirtschaft organisierter Straf täter­
gruppen entspricht weitgehend dem bereits vorgestellten Modell der Finanz­
wirtschaft. Ausgangspunkt der Untersuchung bildet die Ziel vorgabe der or­
ganisierten Straftätergruppen (2.1). Diese bestimmt das Verhalten der Täter­
gruppen bei jeder Handlung im finanziellen Bereich. So dann wird die Orga­
nisation des Finanzbereichs einzelner Tätergruppen (2.2) dargestellt, um 
einen Einblick in deren innere Finanzstruktur zu gewinnen, bevor auf die 
Mittelverwendung der Tätergruppen (2.3) eingegangen wird. Im Hinblick auf 
die in der Öffentlichkeit häufig diskutierte Frage der Gefahr einer Unterwan­
derung der legalen Wirtschaft durch Tätergruppen wird in einem eigenen -
von der Geldwäsche losgelösten - Kapitel die Thematik "Eindringen von 
Tätergruppen in legale Unternehmen" (2.4) behandelt. Eng zusammen mit 
der Mittelverwendung hängt auch die Frage, in welchem örtlichen Wirt­
schaftsraum investiert wird (2.5). Abschließend werden die Finanzierung und 
der Zahlungsverkehr (2.6) beschrieben. 

2.1 Ziele 

Die Ziele lassen sich für die Deliktsbegehung mit kurzfristiger Gewinnma­
ximierung, für die Geldwäsche mit Verhinderung der Beschlagnahme und 
schneller Verfügbarkeit der Vermögens werte und für die Anlage der Gewin­
ne mit dem Ziel der Vermögenssicherung und der langfristigen Gewinnma­
ximierung beschreiben. 
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2.2 Organisation der Finanz- und Investitionswirtschaft 

Kleine Straftätergruppen sind gekennzeichnet durch ein Fehlen aufwendiger 
Geldwäschestrukturen und "FinanzabteilungenU sowie durch eine fehlende 
Trennung zwischen "Privat-U und "Gesellschaftsvermögen". In der Regel 
übernimmt der Händler selbst die Verwaltung der Gelder sowie die Steue­
rung und Organisation des Inkassos und der Geldwäsche. Nur der Transport 
der Gelder sowie die Ausführung der Geldwäsche wird Kurieren und Stroh­
leuten überlassen. Im Einzelfall werden allerdings auch finanzielle Angele­
genheiten auf externe Personen übertragen, wenn dem Chef der Organisation 
das erforderliche Fachwissen fehlt. Insgesamt lassen sich diese Tätergruppen 
mit einzelkaufmännischen Unternehmen vergleichen. 

Große Tätergruppen, insbesondere Großexporteure und Großimporteure im 
Drogengeschäft, weisen hingegen einen hierarchischen Aufbau (Weisungs­
system von oben nach unten) und eine Unterteilung des Finanzbereichs in 
diverse Funktionsbereiche (wie Finanzierung, Inkasso, Geldwäsche sowie 
Verwaltung und Anlage inkriminierter und sonstiger Vermögenswerte) auf. 
Eine klare Abgrenzung der Verwaltung zwischen illegalem, gewaschenem 
und legal erwirtschaftetem Geld wird von den befragten Experten als un­
wahrscheinlich angesehen, da letztlich die gesamten Einkünfte aus der lega­
len und illegalen Tätigkeit vermischt werden. Bei großen Tätergruppen findet 
eine Trennung zwischen "Privat-" und "Gesellschaftsvermögen" statt. Auch 
unterscheiden sie zwischen dem Geld, das für die Abwicklung der illegalen 
Geschäfte, und dem, das zu privaten Zwecken bestimmt ist. Letzteres kann 
als "Unternehmergehalt" gewertet werden. 

Je nach fachlicher Qualifikation und Umfang der illegalen Geschäfte über­
nimmt der "Kopf' bzw. der "Vorstand" der Tätergruppe die Wahrnehmung 
der finanzwirtschaftlichen Aufgaben unmittelbar, wie die Verwaltung der 
illegalen und legalen Mittel sowie die Planung und Organisation der ver­
schiedenen Funktionsbereiche. Dies gilt vor allem, wenn er (z. B. bei organi­
sierten Wirtschaftskriminellen) über eine höhere, insbesondere kaufmänni­
'sehe, Ausbildung verfügt. Häufig hat er jedoch nur eine unzureichende Aus­
bildung, so dass die fachlichen Kenntnisse in finanziellen Fragen entspre­
chend begrenzt sind. 

Die Leitung der einzelnen Funktionsbereiche (2. Ebene) wird im allgemeinen 
nur besonders nabestehenden Personen übertragen. In der Regel besteht in 
Geldangelegenheiten ein besonders starkes Misstrauen des "Kopfes" gegen­
über dritten Personen, da er nicht um die Früchte seiner Arbeit gebracht wer-
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den will und ggf. eigene Zahlungsverpflichtungen gegenüber Dritten hat, die 
zu erfüllen sind. Deshalb handelt es sich bei den Vertrauenspersonen häufig 
um fachlich qualifizierte Familienangehörige, besondere Vertrauenspersonen 
aus der Tätergruppe oder sonst besonders verbundene Personen. Letztere sind 
- insbesondere bei ausländischen (türkischen,42 kolumbianischen und italie­
nischen) grundsätzlich von gleicher ethnischer Herkunft wie der Kopf der 
Tätergruppe und seine Familie. 

Auch wenn die Leitung der Finanzanlage auf die 2. Ebene übertragen wird, 
bestimmt weiterhin der Kopf die Investitionspolitik. Er diktiert dieser _ ge-' 
gebenenfalls nach Beratung mit seinen Fachexperten (u. U. eng befreundete 
Bankkaufleute, Kapitalanlageberater, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, 
Rechtsanwälte und Notare etc.) - den Rahmen, das heißt, in was (Finanzan­
lagen, Sachanlagen und ggf. die genaue Anlageform und -dauer) und wo die 
erzielten Gelder investiert werden sollen. Nur in Einzelfallen kommt es vor, 
dass geschäftlich verbündete andere Straftätergruppen, die über eine bessere 
Geldwäschelogistik verfügen, gegen ein Entgelt oder eine sonstige Gegen­
leistung die Geldwäsche einer anderen Straftätergruppe übernehmen. Die 
Zusammenarbeit erfolgt länderübergreifend. Des Weiteren werden vereinzelt 
selbständige, auf den Finanzbereich spezialisierte Tätergruppen gegen Zah­
lung einer Provision mit der Geldwäsche beauftragt. In den bisher in 
Deutschland aufgedeckten Fällen kannten sich die Köpfe der jeweiligen 
Gruppen persönlich und fühlten sich miteinander verbunden. 

Soweit erforderlich setzen die Leiter der Funktionsbereiche bei der Durch­
führung ihrer Aufgaben "Mitarbeiter" ein (3. Ebene), z. B. beim Inkasso 
(Geldsammler und Kuriere) oder bei der Geldwäsche (Strohpersonen, Kurie­
re), die absolut weisungsabhängig sind, auch wenn sie nicht der engeren 
Tätergruppe angehören. Bei Investitionen im Ausland wird - um nicht aufzu­
fallen - nach Möglichkeit darauf geachtet, dass die eingesetzte Strohperson, 
die gegenüber legalen Unternehmen auftreten und Verhandlungen führen 
muss, ausreichende Kenntnisse über das Land und seine Sprache etc. hat. 

42 Aufgrund der ethnischen Gebundenheit gibt es häufig sowohl Straftätergruppen mit Straftä­
tern türkischer Staatsangehörigkeit kurdischer Abstammung als auch Straftätergruppen mit 
Straftätern türkischer Staatsangehörigkeit türkischer Herkunft. Da in den Interviews nicht 
immer konsequent zwischen der Abstammung bei türkischen Straftätern getrennt wurde, ist 
eIße Unterscheidung in den folgenden Ausführungen nicht möglich. Da beide Gruppen aus 
Personen mit türkischer Staatsangehörigkeit bestehen, ist deshalb in den folgenden Ausfüh­
nmgen unter der Bezeichnung "türkische Straftätergruppe" zugleich auch die "Straftäter­
gruppe nut Straftätern türkischer Staatsangehörigkeit kurdischer Abstammung" zu verste­
hen. Entsprechendes gilt auch, wenn die Bezeichnung "türkische Heroinhändler" verwendet 
wird 
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Teilweise werden deshalb einheimische Personen als Strohpersonen ange­
worben. Zum "Parken" der gewaschenen Gelder auf Konten werden auch 
unbescholtene Vertrauenspersonen aus dem engeren Bekannten- und Famili­
enkreis des Kopfes der Organisation als Strohleute mit Kontovollmacht ein­
gesetzt. 

Der Finanzbereich ist demzufolge durch eine starke Zentralisierung und klare 
Organisation gekennzeichnet. Der Delegation von Aufgaben und der damit 
verbundenen Übertragung der hierfür erforderlichen Kompetenzen entspricht 
eine strenge Rechenschaftspflicht gegenüber dem jeweiligen "Vorgesetzten" 
oder anderen hierarchisch höherstehenden Personen. Insbesondere im Fi­
nanzbereich herrscht ein größeres Misstrauen, dem durch scharfe Kontrollen 
entgegengewirkt wird. Selbst gegenüber Familienmitgliedern besteht ein 
gewisses Maß an Misstrauen. Im Falle einer Hintergehung drohen dem ,,Be­
trüger" zumindest bei Drogenorganisationen schwere (auch körperliche) 
Sanktionen. 

Ein wichtiges, der gesamten Struktur organisierter Straftätergruppen zugrun­
de liegendes Prinzip ist die Abschottung. So sind die organisierten Straftäter 
bestrebt, die illegalen Geschäfte (Vortat) soweit wie möglich von den finan­
ziellen Aktivitäten, insbesondere den Geldwäschehandlungen, zu trennen. 
Die Abschottung ist so stark, dass die für die Geldwäsche zuständigen Perso­
nen in der Regel nicht wissen, aus weIchen Delikten das ihnen übergebene 
Geld im Einzelnen herrührt. Zwischen den Geldwäschern und den für die 
Begehung des Grunddelikts zuständigen Mitarbeitern besteht eine strikte 
personelle Trennung. 

Eigentümer des Geldes ist in der Regel nicht der Kopf selbst, sondern ein 
Unternehmen, hinter dem als stille Gesellschaft eine oder mehrere Personen 
stehen. In der Regel handelt es sich bei diesen Personen um Familienmitglie­
der oder um Personen, die als integer gelten und ein gewisses Ansehen in der 
Gesellschaft genießen. Auf diese Weise erscheint der Kopf einer Tätergruppe 
nur als Eigentümer eines begrenzten Vermögens. 

2.3 Mittelverwendung organisierter Straftätergruppen 

In dem Mittelpunkt der Untersuchung zur Mittelverwendung steht die Inves­
titionspolitik, weIche die Reihenfolge des Ausgabeverhaltens bei Tätergrup­
pen bestimmt, sowie die Investition für den illegalen Bereich und die Geld­
wäsche mit ihrer Platzierungs-, Verschleierungs- und Integrationsphase. 
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2.3.1 Investitionspolitik 

Das bisherige Investitionsverhalten organisierter Tätergruppen lässt sich nach 
Ansicht der Experten auf folgende Grundsätze zurückführen: 

• In erster Linie wird das illegal eingenommene Geld wieder in den ille­
galen Bereich investiert. Auffallend ist jedoch, dass bei größeren organi­
sierten Tätergruppen im Verhältnis zu den erzielten Einnahmen weniger 
Geld in den illegalen Bereich investiert wird als bei kleinen Tätergrup­
pen. Letztere reinvestieren in diesen Bereich fast ihr ganzes Geld, um itn 
illegalen Geschäft aufzusteigen. Im illegalen Bereich versuchen die or­
ganisierten Tätergruppen zuerst durch ihr Investitionsverhalten den Be­
reich ihrer bisherigen illegalen Basisgeschäfte zu sichern und so wirt­
schaftlich wie möglich zu gestalten. Hierbei wird zugleich darauf ge­
achtet, das damit verbundene Risiko soweit wie möglich zu minimieren. 
Anschließend wird die Expansion des bisherigen illegalen Basisgeschäfts 
in noch unterentwickelte Märkte angestrebt. Sodann erfolgt in der Regel 
eine Diversifizierung in neue illegale Tätigkeitsbereiche. Dabei werden 
Investitionen in neue kostenintensive illegale Tätigkeitsbereiche (z. B. 
Drogen- und Waffenhandel) wenn, dann nur von finanzstarken Täter­
gruppen durchgeführt. 

Eine Expansion oder Diversifikation setzt wie bei legalen Unternehmen 
die Durchführung einer Art ,,Markt-, Konkurrenz- und Risikoanalyse" 
voraus, wobei Erfahrungen gezeigt haben, dass organisierte Straftäter bei 
der Neuerschließung von Märkten in besonderem Maße auf eine Risi­
kominimierung achten. Insgesamt planen die organisierten Straftäter In­
vestitionen in den illegalen Bereich langfristig im Voraus. 

• Bei besonders finanzstarken Tätergruppen, wie den kolumbianischen 
Drogenorganisationen, einigen türkischen Heroinhändlergruppen und ei­
nigen Gruppen der italienischen Mafia, wird das verbleibende Geld zu 
einem Teil für die Korrumpierung von Politikern sowie Mitarbeitern aus 
Verwaltung und Justiz ausgegeben, um ein gewisses Machtpotential auf­
zubauen oder zu erhalten. 

• Soweit Investitionen im illegalen Bereich nicht erforderlich oder gewollt 
sind, wird das Geld für legale Zwecke verwandt. Hierbei wird viel Geld 
für Luxus ausgegeben. Dieser Grundsatz gilt sowohl für finanzstarke als 
auch für finanzschwache Täter. Für Investitionen in den legalen Bereich 
verbleibt bei Tätergruppen auf den höheren Händlerebenen trotzdem 
noch sehr viel Geld. Inwieweit die jeweiligen Tätergruppen bestrebt 
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sind, in einzelnen Wirtschaftssektoren Monopole auszubauen, ist unklar. 
Die legalen Investitionen dienen oftmals auch als "stille Reserven" für 
die illegalen Geschäfte. 

2.3.2 Investitionen für den illegalen Bereich 

Zu den Investitionen in den illegalen Bereich zählen alle Investitionen, die 
zur Förderung des illegalen Geschäftsbetriebs bestimmt, das heißt "betriebs­
notwendig" sind. Die Investitionen dienen dem Ausbau und der Verbes­
serung des illegalen Basisgeschäfts oder einer Diversifizierung in andere 
kriminelle Märkte. Sie unterscheiden sich je nach illegalem Tätigkeitsgebiet. 
Diese Investitionen sind häufig mittel-, teilweise auch längerfristig konzi­
piert. 

Zu den Investitionen in den illegalen Bereich gehören die Gründung und 
Aufrechterhaltung von Strohunternehmen zum Zwecke der besseren Ab­
wicklung illegaler Geschäfte. Feststellbar sind vor allem der Erwerb von 
Transportunternehmen (Speditionen, Busunternehmen, kleine Flug- und 
Schifffahrtsgesellschaften) und bargeldintensive Unternehmen zum Zweck 
der Geldwäsche. Darüber hinaus wird in einzelne technische Mittel wie 
Transportmittel (angefangen von kleinen Flugzeugen, Lkws, Sportbooten bis 
hin zu Fischkuttern) und in die Kommunikation investiert. Drogenorganisati­
onen investieren des Weiteren zum Teil in Labore und kleine Chemieunter­
nehmen zur Herstellung von Drogen. 

Die Investitionen in den Transportbereich dienen dem Ersatz alter und aufge­
gebener Transportmittel (Ersatzinvestition), der Verbesserung der Transport­
bedingungen (Rationalisierungsinvestition) oder der Schaffung neuer Trans­
portwege (Erweiterungsinvestition). Die notwendigen Güter für den illegalen 
"Geschäftsbereich" einer größeren Organisation werden in der ganzen Welt 
beschafft, unabhängig von ihrem späteren Einsatzort. Einzig und allein ent­
scheidend ist, das Transportmittel von dem jeweils besten Hersteller zu be­

. ziehen. 

Bei Investitionen im Sinne von Diversifikationen ist zwischen den einzelnen 
Tätergruppen zu differenzieren. Kapitalanlagebetrüger bleiben ihrem illega­
len Basisgeschäft in der Regel verhaftet, diversifizieren also nicht. Die Hin­
termänner im Zigarettenschmuggel (polnische und vietnamesische Händler) 
diversifizieren auch in andere illegale Bereiche wie Menschenschmuggel und 
Handel mit Drogen. Die kolumbianischen Kartelle und türkischen Drogen-
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händler bleiben in erster Linie dem Kokain- bzw. Heroinhandel verhaftet und 
expandieren in diesem Marktbereich. Allerdings sind kolumbianische Ko­
kainhändler in den letzten Jahren auch bemüht, in die Heroinproduktion ein­
zudringen. Zudem sind die kolumbianischen Tätergruppen aus strategischen 
Gründen in den Waffenha'1del eingestiegen und versorgen vor allem die 
Guerilleros in Kolumbien mit Waffen. Dafür fördern und schützen diese im 
Gegenzug den Anbau und die Produktion von Kokain in den von ihnen be­
herrschten Gebieten. Es gibt jedoch auch Hinweise, dass sich kolumbianische 
Gruppen am internationalen Waffenhandel beteiligen, vor allem im latein-. 
amerikanischen Raum. Italienische Tätergruppen sind z. B. sehr stark im 
Kokain-, zum Teil auch Heroinhandel, Falschgeldgeschäft und Erpressungs­
bereich tätig. 

Hinsichtlich der einzelnen Geschäftsabwicklungen ist folgendes festzuhalten: 
In den meisten Fällen müssen sich die organisierten Straftätergruppen die 
benötigten Produktions- und Transportgüter bei legalen Unternehmen be­
schaffen. Die Geschäfte werden deshalb in der Regel über Strohmänner ab­
gewickelt. Hierbei handelt es sich um Mitglieder, sonstige verbündete oder 
angeworbene Personen. Teilweise erfolgen die Geschäfte auch über Rechts­
anwälte, welche entweder die Verhandlungen führen oder den Tätergruppen 
die nötigen Konten oder Bankschließfächer für die Platzierung der Gelder 
einrichten und zur Verfügung stellen. Weniger Tarnungsaufwand bedürfen 
Kapitalanlagebetrüger, da sie bis zum Zeitpunkt der Überführung als legale 
Unternehmer in der Öffentlichkeit auftreten und ihre Tätigkeit als Anlagebe­
rater auch keinen Verdacht erregt. 

Die Form der Bezahlung richtet sich, um nicht aufzufallen, regelmäßig nach 
den Geschäftsgepflogenheiten des entsprechenden Wirtschaftsbereichs. Bei­
spielsweise erfolgt in einigen Bereichen die Bezahlung in einer Summe oder 
im (bau-)handwerklichen Bereich abschnittsweise. Als Zahlungsmittel dient 
bei Geschäften zwischen gutgläubigen legalen Unternehmen und den durch 
Strohmännern vertretenen organisierten Tätergruppen nur gewaschenes Geld. 
Die Beschaffung größerer Summen gewaschenen Geldes gestaltet sich mit­
unter als sehr aufwendig, zumal im Hinblick auf den legalen Geschäftspart­
ner gleichzeitig zu Tarnzwecken ein der Legende entsprechendes Konto für 
den als Geschäftsmann auftretenden Strohmann eingerichtet werden muss. 
Zum Transferieren der benötigten Gelder werden teilweise die gleichen We­
ge wie für die Geldwäsche benutzt. Falls erforderlich, werden jedoch auch 
neue Wege unter Zwischenschaltung von Schein- und Strohunternehmen 
geschaffen. 
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2.3.3 Geldwäsche 

Verschiedene Faktoren beeinflussen die Art der Geldwäsche und ihre Aus­
führung. Sie liegen dem Verhalten der Tätergruppen in jeder Phase der 
Geldwäsche zugrunde und werden deshalb gebündelt vorab vorgestellt, bevor 
auf die einzelnen Phasen der Geldwäsche eingegangen wird. 

Bei der anschließenden Untersuchung wird das Verhalten der organisierten 
Tätergruppen anhand der einzelnen Phasen, nämlich der Platzierungs-, der 
Verschleierungs- und der Integrationsphase erörtert.43 Unter der ersten Phase 
- Platzierungsphase bzw. placement - wird das Einschleusen von illegal 
erwirtschafteten Gewinnen in den regulären Finanz- und Wirtschaftskreislauf 
verstanden. Die zweite Phase wird als Verschleierung bzw. layering bezeich­
net. In dieser Phase geht es um die Spurenverwischung und Streuung der 
illegal erzielten Erträge, die bereits in den Wirtschaftskreislauf eingeschleust 
worden sind. Die dritte Phase - Integrationsphase - beinhaltet die endgültige 
Einführung der illegal erzielten Vermögenswerte in den regulären Wirt­
schaftskreislauf. Bei den Phasen handelt es sich in erster Linie um eine be­
griffliche Einteilung und Unterscheidung, die von den meisten Experten als 
zweckmäßig angesehen wird. Sie bedeutet nicht, dass bei einer Geldwäsche 
tatsächlich alle drei Phasen nacheinander gesondert durchlaufen werden müs­
sen. 

2.3.3.1 Allgemeine Aspekte 

Das Finanzverhalten organisierter Straftätergruppen wird durch verschiedene 
Faktoren beeinflusst. Bei ethnisch geprägten organisierten Straftätergruppen 
beeinflussen häufig die im Heimatland gewonnenen Erfahrungen und Ge­
bräuche das wirtschaftliche Verhalten der Straftäter. Des Weiteren hat die 
Größe einer Organisation Auswirkungen auf das Geldwäscheverhalten. Je 
größer eine Organisation ist, desto internationaler und professioneller ist sie 
ausgerichtet, so dass die Geldwäsche in der Regel über mehrere Länder er­
fblgt. So verfügen die großen kolumbianische Tätergruppen wegen ihres 
wesentlich größeren "Geschäftsumfangs" und ihrer teilweise unternehmeri­
schen - weltweit aufgebauten - Struktur im Vergleich zu türkischen Straftä­
tergruppen über ein ausgeprägteres Netz von Schein- und Strohfirmen. 

43 Dieses sog. Drei-Phasen-Modell wurde von der US-Customs, Subgruppe Statistics and 
Methods der FA TF, entwickelt. Vgl. Pieth, Bekämpfung der Geldwäscherei - Modellfall 
Schweiz, 1992, S. 13. 
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Das inkriminierte Geld wird zumindest bei größeren Straftätergruppen - in 
der Regel über gewachsene Strukturen - gewaschen, das heißt, es wird Geld 
über lang erprobte ,,Finanzwege" geschleust. Der Geldwäscheablauf variiert 
deshalb in jedem Land je nach Umfang der bereits vorhandenen Organisati­
onsstrukturen und Kontakte. Aufgrund ~er Illegalität des Geldes sind organi­
sierte Straftäter bei Geldwaschehandlungen bemüht, ihre Transaktionen an 
legale Transaktionen anzupassen. Durch den Einsatz von natürlichen und 
juristischen Personen als Strohleute und Strohfirmen erreichen sie weitestge­
hende Anonymität. Auch die Existenz von Offshore-Gebieten wird von orga­
nisierten Straftätergruppen bei der Geldwäsche nutzbar gemacht. . 

Weitere rechtliche und tatsächliche Faktoren stellen die in Deutschland nur 
im begrenzten Umfang durchgeführten staatlichen Kontrollen (z. B. Be­
triebsprüfungen im Rahmen der Steuerfestsetzung) dar. Auch die - zumindest 
in den letzten Jahren - bei der deutschen Bevölkerung als Kavaliersdelikt 
anerkannte Steuerhinterziehung, begünstigte die Geldwäsche. Darüber hinaus 
seien noch als begünstigende Faktoren in Deutschland die wirtschaftliche 
Rezession, die hohe Arbeitslosigkeit, das Faktum der Internationalität (libe­
rale Außenwirtschaftsgesetze, Schengener Abkommen), die verbesserte 
Zahlungsverkehrstechnik (S.W.I.F.T., Electronic Banking) genannt. 

Organisierte Straftätergruppen versuchen sowohl in der öffentlichen Ver­
waltung und Justiz sowie in der privaten Wirtschaft Abhängigkeiten zu schaf­
fen, um Macht und Einfluss zu erreichen, sich damit vor Strafverfolgung zu 
schützen und um den Ablauf ihrer illegalen Geschäfte zu optimieren. Nach 
Angaben einiger Experten wird von der Einflussnahme durch Bedrohung 
nicht oder selten Gebrauch gemacht. Ziel ist es vielmehr, das Vertrauen des 
"Partners" zu gewinnen. Die Einflussnahme wird deshalb in der Regel in 
subtiler Form durch das Anbieten von Vorteilen, also Vermögens vorteilen 
und Vergünstigungen, ausgeführt. 

Leistungsbehörden, die über öffentliche Finanzmittel verfügen (Vergabe von 
Aufiträgen, Gewährung von Zuschüssen und Subventionen), sind durch orga­
nisierte Straftätergruppen besonders gefährdet. Bisher ist es in Deutschland 
nicht zu "Einbrüchen" in die Verwaltung oder Politik durch organisierte 
Straftäter gekommen. Wohl aber sind organisierte Wirtschafts kriminelle in 
Bereiche der Verwaltung, die für die Vergabe von Aufträgen zuständig sind, 
durch Korruption "metastasenartig" eingedrungen und haben einzelne kor­
rupte "Nester" von Beamten gebildet. Eine gezielte Infiltration der Justiz zur 
Verdeckung von Straftaten ist in Deutschland bislang nicht vorgekommen. 
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Der Versuch, auf die Justiz Einfluss auszuüben, findet äußerst selten statt und 
ist bisher erfolglos geblieben. 

Im Gegensatz zu öffentlichen Dienststellen konnte im Bereich der privaten 
Wirtschaft häufiger eine Einflussnahme oder der Versuch einer solchen durch 
organisierte Straftäter festgestellt werden. Einfluss wird vor allem auf kleine­
re und mittelständische Unternehmen ausgeübt. Ziel ist es, diese zu beherr­
schen und z. B. als Strohunternehmen zum Einschleusen inkriminierter Ver­
mögenswerte in den Finanzkreislauf zu benutzen. Einflussnahme auf Versi­
cherungsunternehmen sind den Experten nicht bekannt. Im Hinblick auf 
deren Vertriebsstruktur, insbesondere der Einsatz von Maklern, kann jedoch 
nicht ausgeschlossen werden, dass vereinzelt versucht wird, über diese Ein­
fluss auszuüben. Die Erkenntnisse der Ermittier und der Geldwäschebeauf­
tragten der Banken über Einflussnahme im Bankenbereich in Deutschland 
sind gering. Eine systematische Einflussnahme auf Bankangestellte mit dem 
Ziel, die Kontrollfunktion der Bank durch Umgehung von Identifikations­
pflichten oder Verdachtsmeldungen auszuschalten, wurde bisher nicht festge­
stellt. 

Zur Tarnung der Geldwäschevorgänge werden sehr häufig Strohleute sowie 
Stroh- und Scheinfirmen eingesetzt, über deren Konten Gelder geleitet wer­
den. Die erfahrenen organisierten Straftätergruppen sind bemüht, ein Netz 
von Strohunternehmen sukzessive über einen längeren Zeitraum - durchaus 
über mehrere Jahre - für ihre Geldwäschezwecke aufzubauen. Damit die 
Finanztransaktionen nicht entdeckt werden, sind die organisierten Straftäter 
häufig bestrebt, durch den Aufbau einer Legende (Story) einen realen Ge­
schäftshintergrund vorzutäuschen. 

In den letzten Jahren konnte des Weiteren beobachtet werden, dass Täter­
gruppen teilweise sogar von der tatsächlichen Gründung von Schein- und 
Strohfirmen absehen. Als erfolgreich erweist sich nach Ansicht einiger Ex­
perten die Fälschung von Gründungsdokumenten und Handelsregisterauszü­
gen fiktiver im Ausland "gegründeter" Gesellschaften. Diese Dokumente 
werden von einem (befreundeten) Notar als echt beurkundet. Mit diesen 
Papieren werden anschließend unter Einschaltung von Strohpersonen Konten 
in Europa und in Deutschland bei ahnungslosen Banken eröffnet. Vereinzelt 
stellen ErmittIer fest, dass verdächtige Personen gefalschte Pässe zur Verhin­
dening einer wirksamen Identifikation durch Bankangestellte benutzen. Es 
wird vermutet, dass häufiger unechte Pässe eingesetzt werden, da diese in 
Deutschland für ein geringes Entgelt - ein paar hundert DM bis einige tau-
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send DM je nach Qualität - beschafft werden können. Diese Fälschungen 
sind für die organisierten Straftäter fast ohne Risiko. 

2.3.3.2 Platzierungsphase 

Die folgenden Ausführungen zeigen, dass Banken primär Adressat bei der 
erstmaligen Einführung illegaler Vermögenswerte in den Finanz- und Wirt­
schaftskreislauf sind. Für die organisierten Straftätergruppen sind Banken für 
die Platzierung von Bargeld trotz Einführung des Geldwäschegesetzes 
(GwG) von besonders wichtiger Bedeutung, auch wenn in Deutschland eine 
leichte Abkehr von den Banken hin zu den Parabanken, insbesondere zu 
Wechselstuben, und Untergrundbanken sowie nach Ansicht einiger Experten 
eine Zunahme der körperlichen Verbringung von Geldern ins Ausland ver­
zeichnet werden kann. Letztlich wird jedoch auch dieses Geld im Inland oder 
- bei der körperlichen Verbringung - im Ausland auf Bankkonten platziert. 

Das ebenfalls zunehmende Ausweichen auf den Erwerb von wertvollen Mo­
bilien (Diamanten, Gold etc.) stellt für die organisierten Straftäter keine end­
gültige Lösung dar, da diese nicht kurzfristig wieder nutzbar gemacht werden 
können. 

(a) Zum Zwecke der Geldwäsche werden Banken jeder Art von organisier­
ten Straftätern genutzt: Großbanken wie kleine Banken (Sparkassen, 
Volksbanken, kleine Privatbanken); Banken, die in erster Linie Firmen­
kunden betreuen, wie auch Banken mit hohem Publikumsverkehr; öf­
fentlich-rechtliche Institute; Filialen von Banken in städtischen wie auch 
in ländlichen Gegenden. 

Den Schwerpunkt der in Deutschland aufgefallenen verdächtigen 
Bartransaktionen stellen Einzahlungen auf das eigene Konto oder auf 
Konten zugunsten Dritter dar. Die Straftäter scheinen dabei das Auftre­
ten und die Höhe der Einzahlungsbeträge (als Neukunden) den Ge­
schäftsgepflogenheiten der Banken anzupassen. Umstritten ist, inwieweit 
das Geldwäschegesetz dazu geführt hat, dass organisierte Straftäter grö­
ßere Beträge nun sukzessive in Beträgen unter 20.000 DM (nach Ände­
rung des GwG jetzt 30.000 DM) bei einer Bank (structuring) oder auf 
Konten bei verschiedenen Banken oder Filialen kleine Beträge einzahlen 
(smurfing).44 Einige Experten sind der Ansicht, dass eine solche Ent-

44 Bekanntlich unterlagen bis Oktober 1997 Einzahlungen auf Bankkonten bzw Finanztrans­
akUonen ab einem Betrag von 20.000 DM der Identifikationspflicht der Kreditinstttute 
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wicklung eingesetzt habe. Das Begehren von Bareinzahlung führen sie 
vor allem auf den einfachen und sicheren Ablauf zurück. Da bei einer 
Einzahlung unter 20.000 DM keine Identifikation erfolgen muss, werden 
auf dem Einzahlungsbeleg als Name der einzahlenden Person oftmals 
Phantasieoamen eingetragen, ohne dass dies auffällt. Häufig sollen die 
Täter zudem auf etwaige Fragen von Bankmitarbeitern durch einstudierte 
Legenden gut vorbereitet sein. Andere Experten differenzieren: Nach ih­
rer Erfahrung kommt die Einzahlung von Beträgen unter der Identifika­
tionsschwelle häufig bei kleineren Tätergruppen vor. Große Tätergrup­
pen lassen sich von der gesetzlichen Regelung jedoch nicht abschrecken, 
höhere Beträge einzuzahlen. 

Zunehmend werden bei Bareinzahlungen (ebenso wie bei Überweisun­
gen) Strohpersonen und vor allem auch Strohfirmen zwischengeschaltet. 
Die Nutzung sonstiger Betriebe der legalen Wirtschaft dient primär der 
besseren Tarnung bei der Platzierung illegaler Vermögens werte auf 
Bankkonten. Es soll den Bankmitarbeitern zur Tarnung der Anschein ei­
nes legalen Geschäftshintergrundes vermittelt werden, indem das Geld 
mit legalen Einnahmen vermischt wird oder mit dem Geld unterneh­
mensbezogene Rechnungen beglichen oder die Gelder zur Finanzierung 
von Unternehmensgründungen verwandt werden. 

Des Weiteren wurde wiederholt beobachtet, dass türkischen Drogen­
händler das inkriminierte Geld unter Zwischenschaltung türkischer Rep­
räsentanzbanken über deutsche Banken in ihr Heimatland, transferieren 
ließen. Der Zahlungsverkehr zwischen den deutschen Banken und den 
Repräsentanzbanken gilt als Interbankenzahlungsverkehr im Sinne von 
§§ 1 Abs. 3, 2 Abs. 3 und 8 Abs. 2 GwG. Die Identifizierung sowie die 
Feststellung des wirtschaftlichen Berechtigten entfallen, wodurch ein 
hohes Maß Anonymität gewahrt wird. Mittlerweile sind eine Vielzahl 
deutscher Banken jedoch dazu übergegangen, die Zahlungen der Reprä­
sentanzbanken genauer zu prüfen oder die Geschäftsverbindung zu Rep­
räsentanzbanken zu reduzieren. 

Gelegentlich kommt es vor, dass inkriminiertes Bargeld durch Rechts­
anwälte oder Notare als Treuhänder auf Rechtsanwalts- oder Notaran­
derkonten bei einer Bank platziert wird. 

(§ 2 GwG). Seit Oktober 1997 beträgt der Schwellenbetrag nunmehr 30.000 DM. Darüber 
hinaus besteht weiterhin die Pflicht. bei Geldwäscheverdacht der zuständigen Behörde eine 
Verdachtsanzeige zu erstatten (§ 11 GwG). 
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Der Sortentausch wird primär bei Wechselstuben und bei Money­
Transmittern vorgenommen, wobei letztere eher dazu genutzt werden, 
lldeinere eingezahlte Beträge ins Ausland, insbesondere in die USA und 
Lateinamerikanische Länder zu transferieren. Der Vorteil der Wechsel­
stuben ist, dass sie Konten bei Banken führen und dei Zahlungsverkehr 
zwischen Wechselstuben und Banken als Bankenzahlungsverkehr gilt. 
Dies bedeutet, dass die Banken keine Prüfungspflichten hinsichtlich der 
wirtschaftlich Berechtigten haben (§ 8 Abs. 2 GwG). Teilweise arbeiten 
die Wechselstuben mit organisierten Tätergruppen wissentlich zusam­
men (vgl. den sog. "Bosporusfall") oder gehören deren Mitgliedern (vgt: 
den sog. "Mozartfall). Wechselstuben werden bislang häufig von türki­
schen, vietnamesischen, nigerianischen sowie von russischen organi­
sierten Tätergruppen frequentiert. Auffallig ist jedoch nach Ansicht der 
befragten Experten, dass die russischen Tätergruppen inzwischen immer 
weniger Geld bei den Wechselstuben einzahlen. 

Bisher ist in Deutschland der Erwerb und Gebrauch von Reiseschecks 
zur Platzierung von inkriminierten Bargeld sehr selten. Nach Einschät­
zung der Experten sind Reiseschecks für organisierte Straftäter nur inte­
ressant, wenn diese - nicht wie vertraglich vorgesehen - in Anwesenheit 
eines Bankmitarbeiters unterzeichnet werden. Nur dann können sie 
problemlos an die Hintermänner der Straftätergruppe übertragen und von 
diesen zur Geldwäsche etc. eingesetzt werden. 

Im Rahmen der Geldwäsche fällt der "Kauf' von Banken-Orderschecks 
oder LZB-Schecks bisher nicht auf. Auch der Abschluss von Wertpapier­
Tafelgeschäften durch organisierte Straftäter wird bislang nicht regist­
riert. Die Maßnahmen gegen die Geldwäsche führen nach Ansicht der 
Bankexperten vielmehr dazu, dass die Anzahl von Wertpapier­
Tafelgeschäften zurückgeht. Der Kauf von Gold oder sonstigen Edel­
metallen bei Banken kann ebenfalls nicht festgestellt werden. 

(b) Neben der Platzierung von inkriminierten Bargeld bei Finanzdienstleis­
tungsinstituten werden Gelder auch den von Straftätern beherrschten 
kleinen und - in einigen wenigen Fällen - mittelständischen Unterneh­
men zugeführt. Diese begleichen ihre Rechnung gegenüber ihren Liefe­
ranten zum Teil durch Barzahlung. Sollen auf diese Weise größere Be­
träge in den Wirtschaftskreislauf geschleust werden, eignen sich hierfür 
- so die Aussage einiger Ermittler und eines Geldwäschebeauftragten ei­
ner Bank - Bauträgergesellschaften. Durch Verschönerungsmaßnahmen 
an größeren Immobilienprojekten ist es möglich, "ein paar Millionen 
verschwinden zu lassen", wobei die Begleichung der Rechnung in bar er-
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folgt. Später wird das Projekt entsprechend teurer verkauft und der ille­
gale Geldgeber erhält seinen Anteil bei Verkauf der Objekte zurück. 

Im Ausland (z. B. Marokko und Sudan) kommt es vor, dass Drogen­
händler mit den inkriminierten Vermögenswerten für befreundete seriös 
(erscheinende) Unternehmer Güter wie Immobilien, Autos etc. erwerben 
oder Häuser, Hotels und Produktionsanlagen bauen. Als Gegenleistung 
erhalten sie einen vereinbarten Geldbetrag auf einem von dem Unter­
nehmer zu ihren Gunsten eröffnetem Konto oder ein Grundstück in ei­
nem anderen Land übertragen, welches der Unternehmer für den Dro­
genhändler vorher erworben hat. Letztlich finanziert jede Partei ein Ge­
schäft der anderen Partei. Hierdurch wird auf Seiten des Geldwäschers 
der Eindruck erweckt, dass er Geld aufgrund von Geschäften mit einem 
seriösen Geschäftsmann bezieht. 

(c) Vereinzelt wurden in Deutschland illegale Untergrundbanksysteme fest­
gestellt. Nach Ansicht einiger Ermittier konnte sogar eine Zunahme die­
ser Systeme festgestellt werden. Vorwiegend ist das Untergrundbank­
system in asiatischen Ländern, insbesondere in Ländern mit Devisenbe­
schränkungen, sowie in den USA vorzufinden. In der Regel werden Un­
tergrundbanken von ethnisch homogenen Gruppen betrieben, die einen 
bestimmten Ehrenkodex befolgen. Aufgrund dieses Ehrenkodexes sind 
die jeweiligen Gruppenangehörigen bereit, ihr Geld in dieser "Bank" an­
zulegen. Sie erhalten ihre Einlagen bei Fälligkeit verzinst zurück. Zu den 
Tätergruppen, die Untergrundbanken betreiben, zählen koreanische, ja­
panische, chinesische Staatsangehörige bzw. Personen koreanischer, ja­
panischer und chinesischer Herkunft. Seit neuerern kommen auch Perso­
nen aus dem afrikanischen Kontinent vor. 

Als Untergrundbanken fungieren in Deutschland Familien, die in 
Deutschland und im Ausland oder Heimatland Unternehmen betreiben. 
Hierbei handelt es sich zum Teil um Wechselstuben, um Gesellschaften 
mit dem Gesellschaftszweck "Handel mit Waren aller Art" (Im- und Ex­
portgesellschaften) und Asia-Shops (Gold- und Schmuckhandel). Diese 
"Banken" sammeln und verwalten im In- und im Ausland die eingezahl­
ten Gelder ihrer Kunden. Die "Bankgeschäfte" werden über die "Famili­
enunternehmen" im In- und im Ausland abgewickelt, welche miteinan­
der im geschäftlichen Kontakt stehen. Sie überweisen auf Wunsch der 
Kunden Gelder nach Deutschland oder von ,Deutschland in das Heimat­
land, wobei in der Praxis die Forderungen gegenseitig aufgerechnet und 
nur die Verrechnungsspitzen beglichen werden. 
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Zur anonymen Geschäftsabwicklung benutzt man Zeichen, die in der 
Regel auf leicht vernichtbaren Gegenständen (z. B. Papier oder Würfel­
zucker) festgehalten werden. Beispielsweise symbolisiert die Anzahl von 
Elefanten auf einem Papier die Höhe der Transaktion, den Auftraggeber 
und den Empfänger. Der Empfänger des Geldes muss einen entspre­
ehenden "Gegenstand" 'mit den gleichen Zeichen vorweisen, um das 
Geld ausgezahlt zu bekommen. > 

Einige Experten befürchten, dass inkriminiertes Geld auf Bankkonten -
getarnt als Geld von Anlegern - über (betrügerische) Kapitalanlageg~­
seilschaften platziert wird. Diese werden hierfür als geeignet angesehen, 
da die Platzierung von größeren Barbeträgen im Zusammenhang mit Ka­
pitalanlagegesellschaften bei den Banken keinen Verdacht zu erregen 
scheint. Konkrete Nachweise bestehen für diese Annahmen derzeit je­
doch noch nicht. Nach Ansicht der meisten Experten besteht hingegen 
keine Verzahnung zwischen Kapitalanlagebetrügern und Drogenhänd­
lern. 

2.3.3.3 Verschleierungsphase 

In der Verschleierungsphase kommt es im Gegensatz zur Integrationsphase 
bereits zu ersten Formen der Geldanlage. Die organisierten Straftäter sind 
auch in dieser Phase in der Regel an keinen mittel- bis längerfristigen, son­
dern nur an kurzfristigen Anlagen interessiert. In der Regel fallen den Banken 
kriminelle Personen durch die Nichtanlage oder durch die wirtschaftlich 
schlechte Anlage von Geld auf. 

Die verfügbaren Gelder befinden sich hauptsächlich auf Kontokorrentkonten 
und zum Teil auf Festgeldkonten im In- und im Ausland. Äußerst selten 
werden inkriminierte Gelder auf Sparkonten ausfindig gemacht. 

Nur sehr vereinzelt kann beobachtet werden, dass Versicherungsgesellschaf­
ten Zielobjekte von organisierten Straftätern zum Zweck der Geldwäsche 
sind. Als besonders gefährdet gelten kündbare "Versicherungen mit Einmal­
zahlungen", bei denen im Fall einer Kündigung die eingezahlte Prämie ab­
züglich eines Abschlags an den Versicherungsnehmer zurückgezahlt wird. 
Deshalb gelten derzeit in Deutschland nur zwei Versicherungsleistungen als 
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attraktiv für Geldwäschezwecke, nämlich die "Lebensversicherung mit Ein­
malzahlung" und die "Unfallversicherung mit Prämienrückgewähr".45 

Konkrete Erkenntnisse über die Anlage von Geld in Wertpapieren durch 
organisierte Straftäter bestehen bei den befragten Experten nicht. Jedoch wird 
diese Anlageform auch nicht ausgeschlossen. Einige wenige Banken erstat­
teten bisher vereinzelt Verdachtsanzeigen im Zusammenhang mit einem 
plötzlichen Andienen eines größeren Wertpapierdepots durch eine ausländi­
sche Bank zur Sicherung eines Kredits, welcher einer (dritten) Person bereits 
eingeräumt worden war oder eventuell eingeräumt werden sollte. 

Eine weitere Möglichkeit der "Anlage" stellt auch der Kauf und die Einrich­
tung von Restaurants, Boutiquen und sonstigen Geschäften oder der Erwerb 
von Immobilien dar, um sie kurze Zeit später wieder weiterzuverkaufen. 

Hinsichtlich der Vorgehensweise bei der Verschleierung ist im Bereich der 
Finanzinstitute festzuhalten, dass Finanzströme inkriminierter Gelder vom 
Inland in das Ausland, vom Ausland in das Inland sowie innerhalb Deutsch­
lands verfolgt werden können. Inwieweit in Deutschland eher ein Zufluss 
oder ein Abfluss inkriminierter Gelder in der Verschleierungsphase zu ver­
zeichnen ist, konnte nicht festgestellt werden. Deutlich ist jedoch ein hoher 
Auslandsbezug der Transaktionen. Dies bedeutet, dass entweder der Zah­
lungsanweisende oder der Zahlungsempfänger eine ausländische (natürliche 
oder juristische) Person ist, die entweder im Inland oder im Ausland ihren 
Wohnort oder ihren Sitz hat. Das meiste verdächtige Geld wird über Banken 
in das Ausland oder aus dem Ausland in das Inland überwiesen. So werden 
häufig überraschend hohe Betragseingänge für Kunden und Unternehmen 
festgestellt. Die Überweisungen werden, wie es für Überweisungen banküb­
lich ist, mittels S.W.I.F.T. ausgeführt. Häufiger werden "Kettentransaktio­
nen" beobachtet. Hierbei handelt es sich um hintereinander geschaltete Ü­
berweisungen über mehrere Ländergrenzen hinweg, die via S.W.I.F.T. abge­
wickelt werden. Deutschland ist sowohl als Ausgangspunkt für Kettenüber­
weisungen als auch als reines Transferland vertreten. Inwieweit Deutschland 
Zielland von Kettentransaktionen ist, ist derzeit nicht geklärt. Üblich ist dabei 
der Transfer von Geldbeträgen über Konten von Unternehmen, Stiftungen 
oder eigenen Banken. Zahlungen in das Ausland mittels Dokumenteninkassi, 

45 Bei der Unfallvetsicherung mit Prämienrückgewähr handelt es sich um eine Unfallversiche­
rung. die mit einem Sparvorgang verbunden ist. Man erhält zu einem bestimmten Zeitpunkt 
die zusätzlichen zu den (verbrauchten) Unfallversicherungsbeiträgen gezahlten und ver­
zinsten Sparanteile der Prämie zurück. 
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Akkreditive und Banken-Orderschecks werden dagegen äußerst selten be­
nutzt. 

Des Weiteren kommt es immer wieder vor, dass auch Barabhebungen von 
Konten vorgenommen werden, auf denen sich inkriminiertes Geld befindet. 
Die Verfügung mittels Schecks ist hingegen im Verhältnis zu Überweisungen 
und Barabhebungen seltener. 

Vereinzelt werden inkriminierte Gelder auch über Rechtsanwaltsanderkonten 
transferiert oder zwischengelagert. Ein möglicher Missbrauch von Ander­
konten fällt den Banken immer dann auf, wenn über die Konten ein für die 
Kontoart völlig untypischer Zahlungsverkehr abgewickelt wird. Der Miss­
brauch von Anderkonten zu Zwecken der Geldwäsche erfolgt nicht zwangs­
läufig mit Wissen des Notars. 

Nicht selten enthalten verdächtige Überweisungen und Scheckeinreichungen 
als Verwendungszweckangaben die Eintragung "Provision", "bekannt", ein 
Scherzwort oder einen wenig glaubwürdigen oder aussagekräftigen Hinweis 
auf den Geschäftshintergrund. Des Weiteren kommt es vor, dass auf den 
Belegen gar keine, unzureichende oder sogar widersprüchliche Angaben über 
den Auftraggeber und den Verwendungs- oder Geschäftszweck enthalten 
sind. So wird beispielsweise lediglich "one of our good customer" angege­
ben. 

In Einzelfällen wird festgestellt, dass organISIerte Straftätergruppen unter 
Zwischenschaltung von Stroh- oder (fiktiven) Scheinfirmen inkriminierte 
Gelder bei Banken im Ausland (z. B. in Offshore-Gebieten) und teilweise 
auch in Deutschland einzahlen und höchstwahrscheinlich (erfolgreich) versu­
chen, sich über diese Einlagen Certificates of Deposits46 ausstellen zu lassen. 
Die Abwicklung dieser Geschäfte erfolgt über Kontokorrentkonten. Die Tä­
tergruppen sind dabei bestrebt, die Certificates auch als Sicherheiten für 
eigene Kreditaufnahmen bei anerkannten seriösen Instituten einzusetzen .. Auf 
diese: Weise erhalten sie unbemakeltes Geld. 

Teilweise, wenn auch selten, kommt es vor, daß Personen Kredite für andere 
aufnehmen. In einzelnen Fällen erregt die anfragende Person wegen der Art 

46 Das Certificate of Deposit (Einlagenzertifikat) ist ein Inhaberschuldschein, bei dem eine 
Bank ihrem Kunden (ggf. einer anderen Bank) ein Bankguthaben flir eine bestimmte Zeit zu 
einem vereinbarten Zinssatz bestätigt. Durch CDs werden bei Banken angelegte Festgelder 
auf den internationalen Geldmärkten verkehrsfahig, das heißt sie können beispielsweise an 
andere Banken verkauft werden. 
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einer geplanten Unternehmensfinanzierung, die der Bank wirtschaftlich nicht 
sinnvoll erscheint, den Verdacht der Geldwäsche. Etwas häufiger vorkom­
mende Methoden sind entweder die Aufnahme durch Bürgschaft abgesicher­
ter Kredite, bei denen von vornherein die Nichtrückzahlung des Kredits 
durch den Kreditnehmer bei gleichzeitiger Inanspruchnahme des Bürgen 
beabsichtigt ist oder die Andienung von sonstigen zweifelhaften Sicherheiten 
bereits am Anfang der Kreditanfrage oder mit Eintritt der Insolvenz des Kre­
ditnehmers. 

Eine in Deutschland mehrmals angewandte Technik stellt die Über- und 
Unterfakturierung von Rechnungen wirklich getätigter oder reiner Scheinge­
schäfte dar. Ziel ist es, den Behörden und Dritten aus Gründen der Tarnung 
eine logische Begründung für den Transfer von Finanzmitteln aus dem Aus­
land oder ins Ausland zu geben. Durch Vorlage von Fracht- und Zollpapieren 
wird zudem eine entsprechende Warenlieferung in das Ausland suggeriert. 
Diese Technik wird mit Wissen eines in Deutschland ansässigen Unterneh­
mens vorgenommen, das z. B. zum Schein wertlose Güter an entsprechende 
ausländische Vertragspartner schickt. Die beteiligten Unternehmen gehören 
den Tätern, werden von diesen beherrscht oder die Unternehmen stellen sich 
gegen Provision zur Verfügung. 

2.3.3.4 Integrationsphase 

In der Integrationsphase bereitet es erhebliche Schwierigkeiten, die Herkunft 
von Geldern zu ermitteln. In der Regel kann kaum noch festgestellt werden, 
ob und inwieweit Geld illegalen Ursprungs angelegt wird. Oft haben die 
verdächtigen Personen - z. B. im Drogenbereich von den regionalen Groß­
händlern aufwärts - auch legale Einkünfte, so dass vieles für eine Vermi­
schung der Gelder spricht. Es ist jedoch auch möglich, dass eine Anlage nur 
mit legal erworbenen Mitteln finanziert wird. 

Um nicht aufzufallen, passen sich die organisierten Straftäter bei der Anlage 
der Gelder in der Regel ihrer Umwelt an. Das Anlageverhalten entspricht 
weitestgehend dem von Normalbürgern und selbständigen Unternehmern. 
Bei organisierten Straftätern besteht allerdings zum Teil objektiv eine Unfä­
higkeit, legale (reelle) Geschäfte professionell durchzuführen. Im Gegensatz 
zu illegalen Geschäften fehlt es ihnen hierfür oftmals an Erfahrung und nöti­
gem Fachwissen. Sie sind im kriminellen Milieu aufgewachsen und stammen 
häufig aus einfachen Verhältnissen. Subjektiv ist vielen Tätern zu einem 
gewissen Grad der "Dagobert-Effekt" gemeinsam. Sie wollen - im wahrsten 
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Sinne des Wortes - ihr erwirtschaftetes Geld "sehen", "ergreifen" und dar­
über verfügen können. Dem entspricht eine Vorliebe für Kontokorrent- und 
Festgeldkonten sowie Investitionen in konkrete Sachwerte wie Immobilien 
und Bauprojekte im Heimatland oder in dessen Nähe. Daneben gibt es jedoch 
auch erfahrenere Täter - tejlweise mit. kaufmännischer Ausbildung - oder 
solche, die sich bei der Finanzanlage und -verwaltung der Hilfe von fachkun­
digen dritten Personen bedienen. Ihre Geldanlage ist professionell bestimmt. 

Anlagen dienen in der Integrationsphase vor allem der Altersvorsorge, der 
Vermögenssicherung, als "stille Reserve" für illegale Geschäfte oder dem 
Aufbau von Strukturen für kriminelle Aktivitäten.47 Sie sollen möglichst 
nicht nur kostendeckend sondern auch gewinnbringend sein. Charakteristisch 
ist, dass die Gelder auch in dieser Phase meist nicht dauerhaft angelegt wer­
den. 

Soweit Sachanlagen zur Vermögenssicherung getätigt werden, sind die Täter 
bestrebt, ihr Geld in bleibende, das heißt wertbeständige Werte anzulegen. 
Vorzugsweise wird deshalb das Geld für Hotel- und sonstige Immobilienkäu­
fe im In- und Ausland verwendet. Seitens der Experten wird davon ausge­
gangen, dass auch die Durchführung von Bauprojekten wegen der zeitlich 
begrenzten Kapitalbindung einen bevorzugten Investitionsbereich darstellt. 
Diese Erkenntnisse beruhen auf einigen wenigen Einzelfällen in Deutschland 
und vor allem auf im Ausland gewonnenen Erfahrungen. 

Der Umfang von Immobilienkäufen in Deutschland ist weitestgehend unbe­
kannt. Es wird aufgrund von einer Reihe von Einzelfällen allgemein davon 
ausgegangen, dass organisierte Straftäter im Besitz einer größeren Anzahl 
von Immobilien (Luxusvillen, Mehrfamilienhäuser, Bürokomplexe) sind. 

Ein größerer Teil des gewaschenen Geldes wird - nach Einschätzung der 
befragten Experten - in Finanzanlagen investiert. Hierbei verfolgen die or­
ganisierten Straftäter eine eher konservative Anlagepolitik, da diese in der 
Regel ebenfalls für die Alters- und Risikoabsicherung bestimmt sind oder 
gezielt für ein bestimmtes legales oder illegales "Unternehmensprojekt" vor­
gehalten werden. Gerade im letzteren Fall wird eine Minimierung des Kal­
kulationsrisikos angestrebt. Auch wenn bei einigen Tätern aufgrund ihrer 
Persönlichkeitsstruktur eine größere Risikobereitschaft besteht, ist allen Tä-

47 Strenggenommen handelt es sich hierbei um Investitionen In den illegalen Bereich, da sie 
zur Aufrechterhaltung und Expansion des illegalen Basisgeschäfts erforderlich sind. 
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tern gemeinsam, dass sie das illegal erworbene Geld nicht durch Verluste 
unnötig mindern, sondern es zumindest erhalten wollen. 

Durchaus typisch ist der Abschluss von Lebensversicherungsverträgen zum 
Zweck der persönlichen Altersvorsorge (nicht zur Platzierung oder Ver­
schleierung). 

Soweit bekannt ist, wird von organisierten Tätern Geld im In- und Ausland 
sehr häufig auf US-Dollar-, Sfr-Konten oder auf DM-Festgeldkonten ange­
legt. Längerfristige Anlage auf Sparkonten wurde in Deutschland nur verein­
zelt festgestellt. Wiederholt sollen hingegen Anlagen in Investmentfonds für 
Immobilien festzustellen sein. Nach Einschätzung der Experten kommen des 
Weiteren häufiger Anlagen in festverzinslichen Wertpapieren vor, wenn­
gleich dies in Deutschland derzeit nur durch wenige Einzelfälle belegt wer­
den kann. Das Investitionsvolumen ist in diesen Fällen zum Teil sehr hoch (z. 
B. sind es in einem Fall 100 Mio. DM). In Bezug auf den Kauf von fest­
verzinslichen Wertpapieren oder Aktien wird jedoch vermutet, dass diese 
wegen der Möglichkeit erheblicher Kursschwankungen für die organisierten 
Straftäter weniger interessant sind als Festgeldkonten. Bei Aktien oder fest­
verzinslichen Wertpapieren werden nach Einschätzung der Experten in erster 
Linie konservative, das heißt wertbeständige, Papiere gekauft. 

In der Regel ist das Interesse an der Erzielung von hohen Renditen bei Anla­
gen und Investitionen im legalen Bereich geringer als im illegalen Bereich. 
Es sollen Gewinne erzielt, jedoch Verluste möglichst vermieden werden. Die 
Bereitschaft zu risikohaften Geschäften ist geringer. Wichtiger ist aus Angst 
vor einer Beschlagnahme und je nach Mentalität der Straftäter eine relativ 
schnelle Verfügbarkeit des Geldes. So sollen lateinamerikanische und türki­
sche Anleger generell zu kurzfristigeren Anlageformen als deutsche Anleger 
neigen, welche eher bereit seien, Geld längerfristig zu investieren. In der 
Regel bevorzugen organisierte Tätergruppen bei Geldanlagen eine kurz- bis 
mittelfristige Anlagedauer über einen Zeitraum von wenigen Jahren. 

Die Anlage der Finanzmittel erfolgt entweder durch die Straftäter selbst oder 
- was die Regel ist - durch Strohleute wie fachlich kundige Vertrauensperso­
nen (Familienmitglieder, Gruppenmitglieder) oder externe Personen wie 
Finanzfachleute oder Rechtsanwälte etc. Bei türkischen Drogenhändlerorga­
nisationen ist die Einschaltung externer Spezialisten nur vereinzelt bekannt. 
Hingegen werden bei größeren kolumbianischen Tätergruppen neben den 
Familienmitgliedern auch Finanzfachleute eingebunden. Über eine Konto-
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vollmacht verfügen jedoch auch hier in erster Linie Familien- und persönlich 
verbundene Clanmitglieder. 

Auffälligkeiten sind nach Auffassung eines Bankexperten immer wieder bei 
Veruagsverhandlungen im Rahmen von Immobiliengeschäften zu beobach­
ten. So komme es vor, dass insbesondere Immobilienkäufer in den neuen 
Bundesländern (ggf. vertreten durch ausländische Banken) bei Vertrags ver­
handlungen solche Fragen nicht stellen, die ein Investor stellen würde, der 
ein wirtschaftliches Interesse an einem bestimmten Grundstück hat. Beson­
ders kritisch sei die Bank mittlerweile bei Vertragsverhandlungen mit italie­
nischen Staatsangehörigen und italienischen Banken. 

Seitens der ErmittIer wie auch einer Bank besteht ein erheblicher Verdacht, 
dass teure Immobilien von Bauträgern, die in finanzielle Engpässe geraten 
sind, durch organisierte Straftäter aufgekauft werden. Bei den Immobilien 
handelt es sich nach Angaben der Bank um Objekte mit einem Wert zwi­
schen 20 und 100 Mio. DM. In der Regel arbeitet ein Bauträger mit einem 
hohen Kreditrahmen, da er die Objekte bis zu ihrem Verkauf vorfinanzieren 
muss. Bei ungünstiger Marktlage kann er aber leicht in finanzielle Schwie­
rigkeiten geraten. Nach Angaben eines Experten aus dem Bankenbereich 
kann hier vereinzelt beobachtet werden, dass Immobilienprojekte in Not 
geratener Bauträger wider Erwarten nicht zu besonders niedrigen, sondern 
eher zu etwas überhöhten Preisen an Dritte verkauft werden. In den meisten 
Fällen werden die Kaufverhandlungen mit den Bauträgern und/oder Banken 
dabei von Rechtsanwälten oder sonstigen Vermittlern geführt. Die Verhand­
lungen erfolgen üblicherweise anonym, das heißt, der Name des Mandanten 
wird bis zu ihrem Abschluss nicht bekannt gegeben. Die befragten Banken 
sind zum Teil dazu übergegangen, Verkäufe nicht zu begleiten, wenn unklar 
bleibt, wer der tatsächliche Käufer ist. 

Auf dem deutschen Immobilienmarkt gibt es eine hohe Anzahl von Unter­
nehmen in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft oder GmbH mit Sitz im 
Ausland. Ein Experte sieht eine reelle Gefahr, dass sich große organisierte 
Tätergruppen an diesen Gesellschaften beteiligen. Eine solche Beteiligung 
würde in Deutschland nicht bekannt werden. 

Bei Immobilieninvestitionen, bei denen es um die Verwirklichung von Groß­
projekten geht (z. B. dem Bau von Hotelko~plexen), werden als Bauträger 
zur Aufbringung der Finanzmittel teilweise Konsortien gebildet. Es wird als 
wahrscheinlich erachtet, dass sich organisierte Tätergruppen über Strohfir­
men an solchen Konsortien beteiligen oder mit ihnen 10int-Venture-Verträge 
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abschließen. Hierbei können sehr schnell größere Summen inkriminierten 
Geldes investiert werden. Tatsächlich nachgewiesen werden konnte diese 
Vorgehensweise jedoch bisher nicht. 

2.4 Eindringen in legale Unternehmensbereiche 

Unternehmensgründungen und -beteiligungen durch organisierte Tätergrup­
pen kommen in Deutschland in einigen Fällen bereits nachweislich vor. Un­
ternehmensbeteiligungen bis hin zu Unternehmensübernahmen erfolgen häu­
fig über den Weg der Erpressung oder durch das Anbieten eines Beteili­
gungserwerbs bzw. Unternehmenskaufs zu überhöhten Preisen. Damit die 
Finanztransaktionen nicht entdeckt werden, sind die organisierten Straftäter 
häufig bestrebt, durch den Aufbau einer Legende (Story) einen realen Ge­
schäftshintergrund vorzutäuschen. Letzteres erfolgt in einer Art und Weise, 
die dem Unternehmer den Hintergrund seines "Geschäftspartners" ahnen 
lassen. Teilweise werden Unternehmen gezielt von Strohpersonen mit kauf­
männischer Ausbildung oder über Anwälte angegangen. 

Das Ausmaß der Unterwanderung der legalen Wirtschaft ist jedoch bisher 
offenbar begrenzt. So kann festgestellt werden, dass italienische, türkische, 
osteuropäische, russische sowie kolumbianische Tätergruppen in Deutsch­
land kleinere Unternehmen kaufen oder beeinflussen. Es wird vermutet, dass 
bisher in Unternehmen des Mittelstandes und der Großindustrie kaum inves­
tiert wird. 

Unternehmensgründungen, -beteiligungen und -beeinflussungen werden aus 
drei Motiven vorgenommen: Primär dienen sie der Verfolgung des illegalen 
Basisgeschäfts als Tarnung, zur Geldwäsche und als eine Art "Stille Reserve" 
für "wirtschaftlich" schlechte Zeiten. In den meisten Fällen werden Unter­
nehmen nur gegründet oder erworben, um sie für die kriminellen Geschäfte 
der Organisationen nutzbar zu machen oder um durch kriminelle Aktivitäten 
finanzielle Vorteile zu nutzen. Auch wenn die den Straftätern gehörenden 
oder von ihnen beherrschten Unternehmen "legal" geführt werden, besteht 
immer die Gefahr, dass sie zu illegalen Zwecken missbraucht werden. Zudem 
werden die Gelder in der Regel nicht dauerhaft, sondern kurz- bis mittelfris­
tig (vier bis fünf Jahre) angelegt und dann wieder abgezogen, da sie für wei­
tere illegale Geschäfte benötigt werden. Längerfristige Kapitalbindungen 
wurden bisher nur festgestellt, wenn die Unternehmen für die Logistik im 
illegalen Bereich erforderlich waren. 
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Von orgamsIerten Tätergruppen beherrschten Unternehmen agieren unter 
anderen Wettbewerbsbedingungen als legale Unternehmen. So ist ihr finan­
zieller Spielraum aufgrund der bei den Tätergruppen vorhandenen umfang­
reichen Finanzmittel oft wesentlich größer als bei anderen Unternehmen, 
wodurch nachhaltige Wettbewerbsverzerrungen hervorgerufen werden. In 
Deutschland ist dies nach Ansicht eines Experten bereits im Gaststättenge­
werbe zu verzeichnen. Auch kann nach Auffassung einiger Experten insbe­
sondere im Baubereich vereinzelt festgestellt werden, dass organisierte 
Straftäter unliebsame Konkurrenten aufgrund ihrer Finanzkraft vom Markt 
verdrängen. Ebenfalls kann im Speditionsgewerbe dieser Effekt beobachtet 
werden. 

Einzelfälle zeigen, dass in der Regel solche Unternehmen gekauft oder ge­
gründet werden, die für ein bestimmtes Projekt oder eine bestimmte logisti­
sche Funktion von Interesse sind. Investitionen beschränken sich in erster 
Lini(~ auf das Dienstleistungsgewerbe. Im Hinblick auf die Geldwäsche sind 
dies vor allem bargeldintensive Betriebe oder solche, über die größere Geld­
summen geschleust werden können. Teilweise wird jedoch auch inkrimi­
niertes Geld in Unternehmen investiert, um am legalen Gewinn des Unter­
nehmens teilzuhaben. Betroffen sind vor allem kleine und mittelständische 
Unternehmen, insbesondere solche mit finanziellen Engpässen. Hervorgeho­
ben werden u. a. der Abfallsektor, die Gastronomie, der Frucht- und Gemü­
sehandel, die Mode-, Unterhaltungs-, Baubranche, der KFZ- und Elektronik­
handel, Im- und Export sowie das Touristikgewerbe. Investitionen in "High­
Tech-Branchen" und in sonstige innovative oder kapitalintensive Betriebe 
werden in der Regel nicht getätigt, da sie mit großen wirtschaftlichen Risiken 
verbunden sind und das Kapital längerfristig gebt!nden wäre. In den Handel 
mit diesen Waren (Maschinen, Computerteile etc.) wird jedoch durchaus 
investiert. Im Ausland werden darüber hinaus teilweise kleinere Chemieun­
ternehmen gegründet oder gekauft, um leichter an die für die Drogen­
hersteIlung benötigten chemischen Substanzen heranzukommen. In 
Deutschland konnte bislang keine Übernahme von Pharma- oder Chemieun­
ternehmen festgestellt werden. 

Bankgründungen und -übernahmen haben bisher nur im Ausland, aber noch 
nicht in Deutschland erfolgreich stattgefunden, obgleich erste Versuche zu 
verzeichnen sind. Generell hängt die Gefährdung der Banken nach Ansicht 
der Experten von deren finanzieller Stabilität ab. Derzeit steht in Deutschland 
lediglich eine kleinere Privatbank in dem Verdacht, dass sie mit organisierten 
Straftätern zusammenarbeitet. Im Finanzsektor gelten in Deutschland vor 
allem Wechselstuben als durch eine Einflussnahme seitens der organisierten 
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Kriminalität besonders gefährdete Finanzinstitute. Im sogenannten "Mozart­
fall" wurde in Deutschland eine Wechselstube in München gezielt gegründet, 
um hierüber Geld zu waschen. Häufig werden auch vorhandene Wechselstu­
ben genutzt. Weitere gefährdete Finanzinstitute sind insbesondere die sog. 
"Money Transmitter". In den USA sind diese bereits mehrfach im Zusam­
menhang mit Geldwäsche aufgefallen. Auch in Deutschland besteht ein er­
heblicher Verdacht des Missbrauchs. Des Weiteren werden von einigen Ex­
perten Finanzberatungsgesellschaften, Wertpapiersammelunternehmen (In­
vestmentgesellschaften), selbständige Wertpapierhändler bzw. "Brokerunter­
nehmen" und Immobilienleasing-Gesellschaften als gefährdet angesehen. 
Das setzt keineswegs voraus, dass sie von organisierten Straftätern betrieben 
werden. Vielmehr besteht in erster Linie die Gefahr, dass ihr Service mit oder 
ohne ihre Kenntnis für Geldwäschezwecke missbraucht wird. Eine Beteili­
gung organisierter Tätergruppen an Versicherungsgesellschaften ist in 
Deutschland bislang unbekannt. Das Gefährdungspotential wird gering ange­
sehen, da der Anteilserwerb durch die sog. Anteilskontrolle erheblich er­
schwert wird, die mit den im KWG vorgeschriebenen Kontrollen für Beteili­
gungen an Banken verglichen werden kann. Außerdem befinden sich viele 
Versicherungsunternehmen im festen Besitz von Institutionen wie Banken 
und anderen großen Versicherungsunternehmen. 

Insgesamt ist festzustellen, dass bei der Rechtsformwahl für Stroh- und 
Scheinunternehmen kein äußerlicher Unterschied zu legalen Unternehmen 
besteht. Ein Unterschied besteht nur in dem Motiv, das bei organisierten 
Straftätergruppen in der Geheimhaltung der Gesellschaftsverhältnisse liegt. 
Als ausschlaggebende Kriterien für die Wahl der Rechtsform bei der Führung 
von Unternehmen durch organisierte Straftätergruppen nannten mehrere 
Experten eine möglichst hohe Anonymität und geringe Haftung. Dem ent­
spricht es, dass di.e häufigste Rechtsform bei OK-beherrschten bzw. infilt­
rierten Unternehmen nach Erfahrungen der Experten die GmbH ist. Auch in 
Deutschland agierende ausländische Unternehmen, die höchstwahrscheinlich 
von organisierten Straftätergruppen beherrscht werden, weisen Rechtsformen 
wie AG, Societe Anonyme (SchweizlFrankreich) und Ltd. (UKJUSA) auf. 
Aktiengesellschaften werden in Deutschland als rechtliche Form der Betäti­
gung von organisierter Kriminalität nur vereinzelt festgestellt. Bei schweize­
rischen und liechtensteinischen Unternehmen wird die Rechtsform der AG 
bereits häufiger verzeichnet. Der Grund liegt darin, dass das schweizerische 
und liechtensteinische AG-Gesetz im Gegensatz zur deutschen Rechtslage 
eine hohe Anonymität der Gründer und Aktionäre gewährleistet. Entspre­
chendes gilt auch für die Stiftung nach dem liechtensteinischen Recht. Orga­
nisierte Tätergruppen konstruieren zunehmend Unternehmensverschachte-
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lungen (Holdingstrukturen), wie z. B. die Beteiligung einer GmbH an einer 
anderen GmbH oder an einer OHG. Sie erhöhen hierdurch die Anonymität. 

Im Übrigen divergieren die Expertenansichten hinsichtlich der Frage, ob 
Auffälligkeiten bei den von organisierten Straftätergruppen beherrschten 
Unternehmen im Vergleich 'zu legalen Unternehmen bestehen. Die meisten 
Experten konnten hinsichtlich der Liquidität und Zusammensetzung der Fi­
nanz.mittel (Eigen- und Fremdfinanzierung) keine äußerlichen Unterschiede 
zu "legalen" Unternehmen feststellen. Im Gegensatz zu "legalen" Unterneh­
men ist bei Strohunternehmen nach Angaben der befragten Experten jedoch 
häufiger die plötzliche Zufuhr von Finanzmitteln ohne einen erkennbaren 
wirtschaftlichen Grund zu verzeichnen. Je nach persönlicher Risikobereit­
schaft des Kopfes einer Tätergruppe oder der Strohperson arbeiten von orga­
nisierten Tätergruppen beherrschte Unternehmen im Verhältnis zu legalen 
Unternehmen derselben Größe und Branche mit wenig und häufig wechseln­
dem Personal (hohe Fluktuationsquote ). Hierdurch soll sichergestellt werden, 
dass die Mitarbeiter so wenig Einblick wie möglich in die wahre Tätigkeit 
des Unternehmens erhalten. 

2.5 Geldwäsche- und Anlageorte 

In der empirischen Untersuchung wurde die Bedeutung des Auslands, von 
DeultSchland und von regionalen Anlageorten innerhalb Deutschlands analy­
siert. Es stellt sich heraus, dass ausländische Tätergruppen ihr Geld primär in 
dem Land oder Einzugsgebiet anlegen, in dem sie langfristig leben möchten. 
Dies bedeutet für ausländische Tätergruppen, das sie ihre Vermögenswerte 
vorzugsweise im Heimatland und in dessen unmittelbarer Nähe anlegen. Dies 
bewirkt, dass die Erlöse aus den begangenen Straftaten nicht nur gewaschen 
oder ungewaschen in das Heimatland geschleust, sondern dort auch zumin­
dest in Sachanlagen investiert werden. Vor Investitionen in anderen Ländern 
schrecken die Täter häufig zurück, da für sie fremde Sprachen, unter­
schiedliche Kulturen, Mentalitäten und unterschiedliche Rechtssysteme oft 
eine hohe Hemmschwelle darstellen. Dies gilt in besonderem Maße dann, 
wenn die organisierten Straftäter einfacher Herkunft sind. Der Umfang von 
Investitionen organisierter Straftäter in ihren jeweiligen Heimatländern ist 
daher offenbar erheblich. Daneben stellen die USA für viele in- und ausländi­
sche Tätergruppen einen begehrten Anzugspunkt für Investitionen dar. 

Als Sammelstelle nach ersten Verschleierungshandlungen und als Reserve 
wird allerdings von allen Tätergruppen zusätzlich Geld in den Ländern an-
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gelegt, die sie als relativ sicher vor Beschlagnahmen ansehen und die im Ruf 
stehen, delikate Finanzgeschäfte diskret und zuverlässig abzuwickeln. Hierzu 
zählen Hongkong, die Schweiz, zum Teil Österreich und die klassischen 
Offshore-Gebiete wie Liechtenstein, die Kanalinseln etc. 

Deutschland ist in allen drei Phasen der Geldwäsche vertreten. Da jedoch 
beispielsweise im Drogenhandel fast ausschließlich ausländische Gruppen 
vertreten sind, fließt nur ein geringer Anteil der eingenommen Gelder als 
legale Investitionen nach Deutschland. Die Bedeutung von Deutschland kann 
vielmehr mit "Absatzland für illegale Güter" beschrieben werden. Deshalb 
sind hier primär Investitionen zur Förderung der Logistik der illegalen Ge­
schäfte oder der Geldwäsche vorzufinden. Regionale Schwerpunkte sind 
kaum ausfindig zu machen. Ballungsgebiete werden naturgemäß bevorzugt. 
Vorübergehend war eine Präferierung der neuen Bundesländer für Investitio­
nen festzustellen. 

2.6 Finanzierung und Zahlungsverkehr 

2.6.1 Finanzierung 

Die Befragung der Experten ergab, dass die illegalen Geschäfte fast aus­
schließlich durch die im illegalen Bereich erwirtschafteten Gewinne finan­
ziert werden. Als Finanzmittel dienen in erster Linie ungewaschene Gelder. 
Gewaschenes Geld wird nur dann investiert, wenn dies unbedingt erforder­
lich ist, z. B. für die Unterhaltung der Stroh- und Scheinfirmen, sowie dann, 
wenn die Tätergruppen legalen Unternehmen geschäftlich gegenübertreten, 
um für ihren "Geschäftsbetrieb" erforderliche Produkte zu kaufen. Als eine 
gewisse Fremdfinanzierung eines Händlers kann die ihm von seinem Liefe­
ranten mitunter eingeräumte Erlaubnis zum Verkauf illegaler Waren (z. B. 
Drogen) auf Kommissionsbasis verstanden werden, da dies in der Wirkung 
einem Lieferantenkredit entspricht. Im Drogenbereich kann die Einräumung 
eines Kommissionsgeschäfts einen Zahlungsaufschub von bis zu drei Mona­
ten bedeuten. 

Für legale Investitionen, die mit einem größeren Finanzierungsbedarf ver­
bunden sind, besteht bei größeren organisierten Straftätergruppen kein Bedarf 
an Fremd kapital, auch nicht an einer Kreditaufnahme bei Banken. Dies gilt 
auch nach dem Erwerb für die Fortführung der Unternehmen. Durch Fremd­
finanzierungen erhöht sich - z. B. im Rahmen einer Kreditprüfung der Ban­
ken - daher zwangsläufig das Risiko einer Entdeckung. Falls dennoch Kre-
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dite für Investitionen aufgenommen werden (müssen), geschieht dies in der 
Regel durch Stroh- und Scheinfirmen. 

2.6.2 Zahlungsverkehr 

Im deliktischen Bereich hat der Barzahlungsverkehr einen sehr hohen Stel­
lenwert. So werden die illegalen Basisgeschäfte vor allem auf den unteren 
Händlerebenen in der Regel sofort in bar abgewickelt. Dies gilt insbesondere 
dann, wenn dem Geschäft ein Warenhandel (z. B. mit Drogen oder Zigaret­
ten) zugrunde liegt. Auch wird Bargeld für viele mit der deliktischen Bege­
hung in Zusammenhang stehende Zahlungen (z. B. Bestechungen, die Ent­
lohnung von Kurieren und Mitarbeitern) benötigt. Darüber hinaus werden die 
benötigten Produkte - so weit es möglich ist - bar beschafft. In den letzten 
Jahren kann jedoch zunehmend auf den höheren Händlerebenen eine Abkehr 
von der Barzahlung hin zur unbaren Zahlung beobachtet werden. 

Teilweise werden auch Bartergeschäfte (Kompensationsgeschäfte) geschlos­
sen, indem illegale Waren im Austausch mit anderen legalen oder illegalen 
Waren geliefert werden. Eine solche Art der Geschäftsabwicklung wird vor 
allem dann vereinbart, wenn der Käufer über wenig Devisen verfügt oder 
eine Bezahlung über Konten für ihn wirtschaftlich ungünstig oder besonders 
auffällig ist. 

Häufig werden die Gelder, bevor sie in das Zielland (z. B. Heimatland) trans­
feriert werden, vorher weltweit auf Konten gestreut und anschließend auf 
bestimmten Zielkonten gesammelt. Solche Streuungen werden u. a. bei türki­
schen Heroinhändlern und vor allem bei kolumbianischen Kokainkartellen 
festgestellt. 

Auf den unteren Händlerebenen werden die Geschäfte weitestgehend in allen 
Währungen abgeschlossen. Die illegalen Geschäfte auf den höheren Händler­
ebenen erfolgen jedoch grundsätzlich auf der Basis "harter" und international 
geha.ndelter Währungen, auch wenn sie in einem Land mit "weicher" Wäh­
rung getätigt werden. Als Verrechnungseinheit dient primär der US-DoIlar, 
jedoch spielt auch die DM aufgrund ihrer internationalen Verbreitung eine 
größere Rolle, wenn sie auch nicht die Bedeutung des US-Dollar erreicht. 
Die DM gilt nach Angaben der meisten Experten wegen ihrer hohen Stabili­
tät insbesondere als Zahlungsmittel für Märkte in Mittel- und Osteuropa 
sowile in der Türkei. Nach anderer Ansicht wird die DM zwar innerhalb Eu­
ropas von den Tätern oft bevorzugt. Je östlicher die Länder gelegen sind, 
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desto größere Bedeutung habe jedoch im illegalen Geschäft der US-Dollar. 
Auch in der Verschleierungs- und Integrationsphase werden Überweisungen 
in harten Währungen, das heißt im amerikanischen Raum primär über US­
Dollar-Konten und in Europa ebenfalls über DM- und Sfr-Konten, abge­
wickelt. Des öfteren erfolgen verdächtige Transaktionen auch in spanischen 
Peseten und dänischen Kronen. 

3 Fazit 

Die Untersuchung hat ergeben, dass Unternehmen der legalen Wirtschaft und 
die Gruppen der organisierten Kriminalität gewerbsmäßig handeln, das heißt 
zielgerichtet und planmäßig. Die organisierten Straftätergruppen arbeiten 
markt- und gewinnorientiert und haben sich hierfür organisierte Strukturen 
geschaffen. Ihr gesamtes Vorgehen wird hierbei von dem Ziel der Verhinde­
rung der Entdeckung und Vermögensbeschlagnahme bestimmt. Dies führt 
insbesondere zur Notwendigkeit der Geldwäsche als einer Konsequenz ihrer 
illegalen Aktivitäten. Die wichtigsten Unterschiede zur Organisation und 
zum Handeln legaler Unternehmen sind: die intransparente Organisation der 
Finanzwirtschaft, die Bargeldintensivität der Geschäfte, die Tarnung von 
Finanzgeschäften, die eingeschränkte Möglichkeit von Investitionen auf den 
durch Abschottung geprägten illegalen Märkten und die verdeckten mög­
lichst unauffälligen, mittel- bis kurzfristig ausgerichteten Investitionen auf 
den legalen Wirtschafts- und Finanzmärkten. 

Die Untersuchung hat gezeigt, dass Deutschland in allen drei Phasen der 
Geldwäsche vertreten ist. Der bisherige Erfolg der Geldwäschebekämpfung 
ist sehr gering. Der Abschreckungseffekt, Geldwäschehandlungen über Ban­
ken vorzunehmen war ebenfalls äußerst gering. Geldwäsche ist etwas kom­
plizierter geworden. Es finden Verdrängungen von einfachen zu anspruchs­
volleren Methoden der Geldwäsche statt. 
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Der Einfluss der Methadonsubstitution auf die Beschaf­
fungskriminalität polizeibekannter DrogenkonsumentenJ 
-innen 

Ingeborg Legge 

1 Anlass der Untersuchung 

Erste Anstöße für die Untersuchung (s. LeggelBathsteen 2000) haben sich 
aus polizeilichen Erkenntnissen darüber ergeben, dass gerade die das Sicher­
heitsgefühl der Bevölkerung besonders beeinträchtigenden Delikte wie bei­
spielsweise Wohnungseinbruch, Diebstahl aus Kraftfahrzeugen und Handta­
schenraub seit 1994 rückläufig sind. 

Diese Straftaten zählen auch zur Beschaffungskriminalität, so dass ange­
nommen werden kann, dass neben Erfolgen durch verbesserte technische 
Prävention auch der beschaffungskriminalitätsrelevante Anteil an den Delik­
ten zurückgegangen ist (vgl. BathsteenlLeggelRabitz-Suhr 1999). Gestützt 
wird diese Annahme für Hamburg durch die zeitgleiche Zunahme der Sub­
stituiertenzahlen, die von anfänglich 113 im Jahre 1990 über 1.200 im Jahre 
1994 auf ca. 3.000 im Jahr 1997 anstiegen (zur Zuweisung über das Hambur­
ger Einzelfallkonzept in Abgrenzung zu den sonst verbindlichen Richtlinien 
nach NUB vgl. Behörde für Arbeit, Gesundheit und Soziales 1999). 
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Abbildung I: 

Entwicklung beschaffungs kriminalitäts relevanter Delikte zwischen 1984 
und 1997 (Ladendiebstahl, Diebstahl aus Kfz und Wohnungseinbruch) 
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In der Studie wird dargelegt, warum ftir die Substituierten die erwünschte 
Wirkung einer starken bzw. vollständigen Reduktion des Heroingebrauchs 
erst mit zeitlicher Verzögerung eintreten kann. 

Bezogen auf die rückläufige Beschaffungskriminalität sind demnach die 
erwarteten positiven Wirkungen nicht nur von der Anzahl der Substituierten 
im Programm, sondern auch von der jeweiligen - zeitlich bedingten - Ak­
zeptanz des Programms durch die Teilnehmer abhängig. 

Zu den Zielen des Hamburger Substitutionsprogramms zählt auf der einen 
Seite die Begrenzung von individuellem gesundheitlichen Schaden (z. B. 
durch Senkung von Hepatitisrate und Mortalitätsrisiko), auf der anderen Seite 
die Begrenzung der negativen Folgen für die Gesellschaft - dazu gehärt die 
Eindämmung von AIDS und die Reduktion der Beschaffungsdelinquenz 
(Stichworte: Gefährdung der "public health", sinkendes Sicherheitsgefühl der 
Bevölkerung durch Beschaffung der Drogengebraucher im persönlichen 
Umfeld, aber z. B. auch im Umfeld offener Drogenszenen). 

Die vorliegende Studie fokussiert auf die Entwicklung der Beschaffungsde­
linquenz. 
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Im Mittelpunkt der Untersuchung steht die Prüfung, ob und inwieweit sich 
Umfang und Struktur der Delinquenz von Drogengebrauchern verändern, die 
einerseits polizeilich als Konsumenten harter Drogen bekannt sind und sich 
andererseits im Hamburger Substitutionsprogramm befinden. Ausdrücklich 
konzentriert sich die Studie auf diese aus sicherheitspolitischer Sicht proble­
matischen Konsumenten/-innen. Die Ergebnisse sollen dadurch auch einen 
Beitrag zur strategischen Planung der Polizei leisten. 

2 Probleme des Datenzugangs 

Eine nicht zu unterschätzende Schwierigkeit bei der Realisierung der vorlie­
genden Aktenanalyse war das Problem des Datenzugangs. Ursprüngliches 
Ziel war die Erhebung der relevanten Daten aller sich in Substitution befind­
lichen ~rogengebraucher. Durchaus angebrachte datenschutzrechtliche Be­
denken von unterschiedlichen Akteuren der mit der Drogenproblematik be­
fassten Hamburger Institutionen führten im Laufe der Zeit zu mehreren er­
zwungenen Änderungen des Untersuchungsdesigns. 

Grundproblem beim Datenabgleich war die Vermeidung der Übermittlung 
von Informationen an die Polizei, die den Methadonpatienten strafrechtliche 
Schwierigkeiten hätte bereiten können. 

Nach langfristigen Verhandlungen mit der Ärztekammer wurde Ende 1998 
(September) eine Liste mit 2.717 Namen von zu diesem Zeitpunkt polizeilich 
bekannten Konsumenten harter Drogen (KhD) der Ärztekammer zum Zwe­
cke des Datenabgleichs übersandt (n=445). 

Abbildung 2: 

Datenzusammenführung 
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Für diese Variante bestanden weder datenschutzrechtliche Probleme noch 
kollidierte das Vorhaben mit Vorschriften im Rahmen der ärztlichen Schwei­
gepflicht. Dieser erforderliche Datenabgleich ist - in Deutschland - nur für 
diese Untersuchung gelungen. 

3 Ziel und Methode der Untersuchung 

In die Untersuchung werden nicht nur die Beschaffungsdelikte im engeren 
Sinne - nämlich die klassische indirekte Beschaffungskriminalität ("Geldbe­
schaffung") und die sonstige indirekte Beschaffungskriminalität ("Drogenbe­
schaffung") mit einbezogen, sondern auch ausgewählte Folge- und Begleit­
delinquenz, die als Teil der Lebenswelt von Drogengebrauchern in unmittel­
barem Zusammenhang mit den oben genannten Beschaffungsdelikten steht 
(zur Systematik der Drogendelinquenz vgl. Kreuzer u. a. 1991). Auf die Dar­
stellung der direkten Beschaffungsdelikte wird verzichtet, da sich hier im 
Untersuchungszeitraum nur marginale Veränderungen ergeben haben. Als 
Ergebnis der Untersuchung wurde erwartet, dass die folgende theoretisch 
begründete Kausalkette sich auch empirisch nachweisen lässt: 

Verabreichung Rückgang 
von ---. des ---. 

Methadon Heroinerwerbs 

Rückgang 
der 

Beschaffungskriminalität 

Der ursprünglich gedachte Wirkungszusammenhang bezog sich also in erster 
Linie auf die Summe der Individualerfolge bei Substituierten - je mehr Dro­
gengebraucher sich im Programm befinden, desto eher müssten deren Be­
schaffungsdelikte insgesamt zurückgehen. Im Laufe der Untersuchung zeigte 
sich allerdings, dass für den erwarteten Rückgang der illegalen Beschaffung 
noch weitere Faktoren mitverantwortlich sein können. 

Erkenntnisse zur Entwicklung der Beschaffungsdelinquenz von Substituier­
ten liegen für Hamburg vor allem durch die Dokumentation der Begleitfor­
schungsergebnisse vor (Raschke 1994). Die dort gefundenen Ergebnisse 
basieren auf der Selbstauskunft interviewbereiter Patienten. Für die eigene 
Studie wurde als Untersuchungsmethode die Kombination aus einer Analyse 
der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) der Jahre 1984-1997 und einer 
Kriminalaktenanalyse gewählt. Aus der PKS geht die Anzahl aller KhD her­
vor, die als Tatverdächtige für bestimmte der Polizei bekannt gewordene 
Delikte ermittelt wurden. 
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Zusätzlich ermöglichte die Kooperation mit der Hamburger Ärztekammer, 
unter anderem das Datum zum Beginn einer Substitution für die Substituier­
ten im Programm zu erheben, die der Hamburger Polizei zu einem bestimm­
ten Zeitpunkt als KhD bekannt waren. Somit war es möglich, die Entwick­
lung der relevanten Straftaten, die diese Gruppe vor und nach Substitutions­
beginn beging, in den polizeilichen Kriminalakten nachzuvollziehen. 

Mit "vorher" ist ein bestimmter Zeitraum vor, mit "nachher" ein bestimmter 
Zeitraum nach Substitutionsbeginn einzelner, sich in der Stichprobe befindli­
chen Personen gemeint. Als sogenannte Referenzzeiträume wurden 6 Monate 
vor/nach Substitutionsbeginn, 12 Monate vor/nach Substitutionsbeginn sowie 
24 Monate vor/nach Substitutionsbeginn festgelegt, um kurz-, mittel- und 
längerfristige Entwicklungen aufzeigen zu können. 

Für diese Referenzzeiträume wurden zunächst pro Person chronologisch 
sämtliche polizeilich registrierten Vorgänge in den betreffenden Akten mit­
tels eines Erhebungsbogens erfasst. 

Nicht in die Auswertung aufgenommen wurden Zeiten, zu denen sich die 
Personen in Haft befanden. In diesem Falle wurde der Referenzzeitraum um 
die Haftzeit verlängert (Beispiel: Eine Person war vor bzw. nach Substituti­
onsbeginn ein halbes Jahr in Haft. Als Referenzzeitraum galt jetzt die Spanne 
zweieinhalb Jahre vor/nach Substitutionsbeginn abzüglich der Haftzeit). 

Die Fallzahlen beschaffungsrelevanter Delikte in Hamburg sinken seit An­
fang bis Mitte der 90er Jahre. Gleichzeitig stiegen die Substituiertenzahlen. 
Ob sich hier aus einer lediglich zufallig parallel verlaufenden Entwicklung 
das Vorliegen einer Kausalkette im oben genannten Sinne behaupten lässt, ist 
das Hauptziel der PKS - und Aktenanalyse. 

Darüber hinaus ermöglicht die Gegenüberstellung der Prävalenzen aller KhD 
(PKS) sowie der substituierten KhD (Akte) das Erkennen von parallel und 
nicht parallel verlaufenden Trends bei der Gruppen bezüglich einzelner De­
likte. Zwar stellen die in den Polizeiakten untersuchten Referenzzeiträume 
der substituierten KhD unterschiedliche Jahre umfassende Zeitfenster dar und 
sind schon aus diesem Grund nicht unbedingt mit der Jahreszeitreihe der PKS 
vergleichbar; Anhaltspunkte für Synchronizitäten lassen sich aber tendenziell 
beschreiben. 

Nachteil bei der Datenquellen (PKS und polizeiliche Akte) ist die Tatsache, 
dass lediglich das polizeiliche Hellfeld analysiert werden kann. Die der Poli-
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zei nicht bekannt gewordenen Taten verbleiben im Dunkelfeld. Der methodi­
sche Ansatz greift aber bewusst auf die Kriminalaktenanalyse zurück, um 
eine eventuelle Verzerrung der Ergebnisse in Richtung Verharmlosung (z. B. 
durch die Auswahl einer Patientengruppe mit hoher "compliance", durch 
deren Verschweigen gravierender Straftaten etc.) auszuschließen. Es ist an­
zunehmen, dass mit der hier realisierten Stichprobe aufgrund des Datenzu­
gangs eine Art "worst case"-Szenario unter den Substituierten untersucht 
wird. Die substituierten KhD hatten im Durchschnitt 30 Straftaten (115 hatte 
mehr als 50 Straftaten) im Polizeilichen Auskunftssystem (POLAS) aufzu­
weisen. Die Hälfte hatte langfristige Haftstrafen verbüßt, 10 % begannen mit 
der Substitution in der Iustizvollzugsanstalt. 

4 Wichtigste Ergebnisse im Überblick 

Das bedeutendste Ergebnis der vorliegenden Untersuchung ist die empirische 
Bestätigung, dass die Anzahl der Heroinerwerbsdelikte und die der indirekten 
Beschaffungsdelikte nach Substitutionsbeginn deutlich zurückgehen. 

Die Studie belegt, dass die erwarteten positiven Wirkungen des Methadon­
programms nicht nur von der zunehmenden Anzahl der Substituierten im 
Programm, sondern auch von der jeweiligen - zeitlich bedingten - Akzeptanz 
des Programms durch die Teilnehmer abhängig ist. So gehen langfristig die 
im Zentrum des sicherheitspolitischen Interesses stehenden Straftaten stark 
zurück (Inzidenzberechnung), welche die subjektive Sicherheit in Hamburg 
beeinflussen: insbesondere gilt dies für Wohnungseinbruch und Diebstahl aus 
Kfz. Aber auch Handel und Erwerb von Heroin, Schwarzfahren und Laden­
diebstahl nehmen langfristig stark ab. 

Auch die Zahl der registrierten Personen (Prävalenzberechnung) sinkt für die 
oben genannten Deliktsbereiche nach Substitutionsbeginn (intendierte Fol­
gen). 

Daneben wird der in anderen Untersuchungen bereits thematisierte Beikon­
sum Substituierter bestätigt: Cannabis- und Kokainerwerbsdelikte sowie im 
Zusammenhang mit Kokainkonsum stehende Aggressionsdelikte nehmen für 
einen Teil der Substituierten zu (nicht intendierte Folgen), ohne dass dadurch 
ein neuer Beschaffungszyklus ausgelöst wird. 
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4.1 Intendierte Folgen 

Die Untersuchung zu den intendierten Folgen konzentriert sich auf die empi­
rische Überprüfung der oben dargestellten Kausalkette "Verabreichung von 
Methadon ~ Rückgang des Heroinerwerbs ~ Rückgang der Beschaffungs­
kriminalität" sowie der oben dargestellten Ziele des Hamburger Substituti­
onsprogramms. 

Die Darstellung der Ergebnisse ist hier auf die Entwicklung der Anzahl poli­
zeilich registrierter Personen begrenzt (Prävalenzberechnung), weil ein Ver­
gleich der Ergebnisse von PKS - und Aktenanalyse nicht für Straftaten, son­
dern nur ftir auffällig gewordene Personen möglich ist. 

4.1.1 Rückgang der Drogenbeschaffung 

Betrachtet man die deliktische Entwicklung aller KhD seit 1994 (PKS­
Ergebnis) steigt das Schwarzfahren an, der Handel mit BtM nimmt leicht zu 
und der Heroinerwerb stagniert. 

Dagegen sinken ftir die ausgewiesenen substituierten KhD (Ergebnis der 
Aktenanalyse) das Schwarzfahren und der Heroinerwerb längerfristig hoch 
signifikant (p<.OI), der Handel mit BtM geht ebenfalls signifikant (p<.05) 
zurück (s. Abbildung 3). Die Kombination dieser drei rückläufigen Delikte 
wird als Anzeichen daftir gewertet, dass die substituierten KhD das alltägli­
chen Aufsuchen der Szene am Hauptbahnhof aufgeben. 

Das Ergebnis für Substituierte (Aktenanalyse) entspricht daher den Erwar­
tungen bezüglich der genannten Kausalkette (Verabreichung von Methadon 
~ Rückgang des Heroinerwerbs). 
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Abbildung 3: 

Polizeilich auffällige Probanden in den Bereichen Handel mit BtM, 
Schwarzfahren und Heroinerwerb (Prozentsatzdifferenz) 

Handel nit Btm 
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Weiter besteht ein hoch signifikanter Zusammenhang zwischen dem fortge­
setzten Erwerb harter Drogen nach Substitutions beginn und der Registrierung 
mit Geldbeschaffungsdelikten (Rückgang des Heroinerwerbs ~ Rückgang 
der Beschaffungskriminalität). Diejenigen, die trotz Methadonvergabe wei­
terhin mit Heroinerwerbsdelikten polizeilich auffielen, wurden sehr viel häu­
figer auch mit Geldbeschaffungsdelikten registriert. Während zwei Drittel 
derjenigen, die auch nach diesem Zeitpunkt mit Erwerbsdelikten polizeilich 
auffielen, auch mit Geldbeschaffungsdelikten registriert wurden, betrug die­
ser Anteil unter den Erwerbs"abstinenten" lediglich 40 %. 

Als Fazit bleibt die Feststellung, dass nach Beginn des Substitutionspro­
gramms längerfristig (Referenzzeitraum 2 Jahre) etwa die Hälfte der Substi­
tuierten nicht mehr mit Heroinerwerbsdelikten registriert wird. 

4.1.2 Rückgang der Geldbeschaffung 

Vor allem die Delikte, die der Geldbeschaffung dienen, haben einen relativ 
großen Einfluss auf die subjektive Sicherheit der in ihrem unmittelbaren 
Lebensumfeld betroffenen Wohnbevölkerung. 

Die Anzahl registrierter Personen in den Deliktsbereichen Wohnungsein­
bruch und Diebstahl aus Kfz sinkt nach Substitutionsbeginn (s. Abbildung 4). 
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Vor allem der Wohnungseinbruch geht längerfristig unter den substituierten 
KhD signifikant (p<.05) zurück. 

Auch die Ergebnisse der PKS-Analyse weisen in diese Richtung. Seit 
1993/94 geht die Anzahl aller KhD im Bereich der Geldbeschaffungsdelikte 
zurück. Dies betrifft vor allem den Diebstahl aus Kfz. Aber auch für den 
Wohnungseinbruch sinkt seit Mitte der 90er Jahre die Beteiligung von KhD. 

Als Sonderfall kann der Diebstahl aus Kfz beschrieben werden: Obwohl die 
Zahl der nach Substitutionsbeginn in diesem Deliktsbereich "Abstinenten" 
längerfristig nur geringfügig sinkt (Prävalenz), geht die Gesamtzahl der ver­
übten Taten im Vergleichszeitraum längerfristig erheblich zurück (Inzidenz). 
Grund für diese Entwicklung sind wenige (vormals) aktive Intensivtäter, die 
jetzt substituiert werden 

Abbildung 4: 

Polizeilich auffällige Probanden in den Bereichen Ladendiebstahl, Dieb­
stahl aus Kfz und Wohnungseinbruch (Prozentsatzdifferenz) 
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Einen weiteren Sonderfall stellt der Ladendiebstahl dar - über die Tatsache 
hinaus, dass er die Bevölkerung nicht in dem Maße wie z. B. der Wohnungs­
einbruch beunruhigen dürfte_ Die Anzahl der substituierten KhD, die nach 
Substitutionsbeginn beim Ladendieb~tahl registriert wurden, war längerfristig 
geringfügig höher als die entsprechende Anzahl vor Substitutionsbeginn. 
Betrachtet man allerdings zusätzlich die Inzidenz, so stellt sich heraus, dass 
längerfristig zwar mehr Personen registriert wurden, diese aber insgesamt 
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erheblich weniger Ladendiebstähle begingen - eine ähnliche Tendenz wie 
beim Diebstahl aus Kfz. 

Zusätzliche Beachtung sollte hier die Tatsache finden, dass sich mit der Än­
derung des Asylverfahrensgesetzes im Jahre 1993 die Kontrollintensität der 
Ladendetektive gegenüber Drogenkonsumenten tendenziell verschärft hat. In 
der PKS ist seit 1994 - neben einem sinkenden Anteil an Nichtdeutschen -
ein steigender Anteil an Kindern, Jugendlichen und eben auch KhD unter den 
ermittelten Ladendieben zu beobachten. 

Berücksichtigt man nun den Umstand, dass die Probanden, für die der Refe­
renzzeitraum von zwei Jahren berechnet werden konnte, im Jahre 1993 mit 
der Substitution begannen, kann davon ausgegangen werden, dass diese 
Gruppe in den zwei Jahren nach diesem Zeitpunkt einer intensiveren Kon­
trolle durch die Detektive ausgesetzt war als noch in den zwei Jahren vor 
Substitutionsbeginn. Es ist also durchaus möglich, dass sie vor Substitutions­
beginn lediglich weniger beim Ladendiebstahl auffielen, weil sich die Detek­
tive eher auf die Gruppe der Nichtdeutschen konzentriert hatten. So würde 
sich dann die Prävalenzsteigerung nach Substitutionsbeginn erklären. 

Die Ergebnisse entsprechen der oben beschriebenen Kausalkette «Verabrei­
chung von Methadon ~ (Rückgang des Heroinkonsums) ~ Rückgang der 
Beschaffungskriminalität)). Damit kann gesagt werden, dass durch das Sub­
stitutionsprogramm das Ziel erreicht wird, diejenigen Beschaffungsdelikte 
zu reduzieren, die insbesondere die subjektive Sicherheit beeinträchtigen. 

4.2 Nicht intendierte Folgen 

4.2.][ Ausweitung des Kokainangebots 

Wie oben dargestellt, geht der Heroinerwerb unter den substituierten KhD 
kurz-, mittel- und längerfristig stark zurück. Allerdings nimmt stattdessen 
zunächst der Erwerb von Kokain im Einjahresvergleich hochsignifikant 
(p<.OI) zu. Langfristig (im Zweijahresvergleich) steigt der Erwerb von Can­
nabis signifikant (p<.05), während der Kokainerwerb wieder sinkt (s. Abbil­
dung 5). 

Ein Drittel derjenigen substituierten KhD, die nach Substitutionsbeginn nicht 
mehr mit Heroin registriert wurden, ist stattdessen durch Kokainerwerb poli­
zeilich auffällig geworden. Grund: Der durch die Einnahme von Methadon 
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durch Heroin nicht mehr erziel bare "Kick" wird durch den "Kick" mit Ko­
kain (intravenös) ersetzt. Der Gesamtanstieg des Kokainerwerbs ist aber nicht 
allein auf dieses Phänomen zurückzuführen: lediglich im ersten Jahr nach 
Substitutionsbeginn werden sporadische Kokainerwerbsdelikte durch diese 
Gruppe registriert, längerfristig geht dieser Deliktsbereich wieder zurück. Der 
Beikonsum von Kokain löst daher keinen neuen Beschaffungszyklus bei den 
substituierten KhD aus. 

Abbildung 5: 

Polizeilich auffällige Probanden in den Bereichen Kokain-, Cannabis­
und Heroinerwerb (Prozentsatzdifferenz) 
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Auch auf der Aggregatebene der PKS findet sich ein Gesamtanstieg des Ko­
kainerwerbs_ Während der Heroinerwerb unter allen KhD zwischen 1992 und 
1994 stark abnahm, stagniert er seit 1995. Der Kokainkonsum jedoch nimmt 
seit 1994 kontinuierlich zu. 

Zurückzuführen ist diese Entwicklung auf die Situation in der offenen Szene: 
Bei gleichbleibender Intensität der polizeilichen Kontrolle im Rahmen des 
Handlungskonzeptes St. Georg registriert diese dort eine stark steigende Zahl 
der Kokainerwerbsfälle. Die Zahl der registrierten Kokainerwerbsfälle stieg 
in St. Georg von 1994 bis 1997 von 357 auf 1.462. 

Es ist denkbar, dass die Heroinerwerbsdelikte aufgrund der Ausweitung des 
Substitutionsprogramms nicht ansteigen. Allerdings ist die Annahme, dass 
die Kokainerwerbsdelikte innerhalb der offenen Szene exakt aus diesem 
Grund ansteigen, ebenso plausibel. 
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Ein Indiz für diesen Erklärungsansatz ist die geringe Anzahl von registrierten 
Kokainerstkonsumenten: In ganz Hamburg wurden in den Jahren 1996 und 
1997 lediglich 124 bzw. 159 Kokainerstkonsumenten registriert, d. h. die 
Steigerung wird verursacht durch Drogengebraucher, die schon länger als 
KhD (mit Heroin) registriert ,sind. 

Auch die Tatsache, dass durch das Auftauchen der Konkurrenzdroge Kokain 
ein Preisrückgang in der Szene (konkurrierende Dealersegmente) sowohl bei 
Heroin als auch bei Kokain zu beobachten ist (s. Abbildung 6), kann als eine 
weitere nicht intendierte Folge des Hamburger Substitutionsprogramms be­
zeichnet werden. Der Mindestpreis für ein Szenepäckchen Heroin (Menge: 
0.1 g) beträgt seit 1995 10 DM bzw. sogar darunter (8 DM in 1997), ein Ko­
kainkügelchen (Menge: O.1g) kostet seit 1996 im günstigsten Fall 10 DM. 

Abbildung 6: 

Mindestpreise für ein Szenepäckchen Heroin bzw. Kokain (1992-1997) 
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Gegner einer repressiven Drogenpolitik kritisierten übereinstimmend, zu­
nehmende polizeiliche Kontrolle erzeuge steigende Schwarzmarktpreise und 
erhöhe so die Beschaffungskriminalität (vgl. Quensel 1982). Das Substituti­
onsprogramm könnte dafür verantwortlich sein, dass diese kontraproduktive 
Konsequenz staatlicher Drogenbekämpfung keine Gültigkeit mehr besitzt. 

4.2.2 Zunahme der Aggressionsdelikte 

Sowohl die Ergebnisse der Aktenanalyse als auch die der PKS zeigen einen 
Anstieg der durch KhD begangenen Aggressionsdelikte. Die Anzahl der 
Probanden aus der Aktenanalyse, die mit einem Aggressionsdelikt registriert 
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wurden, stieg nach Substitutionsbeginn im Einjahresvergleich signifikant 
(p<.05) an (s. Abbildung 7). 

Zeitlich geht die Steigerung der Aggressionsdelikte am Hauptbahnhof mit 
dem Anstieg des Kokainkonsums einher (Ergebnis der PKS-Analyse). 

Für die substituierten KhD lässt sich allerdings feststellen, dass kein signifi­
kanter Zusammenhang zwischen Kokainerwerb und Aggressionsdelikten 
besteht, d. h. dass diejenigen, die mit Kokainerwerb registriert werden, nicht 
häufiger als diejenigen ohne ein solch.es Delikt mit Aggressionstaten auffällig 
werden. Bemerkenswert ist, dass die Aggressionsdelikte der substituierten 
KhD häufig nicht im öffentlichen Raum, sondern in Privatwohnungen oder in 
der Nachbarschaft stattfinden. 

Abbildung 7: 

Polizeilich auffällige Probanden im Bereich der Aggressionsdelikte 
(Prozentsatzdifferenz ) 
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Auffällig .ist auch die Zunahme der Aggressionsdelikte unter allen KhD 
(PKS). Zurückzuführen ist diese Steigerung auf die Entwicklung innerhalb 
der Szene rund um den Hauptbahnhof: In St. Georg steigt die Zahl der Stra­
ßenraube zwischen 1994 und 1997 von 413 auf 513, im gleichen Zeitraum 
die der Körperverletzungen von 598.auf 853 und die der Widerstände gegen 
die Staatsgewalt Von 78 auf 226. Ob sich die Straßenraube bzw. Körperver­
letzungen aller KhD gegen andere Szenemitglieder oder gegen Außenstehen­
de richten, ist aus der PKS nicht zu ,entnehmen, da für das Opfer das Merk-
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mal "KhD" nicht erfasst wird. Die zunehmende Zahl der Widerstände ist 
erwartbares Resultat der intensiven Dezentralisierungsversuche der Hambur­
ger Polizei am Hauptbahnhof (insgesamt 196.148 Platzverweise von Mai 
1995 bis Februar 1998). Die Steigerung der Aggressionsdelikte am Haupt­
bahnhof ist demnach in erster Linie auf nichtsubstituierte KhD zurückzufüh­
ren, die substituierten KhD wurden mit diesen Delikten häufig im W ohnum­
feld registriert (s.o.). 

Die an der Regulierung der Szene beteiligten "remedy agents" (szenenahe 
Drogenhilfeeinrichtungen und die im Rahmen der öffentlichen Sicherheit 
tätige Polizei) zeigen erste Reaktionen. Szenenahe Hilfeeinrichtungen sind 
von den spezifischen Erscheinungen eines zunehmenden Kokainkonsums 
betroffen: den kürzeren Abbauzeiten bzw. höheren Konsumfrequenzen sowie 
der erhöhten Aggressivität und häufigerer psychotischer Episoden der Geb­
raucher (vgl. Homann u. a. 1999). 

4.3 Wirkungen der nicht intendierten Folgen 

Ursprünglich war angenommen worden, dass die Beschaffungskriminalität 
insgesamt sinkt, weil die sich im Programm befindenden Personen aufgrund 
des wegfallenden Finanzierungsdrucks durch die kostenlose Vergabe des 
Ersatzstoffes keine solchen Delikte mehr begehen müssen. Über die hier 
untersuchten substituierten KhD hinaus profitieren aber auch die nicht sub­
stituierten User vom Methadonprogramm. Ausgangspunkt dieses Prozesses 
ist die sinkende Nachfrage nach Heroin durch den Wegfall von Substituierten 
als Kunden. 

Dabei gefährden die beiden zuerst genannten nicht intendierten Folgen (er­
höhtes Kokainangebot und Preisrückgang harter Drogen) nicht etwa den 
Rückgang der Beschaffungskriminalität, sie forcieren ihn sogar. Die zurück­
gehenden Preise sowohl für Heroin als auch für Kokain senken den Finanzie­
rungsbedarf bei der Gruppen auf der Basis klassischer Beschaffungskrimina­
lität. 

Für die Substituierten, die weiterhin sporadisch konsumieren, stellt sich ein 
zweifacher Kostenminimierungseffekt ein: einerseits konsumieren sie selte­
ner als vor Substitutionsbeginn, andererseits zahlen sie für ihren Beikonsum 
einen geringeren Preis. 
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---------------------------

5 Fazit 

Die empirische Studie bestätigt in weiten Teilen den bislang lediglich ver­
muteten Wirkungszusammenhang zwischen Substitution, sinkendem Heroin­
bedarf und rückläufiger Beschaffungsdelinquenz ausdrücklich für die als 
besonders problematisch geltende Gruppe der polizeilich registrierten Kon­
sumenten harter Drogen. Jenseits dieser Bestätigung ergibt sich noch ein 
weiteres überraschendes Ergebnis von interbehördlichem wie innenpoliti­
schem Interesse: 

Das staatliche Substitutionsprogramm hat durch die kostenlose Vergabe von 
Methadon aus gesundheitlichen Gründen den Effekt, dass die Schwarzmarkt­
preise für illegale Drogen (Heroin und Kokain) sinken. Dies wiederum hat 
Auswirkungen auf die Finanzierung dieser illegalen Drogen durch indirekte 
Beschaffungskriminalität für alle - also auch nichtsubstituierte - Konsumen­
ten. Insofern gelingt es, durch staatliche Methadonsubstitution die Schwarz­
marktpreise zu beeinflussen und letztendlich dadurch einen zusätzlichen 
marktbedingten, schadensbegrenzenden Effekt zu erzielen. 

Abbildung 8: 

Folgen der Opiatsubstitution für Drogenmarkt und Drogenbekämpfung 

sinkende sinkende Umorlentlerung 
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staatliche Veränderungen 
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bekämpfung 
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- Untersuchungsergebnisse -- Schlussfolgerungen 

Dies bestätigt, dass die Hamburger Drogenpolitik durch die gewählten scha­
densbegrenzenden Strategien (Reduktion der Beschaffungskriminalität durch 
Substitution mit Methadon wie auch durch Ausbau unterschiedlicher Ange-
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bote zum Ausstieg aus der Sucht) die genannten innenpolitischen Ziele er­
reicht hat und weiter ausbauen kann. 

Die staatliche Opiatsubstitution kann für die polizeiliche Rauschgiftbekämp­
fung aber auch neue strategische Fragen aufwerfen (beispielsweise bezogen 
auf die Bedeutung der Kontrolle von Konsumentendelikten und die Bewer­
tung von Entwicklung wie Bedeutung offener Drogenszenen). 

Einfluss auf die Antworten dürften auch die abzuwartenden Ergebnisse des 
Modellversuchs zur staatlichen Heroinvergabe haben. 
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Replikation der 
("Bochum 111") 
untersuchung 

Dunkelfelduntersuchung in Bochum 
Ausgewählte Ergebnisse einer Langzeit-

Detlef Fetchenhauer und Brigitta Goldberg 

Mit der Untersuchung Bochum III wurden bezogen auf das Jahr 1998 die 
kriminalgeographisch orientierten Arbeiten fortgesetzt, die schon 1975 ( .. Bo­
chum I") und 1986 ( .. Bochum 11") mit weitgehend demselben Leitungsteam 
und gleicher Methodik durchgeführt worden sind.48 Diese dritte Untersu­
chung räumt somit die Möglichkeit ein, im zeitlichen Längsschnitt über drei 
Jahresmesspunkte (1975, 1986 und 1998) hinweg kriminalpolitisch relevante 
Entwicklungen in einer durchschnittlichen deutschen Großstadt zu betrach­
ten. Die Ergebnisse resultieren aus einer speziellen Hellfelderhebung und 
einer Bevölkerungsumfrage (n = 1.661). Im Vordergrund standen dabei fol­
gende Themen: Ausmaß und Veränderungen der Kriminalität im Hell- und 
Dunkelfeld, des Anzeigeverhaltens, der Kriminalitätsfurcht sowie des Anse­
hens der Polizei. Aus diesem Forschungsprojekt sollen in diesem Beitrag 
einige ausgewählte Ergebnisse vorgestellt werden. 

1 Entwicklung von Diebstahl und Körperverletzungen im Hell- und 
Dunkelfeld 

Ein Blick in die PKS zeigt, dass sich die offiziell registrierte Kriminalität in 
Deutschland in den letzten 25 Jahren mehr als verdoppelt hat. Hierbei ist vor 
allem bei den Gewaltdelikten eine dramatische Zunahme zu verzeichnen.49 

Mit weIcher Vorsicht solche Zahlen zu interpretieren sind, zeigt jedoch fol­
gender Befund aus den USA: Nach den Daten des National Crime Survey 
waren die Prävalenzraten hinsichtlich schwerer Gewaltkriminalität (Mord, 
Vergewaltigung, Raub, schwere Körperverletzung) 1996 auf dem niedrigsten 
Stand seit 1973, nach den offiziellen Statistiken des PBI (Uniform Crime 

48 Die Untersuchung Bochum III erscheint in der Forschungsreihe des BKA und zwar unter 
folgendem Titel: Schwind, Hans-DieterlFetchenhauer. Detlef/Ahlbom. WilfriedlWeiß. Rü­
diger: Kriminalitätsphänomene im Langzeitvergleich (1975/86/98) am Beispiel einer deut­
schen Großstadt (Bochum). BKA-Forschungsreihe. Wiesbaden 2001. 

49 Siehe § 3 in der Untersuchung Bochum III. 
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Report) ist die schwere Gewaltkriminalität im gleichen Zeitraum jedoch um 
116 % gestiegen. 

Vor diesem Hintergrund wurde in der Untersuchung Bochum III überprüft, 
wie sich die Prävalenzraten von Diebstahls- und Körperverletzungsdelikten 
in den letzten 25 Jahren entwickelt haben und ob sich das Anzeigeverhalten 
der (Bochumer) Bevölkerung signifikant verändert hat. Hierbei ergaben sich 
folgende Resultate: 

Bezüglich der untersuchten Diebstahlsdelikte waren grundsätzlich keine 
bedeutenden Veränderungen festzustellen. Sowohl die Fallzahlen als auch die 
Anzeigequote waren weitgehend konstant. Zu allen drei Messzeitpunkten 
(1975, 1986, 1998) wurden ca. 10 % aller Fälle von Diebstahl ohne erschwe­
rende Umstände angezeigt. Der entsprechende Wert für Fälle von Diebstahl 
unter erschwerenden Umständen lag bei ca. 40 %. 

Hinsichtlich der Körperverletzungsdelikte ergab sich jedoch ein deutlich 
anderes Bild. Übersicht 1 zeigt, wie sich die Anzahl angezeigter und nicht 
angezeigter Körperverletzungen über die letzten 23 Jahre entwickelt hat. 

Während die Werte zwischen 1975 und 1986 sowohl im Hell- als auch im 
Dunkelfeld weitgehend konstant geblieben sind, zeigte sich zwischen 1986 
und 1998 eine deutliche Zunahme. Diese bezog sich jedoch vor allem auf die 
Anzahl angezeigter Straftaten: dort war eine Steigerung von 990 auf l.976 
Fälle zu verzeichnen. Die Zunahme nicht angezeigter Körperverletzungen 
war hingegen deutlich schwächer. 1986 gab es ca. 6.200 Fälle, 1998 betrug 
ihre Anzahl ca. 6.800. 

Diese Zunahme war zudem statistisch nicht signifikant. Zusätzlich zu den 
absoluten Werten sind in Übersicht I auch die Konfidenzintervalle abgebil­
det, die sich für die Summe der nicht angezeigten Körperverletzungen erge­
ben. Wie man sieht, überschneiden sich die Konfidenzintervalle der drei 
Bochumer Untersuchungen. 

Während sich somit bei der Betrachtung der Hellfelddaten mit einer Zunah­
me von über 100 % eine dramatische Entwicklung abzeichnet, ergibt sich für 
die Summe der angezeigten und nicht angezeigten Körperverletzungen ledig­
lich eine Zunahme von etwa 20 % (von ca. 7.200 auf 8.700 Fälle). 
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UbefSlcht I' 

Entwicklung angezeigter und nicht angezeigter Körperverletzungen in 
den Untersuchungen Bochum I bis Bochum III 

Anzahl o Angezeigte Fälle 
an Fällen 

(6J Nicht angezeigte Fälle 

11.000 

10000 

9.000 

8.000 

7.000 

6.000 

5.000 

4.000 

3.000 

2.000 

1000 1.976 

Bochum I Bochum II Bochum IJJ 

Somit deutet sich an, dass die Zunahme an Körperverletzungen, wie sie in der 
PKS ausgewiesen wird, zum Teil auf eine tatsächliche Zunahme, zum Teil 
jedoch auch auf ein verändertes Anzeigeverhalten zurückgeführt werden 
kann, wie dies zum Beispiel bereits von Heinz50 vermutet wurde. 

2 Resultate zum Anzeigeverhalten von Kriminalitätsopfern 

2.1 Wahrgenommene Fähigkeit zum Erstatten einer Anzeige 

In einer Vielzahl von Untersuchungen wurde überprüft, welche Faktoren die 
Bereitschaft von Kriminalitätsopfern beeinflussen, eine erlittene Straftat bei 
der Polizei anzuzeigen (für einen Überblick siehe § 7 in der Untersuchung 

50 Heinz, Wolfgang: 1ugendkriminalität zwischen Verhannlosung und Dramatisierung. In: 
DVl1-1ournal, 19. 8, Heft 3,1997, S. 272. 
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Bochum III). Eine Variable, die in diesen Untersuchungen bislang jedoch 
weitgehend vernachlässigt wurde, ist das Ausmaß, indem ein Kriminalitäts­
opfer glaubt, über die notwendigen Kenntnisse und Fähigkeiten zu einer 
Anzeigenerstattung zu verfügen. Es erscheint jedoch plausibel, dass Opfer 
erlittene Straftaten nur dann anzeigen, "Yenn sie sich hierzu subjektiv in der 
Lage fühlen. 

Vor diesem Hintergrund wurden die Probanden in der Untersuchung Bo­
chum III danach gefragt, wie leicht oder schwer es ihnen fällt, eine Anzeige 
zu erstatten. Übersicht 2 zeigt die Häufigkeitsverteilung der Antworten auf 
diese: Frage. 

Übersicht 2: 

Subjektive Leichtigkeit einer Anzeigenerstattung (deskriptive Ergeb­
nisse) 

Ist es für Sie persönlich eher leicht oder eher schwer, 
eine Anzeige zu erstatten? 

sehr schwer 6,6% (107) 
eher schwer 26,4 % (429) 
eher leicht 39,2% (634) 
sehr leicht 27,8 % (450) 

Hinter den Prozentwerten stehen in Klammem die absoluten Zahlen. 
Bei 41 Probanden lagen bzgl. dieser Frage keine Angaben vor. 

Den meisten Probanden fiel es nach eigenen Angaben "eher leicht" bzw. 
"sehr leicht", eine Anzeige bei der Polizei zu erstatten (67,0 %). Rund ein 
Drittel aller Befragten hielt dies jedoch für "eher schwer" bzw. "sehr 
schwer". 

Die subjektive Leichtigkeit, eine erlittene Straftat bei der Polizei anzuzeigen, 
korrelierte - allerdings nur schwach - mit einer ganzen Reihe sozio­
demographischer Variablen: Deutsche, Männer und ältere Probanden schätz­
ten sich selbst kompetenter ein als Nichtdeutsche, Frauen und jüngere Pro­
banden. Darüber hinaus war die subjektive Fähigkeit zur Anzeigenerstattung 
um so größer, je höher der Bildungsstand einer Person und das Prestige des 
von ihr ausgeübten Berufes war. 
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Übersicht 3 verdeutlicht, dass die Tendenz, eine erlittene Straftat anzuzeigen, 
(unter anderem) davon abhing, in welchem Maße sich ein Proband dazu von 
seinen Fähigkeiten und Kenntnissen in der Lage sah. 

Übersicht 3' 

Anzeigequoten in Abhängigkeit von der selbst eingeschätzten Kompe­
tenz zur Anzeigeerstattung 

Anzeigequote 

47,4 % 

sehr leicht eher leicht eher bzw. sehr schwer 

"Ist es für Sie persönlich eher leicht oder eher schwer, eine Anzeige zu erstatten?" 

Während die Probanden, denen es "sehr leicht" fiel, eine Anzeige zu erstat­
ten, in nahezu der Hälfte aller Viktimisierungen (47,7 %) Anzeige erstattet 
haben, waren es von den Probanden, denen dies "eher schwer" bzw. "sehr 
schwer" fallt5

), mit 28,6 % weniger als ein Drittel. 

Dieses Ergebnis impliziert wichtige kriminalpolitische Schlussfolgerungen: 
Zukünftige Aufklärungskampagnen sollten (zumindest unter anderem) darauf 
abheben, den Bürgern stärker als bislang zu verdeutlichen, auf welche Weise 
erlittene Straftaten bei der Polizei angezeigt werden können. Eine Möglich­
keit hierzu bestünde zum Beispiel darin, jeden Bürger darüber zu informie­
ren, auf welche Weise Opfer krimineller Handlungen die Polizei alarmieren 
können bzw. wo sich das nächste für.ihn zuständige Polizeirevier befindet. 

51 Diese beiden Kategorien wurden zusammengefasst. weil nur ein sehr kleiner Teil aller Opfer 
angegeben hatte, dass ihnen eine Anzeige "sehr schwer" falle. 
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2.2 Versicherungsschutz und Anzeigeverhalten 

In vielen Studien zeigte sich, dass Opfer von Straftaten eher zu einer Anzeige 
neigen, wenn sie gegen den erlittenen Schaden versichert sind und eine Straf­
anzeige eine notwendige Bedingung zuLErlangung der Versicherungssumme 
darstellt (für einen Überblick siehe § 7 in der Untersuchung Bochum III). 
Übersicht 4 zeigt, wie sich der Zusammenhang zwischen Versicherungs­
schutz und Anzeigeverhalten (bei Diebstahlsdelikten) zwischen 1975 und 
1998 entwickelt hat. 

Während es 1975 nur einen schwachen (und nicht sfgnifikanten) Zusammen­
hang gab, lag die Anzeigequote 1998 bei versicherten Diebstahlsdelikten 
fünfmal so hoch wie bei nicht versicherten. Es zeigt sich somit, dass Fälle 
von Diebstahl zunehmend nur noch dann angezeigt werden, wenn das Vor­
liegen bestimmter Versicherungsbedingungen eine solche Anzeige erfordert. 

Übersteht 4: 

Anzeigequoten und Versicherungsschutz in den Untersuchungen Bo­
chum I und Bochum III 
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Diese Tatsache bleibt vermutlich nicht ohne Auswirkungen darauf, mit weI­
chem Engagement die Ermittlungstätigkeiten in solchen Fällen von der Poli­
zei vorangetrieben werden. Da das Ziel der Strafverfolgung des Täters zu­
nehmend in den Hintergrund rückt, sondern die Anzeige lediglich dem Er­
langen der Versicherungssumme dient52

, fühlen sich nach Kaiser53 in solchen 
Situationen viele Ermittlungsbeamte als ,,Büttel der Versicherungen" und 
wenden sich bevorzugt "schwerwiegenderen" Straftaten zu. Die Polizei hat in 
solchen Situationen lediglich eine "Dienstleistungsfunktion", indem sie das 
Vorliegen eines Schadensfalls protokolliert und bestätigt. 

Darüber hinaus ist noch auf einen weiteren (kriminalstatistischen) Aspekt 
dieses Ergebnisses hinzuweisen. Wenn die Anzeigebereitschaft (zumindest 
bei Diebstahlsdelikten) weitgehend vom Versicherungsschutz des Opfers 
abhängt, ist die Entwicklung von Diebstahlsdelikten, wie sie in der PKS 
ausgewiesen wird, in hohem Maße von der Versicherungsausstattung der 
Bevölkerung sowie Veränderungen der Versicherungsbedingungen abhängig. 
So wird z. B. in der PKS seit Jahren eine sinkende Anzahl an Fahrraddieb­
stählen ausgewiesen. Es bleibt aber zumindest unklar, ob deren Anzahl tat­
sächlich rückläufig ist oder ob dies daran liegt, dass in immer weniger Haus­
ratversicherungen auch eine Absicherung gegenüber dem Diebstahl eines 
Fahrrads enthalten ist. 

3 Resultate zur Kriminalitätsfurcht 

Die Kriminalitätsfurcht ist ein Thema, das sowohl in der Wissenschaft als 
auch in Politik und Medien häufig diskutiert wird. Auch aus kriminalpoliti­
scher Sicht ist die (Entwicklung der) Kriminalitätsfurcht in der Bevölkerung 
relevant, denn sie kann sich auf das Vertrauen in die Durchsetzungskraft des 
Rechtsstaates auswirken und kriminal politische Forderungen auslösen: näm­
lich solche nach der Verstärkung der Primär- und/oder Sekundär- und/oder 
Tertiärprävention. 

In der Untersuchung Bochum III wurde die Kriminalitätsfurcht auf drei Ebe­
nen gemessen und zwar entsprechend der Annahme, dass sie sich sowohl in 

52 In einigen Fällen hofft ein Opfer wahrscheinlich sogar, dass die Straftat nicht aufgeklärt 
wird, nämlich dann, wenn der von der Versicherung zu erwartende Betrag über dem subjek­
tiven Wert der gestohlenen Sache liegt (z. B. bei Neuwert-Versicherungen). 

53 Kaiser, Günther: Kriminologie. Heidelberg 1996 (3. Aufl.), S. 555. 
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Gefühlen und dem daraus resultierenden Verhalten als auch in Einschätzun­
gen bestimmter Aspekte äußern kann: 

• Die gefühlsbezogene (affektive) Ebene wurde durch das Unsicherheits­
gefühl erfasst: "Wie sicher fühlen Sie sich hier in Ihrer Wohngegend, 
wenn Sie alleine sind?'\; jeweils differenziert nach tagsüber und nachts 
sowie außerhalb und innerhalb der Wohnung. 

• Auf der Ebene der verstandesbezogenen (kognitiven) Einschätzungen 
wurde gefragt nach der Kriminalitätsentwicklung in den letzten fünf Jah­
ren, nach der Vorkommenshäufigkeit bestimmter schwerer Straftaten 
sowie der Viktimisierungserwartung (also der Erwartung, im nächsten 
Jahr selbst Opfer zu werden). 

• Die verhaltensbezogene (konative) Ebene wurde durch das Vermei­
dungsverhalten der Befragten und die Ergreifung von Abwehrmaßnah­
men erfasst. 

3.1 Langzeitentwicklung 

Ein Schwerpunkt der Untersuchung Bochum III war die Langzeitentwicklung 
bestimmter Kriminalitätsphänomene. Bezogen auf die Kriminalitätsfurcht 
ergaben sich dabei im wesentlichen kaum Veränderungen. Die Resultate des 
Jahres 199954 wichen in allen drei Komponenten kaum von den Ergebnissen 
der Jahre 1976 und 1987 ab. 

Hierbei zeigte sich, dass es sich bei der Kriminalitätsfurcht um ein weitge­
hend subjektives Phänomen handelt, das von objektiven Entwicklungen und 
Randbedingungen nur wenig beeinflusst wird. So gab es in der Untersuchung 
Bochum III keinen Zusammenhang zwischen der objektiven Kriminalitäts­
belastung eines Bezirkes und den Unsicherheitsgefühlen seiner Bewohner. 
Das heißt in Bochumer Bezirken mit hoher Kriminalitätsbelastung waren die 
Unsicherheitsgefühle der Bewohner nicht stärker als in Bezirken mit niedri­
ger Kriminalitätsbelastung. 

Eine nennenswerte Veränderung ergab sich allerdings beim Vergleich der 
Unsicherheitsgefühle von Frauen und Männern (vgl. Übersicht 5). In allen 

54 Die Erhebung fand vom 7. Januar bis zum 5. März 1999 statt. Die Informaltonen über das 
Hellfeld und über das Dunkelfeld beziehen sich (rückblickend) auf das Jahr 1998. dIe Mei­
nungsäußerungen der Befragten zur Kriminalitätsfurcht dagegen auf den Befragungszeit­
punkt. also auf 1999. 
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drei Untersuchungen äußerten weibliche Befragte mehr Unsicherheitsgefühle 
als männliche. Allerdings hat sich diese Differenz in der Untersuchung Bo­
chum III im Vergleich zu den Untersuchungen Bochum I und II verringert. 
Während der Prozentsatz der Männer, die sich nachts außerhalb der Woh­
nung "sehr unsicher" fühlten, über die drei Jahresmesspunkte nahezu iden­
tisch geblieben ist (etwa 8 %), hat sich der Anteil der sehr unsicheren Frauen 
von 36,8 % (1976) über 30,0 % (1987) auf 24,2 % (1999) reduziert. 

Ubersicht 5: 

Nächtliches Unsicherheits gefühl außerhalb der Wohnung nach dem 
Geschlecht in den Untersuchungen Bochum I, II und III 

36,8 % 

Anteil der Probanden, die sich nachts außerhalb der Wohnung 
in der eigenen Wohngegend "sehr unsichter" fühlen 

30,0 % 
24,2 % 

Bochum I Bochum 11 Bochum III 

I D Frauen fl!j Männer I 

Als Erklärung für die im Vergleich mit den Männern stärkeren Unsicher­
heitsgefühle der Frauen wird zumeist eine größere körperliche, psychische 
und auch finanzielle Verletzbarkeit von Frauen angeführt (Vulnerabilitätsthe­
se). Daneben spielen aber sicherlich auch das Rollenverhalten bzw. die unter­
schiedliche Erziehung und Sozialisation von Männern und Frauen eine Rolle. 
Vor allem in diesen Bereichen gab es im letzten Vierteljahrhundert einen 
Wandel, der sich auch im Rückgang der Unsicherheitsgefühle der Frauen 
widerspiegelt. 
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3.2 Neuere Forschungsansätze 

Zusätzlich zu den für die Betrachtung der Langzeitentwicklung identisch 
gehaltenen Fragen aus den Untersuchungen Bochum I und 11 wurden auch 
neue Items in die Bevölkerungsumfrage aufgenommen, um neueren Erkennt­
nissen der Kriminologie Rechnung zu tragen. 

Hier sollen zwei Items genauer dargestellt werden: die Frage nach der Ein­
schätzung bestimmter schwerer Straftaten sowie die Frage nach der Bewälti­
gung von Opfererfahrungen. Hierdurch sollte näher ergründet werden, mit 
welchen Faktoren die Kriminalitätsfurcht zusammenhängt. 

3.2.1 Einschätzung der Vorkommenshäufigkeit bestimmter schwerer 
Straftaten 

Im Bereich der kognitiven Komponente wurde 1999 erstmals die Einschät­
zung erfragt, wieviel Prozent aller pro Jahr in der Bundesrepublik Deutsch­
land bei der Polizei angezeigten Delikte auf Mordffotschlag, gefährliche! 
schwere Körperverletzung bzw. Raub entfallen. 

Dabei kam es zu einer erheblichen Überschätzung der Vorkommens häufig­
keit der genannten Gewaltstraftaten (vgl. Übersicht 6). 

So wurde der Anteil von Mord und Totschlag in der PKS im Mittel auf 10 % 
geschätzt (tatsächlich lag der Anteil 1998 bei 0,04 %), was einer Überschät­
zung um den Faktor 250 entspricht. Nicht ganz so hoch, aber immer noch 
deutlich waren die Überschätzungen der anderen Delikte: Der Anteil von 
gefährlicher und schwerer Körperverletzung wurde im Mittel auf 20 % ge­
schätzt (tatsächlich: 1,7 %) und die Häufigkeit von Raubstraftaten im Mittel 
auf 30 % (tatsächlich: 1,0 %). 
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Ubersicht 6: 

Überschätzung der Vorkommenshäufigkeit schwerer Straftaten in der 
Untersuchung Bochum III 

"Wieviel Prozent aller pro Jahr in der Bundesrepublik Deutschland bei der Polizei angezeig-
ten Delikte entfallen nach Ihrer Einschätzung auf die folgenden Straftaten?" 

Median 
tatsächlicher Überschätzung 

Wert55 um den Faktor ... * 
MordfTotschlaK 10 % 0,04% 250 
Gefährliche/Schwere 

20% 1,71 % 12 
Körperverletzung 
Raub 30% 1,00 % 30 

* Die Überschätzung wird berechnet, indem der Median durch den tatsächlichen Wert geteilt 
wird. 

Dass diese Überschätzungen mit der überproportionalen Häufigkeit der Be­
richterstattung über Gewaltstraftaten in den Medien zu tun haben dürften, 
bietet sich als primäre Erklärung dieses Phänomens an. In den Medien wer­
den komplexe Zusammenhänge vereinfacht und dramatisiert; durch selektive, 
einseitige Information sowie Sensationsorientierung entsteht ein verzerrtes 
Bild. Schließlich sind die Gewaltstraftaten durch die häufigen Medienbe­
richte im Gedächtnis der Menschen vorhanden und abrufbar, wodurch das 
Vorkommen höher eingeschätzt wird. Eine weitere Erklärung könnte darin 
liegen, dass die schweren Straftaten besonders bedrohlich sind und dadurch 
von den Befragten als dominant erlebt und angegeben werden. 

Weitergehend wurde untersucht, ob es einen Zusammenhang zwischen der 
Überschätzung der Vorkommenshäufigkeit schwerer Straftaten und den Un­
sicherheitsgeftihlen der Befragten gibt. Dabei ergab sich, dass die Unsicher­
heitsgefühle um so stärker waren, je mehr die Vorkommenshäufigkeit über­
schätzt wurde. 

Besonders gut lässt sich dieser Zusammenhang anhand der Überschätzung 
der Delikte Mord und Totschlag verdeutlichen (vgl. Übersicht 7): Die Be­
fragten, die den Anteil der Vorkommenshäufigkeit von MordfTotschlag auf 
unter 1 % schätzten, lagen mit ihren· Unsicherheitsgeftihlen im Durchschnitt 

55 Bundeskriminalamt (Hg.): Polizeiliche Kriminalstatistik 1998 Bundesrepublik Deutschland. 
Wiesbaden 1999, S. 30. 
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bei 2,5. Dagegen war der Mittelwert der Unsicherheitsgefühle mit 4,0 bei 
Befragten, die von einer Vorkommenshäufigkeit von Mor<ltrotschlag über 
40 % ausgingen, deutlich höher. 

Ubersicht 7: 

Zusammenhang zwischen dem Unsicherheitsgefühl und der geschätzten 
Vorlkommenshäufigkeit von Mord und Totschlag in der Untersuchung 
BochumIII 

Ausmaß des 
Unsicherheltsgeflihls 
(Mittelwerte auf einer 
Skala von 0 bis 12) 

unter 1 % 1-5 % 

4,0 

6-10% 11-20 % 21-40 % über 40 % 

Von den Pbn vermutete VorkommenshäufigkeIt von Mord und Totschlag 

3.2.2 Bewältigung von Opfererfahrungen 

Bezogen auf die Viktimisierungsperspektive (also die Frage, inwieweit sich 
eine vorangegangene Opfererfahrung auf die Kriminalitätsfurcht auswirkt) ist 
in der Untersuchung Bochum III erstmals ein Item zur Bewältigung der Op­
fererfahrung erhoben worden: Die Opfer wurden danach gefragt, wie oft sie 
noch an ihre Opferwerdung denken. Diese Frageformulierung wurde in An-
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lehnung an den Stressverarbeitungsfragebogen von JankeIErdmanniKallus56 

gewählt, nach dem ein häufiges Denken an negative Erlebnisse eine schlechte 
Bewältigung offenbart. Damit hebt sich die Untersuchung Bochum III von 
anderen Studien ab, in denen zumeist nur indirekt über soziodemographische 
Variablen auf die Bewältigungsfahigkeiten geschlossen wird. 

Durch die Frage nach der Bewältigung der Opfererfahrung sollte dem 
scheinbaren Widerspruch nachgegangen werden, dass Opfer zwar eine höhe­
re Erwartung äußern, erneut viktimisiert zu werden, aber im Vergleich zu 
Nicht-Opfern kein verstärktes Unsicherheitsgefühl aufweisen. Unsere Ver­
mutung war, dass die Stärke der Unsicherheitsgefühle der Opfer mit dem 
Gelingen bzw. Misslingen der Bewältigung ihrer Viktimisierung zusammen­
hängt. 

Diese Vermutung konnte bestätigt werden. Es zeigte sich, dass Opfer um so 
stärkere Unsicherheits gefühle äußerten, je häufiger sie noch an ihre Viktimi­
sierung dachten (d. h. je schlechter sie ihre Opfererfahrung bewältigt haben). 
Deutlich wird dieser Zusammenhang in der Übersicht 8: Einerseits unter­
schieden sich Opfer und Nicht-Opfer ohne Berücksichtigung der Bewälti­
gung nicht in ihren Unsicherheitsgefühlen (siehe die beiden linken Säulen der 
Übersicht). Andererseits verstärkte sich das Unsicherheitsgefühl, je häufiger 
die Opfer noch an die Viktimisierung dachten, also je schlechter sie die Op­
fererfahrung bewältigt haben (siehe die rechten Säulen). 

56 Janke. W.! Erdmann, G.! Kallus, W. (Hg.): Stressverarbeitungsfragebogen (SVF). Göttin­
gen 1985. 
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Übersicht 8: 

Zusammenhang zwischen der Bewältigung von Opfererfahrungen und 
Unsicherheitsgefühlen in der Untersuchung Bochum 111 

Ausmaß des 

lInsicherheits­

g,efühls 

2 

o 
Nicht- Opfer 
Opfer 

Opferslatus 

• Nicht-Opfer L!l Opfer 

überhaupt selten manchmal häufig sehr häufig 
nicht 

Fragestellung an die Opfer 

"Wie häutig denken Sie heute noch an dieses Erlebnis 1" 

Somit ist nicht die bloße Erfahrung einer Viktimisierung ausschlaggebend für 
verstärkte Unsicherheitsgefühle, sondern vor allem das Gelingen bzw. Miss­
lingen der Bewältigung einer solchen Opfererfahrung. 

3.3 Kriminalpolitische Folgerungen 

Abschließend sollen aus den dargestellten Resultaten einige kriminalpoliti­
sche Folgerungen abgeleitet werden zur Frage, wie die Unsicherheitsgefühle 
der Bevölkerung reduziert werden können: 

• Die Unsicherheitsgefühle können nicht bzw. nicht allein durch eine Re­
duzierung der Kriminalität gesenkt werden, denn es besteht kein Zu­
sammenhang zwischen der objektiven Kriminalitätsbelastung und den 
Unsicherheitsgefühlen. 

• Dagegen könnte eine bessere Aufklärung über die tatsächliche Vorkom­
menshäufigkeit schwerer Delikte weiter helfen, denn die Unsicherheits-
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gefühle hängen mit der Überschätzung der Vorkommenshäufigkeit zu­
sammen. 

• Schließlich können die Unsicherheitsgefühle der Opfer gesenkt werden, 
indem ihnen Unterstützung bei der Bewältigung der erlebten Straftaten 
angeboten wird, beispielsweise durch Selbsthilfegruppen oder Opferhil­
feeinrichtungen. 
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